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1. EINLEITUNG

Die Neuaufstellung des Beschwerdemanage-
ments der Polizei Hamburg geht zurück auf die 
Nachbereitung des G20-Gipfels im Jahr 2017 
(Konsequenzen aus der Aufarbeitung der ge-
walttätigen Ausschreitungen rund um den 
G20-Gipfel im Sonderausschuss der Hamburgi-
schen Bürgerschaft, Drs. 21/14466) sowie den 
Koalitionsvertrag über die Zusammenarbeit in 
der 21. Legislaturperiode der Hamburgischen 
Bürgerschaft. Hierzu wurde im Juni 2020 durch 
die den Senat tragenden Parteien festgestellt:
 
„Die allen Bürger*innen offenstehende Be-
schwerdestelle der Polizei wird zu einem ei-
genständigen starken Qualitätssicherungs-
instrument mit unmittelbarer Anbindung bei 
der*m Polizeipräsident*in weiterentwickelt 
und entsprechend ausgestattet. Sie bearbei-
tet Einzelfälle vertraulich und weisungsunab-
hängig und stellt in einem Jahresbericht, der 
auch der Bürgerschaft zugeleitet wird, ein zu-
sammenhängendes Lagebild aufgetretener 
Konfliktkonstellationen dar.“ 

Diese Absichtserklärung wurde im Oktober 
2020 in der Hamburgischen Bürgerschaft mit 
dem Antrag der Regierungsfraktionen, Drs. 
22/1930 „Mehr Transparenz und Bürgernähe: 
Hamburgs Polizei bekommt eine neue Be-
schwerdestelle“, bekräftigt und weiter präzisiert. 
Dieser stellte die Neuaufstellung des Beschwer-
demanagements der Polizei Hamburg explizit 
in den Kontext der G20 - Aufarbeitung sowie 
der andauernden Aufarbeitung von bekannt-
gewordenen Vorwürfen und nachgewiesenen 
Vorfällen radikalisierten, teils extremistischen 

und rassistischen Fehlverhaltens in Sicherheits-
behörden des Bundes und der Länder. 

Der Antrag zielte auf (1) aktive Konfliktaufarbei-
tung durch die neue Dienststelle, auf (2) Öff-
nung für interne Beschwerden von Mitarbei-
tenden der Polizei, auf einen (3) neuen 
Schwerpunkt im Bereich Analyse mit dem Ziel 
der Früherkennung und der Aufnahme aktuel-
ler Erkenntnisse in Aus- und Fortbildung. 
Schließlich wurde ein (4) Controlling, eine 
deutliche (5) quantitative und qualitative Per-
sonalaufstockung sowie (6) jährliche Bericht-
erstattung zu Lagebild und Erkenntnissen als 
Grundlage für politische Erörterungen und 
Planungen gefordert. 

In etwa zeitgleich fasste die Ständige Konfe-
renz der Innenminister und –senatoren (IMK) 
vor dem Hintergrund aktueller Fälle und Vor-
würfe polizeilichen Fehlverhaltens insbeson-
dere mit radikalem, teils extremistischem und 
rassistischem Hintergrund mehrere Beschlüsse, 
um derartigen Entwicklungen konsequent ent-
gegenzuwirken. Ziel dieser Strategie ist es, Ver-
besserungen in der Personalauswahl, der Aus- 
und Fortbildung, der Prävention, der Aufarbei-
tung und Sanktionierung, dem Umgang mit 
Beschwerdeführenden und Opfern, der Erken-
nung und proaktiven Bearbeitung konflikt-
trächtiger Konstellationen sowie der wissen-
schaftlichen Flankierung der entsprechenden 
Prozesse herbeizuführen. 

Die Implementierung eines neuen Beschwer-
demanagements innerhalb der Polizei Ham-
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burg fügt sich daher nicht nur in die darge-
stellten Entwicklungen, sondern auch in um-
fassende Anstrengungen der Behörde für In-
neres und Sport sowie der Polizei Hamburg, 
dem Umgang mit Vorwürfen polizeilichen Fehl-
verhaltens zukünftig proaktiv und nachhaltig 
zu begegnen. Getragen wird diese Idee von 
dem Gedanken, sich durch die strukturelle Ein-
bindung der einzelnen Organisationseinhei-
ten innerhalb der Polizei Hamburg sowie der 
polizeilichen Aus- und Fortbildung an der Aka-
demie der Polizei und den ihr angeschlosse-
nen Instituten neue Wege in der Auseinander-
setzung, Bearbeitung und Auflösung von Be-
schwerden zu erschließen.

Der hier vorgelegte erste Jahresbericht der 
Dienststelle Beschwerdemanagement und Dis-
ziplinarangelegenheiten (BMDA) folgt dem o. 
g. Auftrag aus Drs. 22/1930 und macht zudem 
deutlich, wie die Behörde für Inneres und Sport 
im Teilbereich Beschwerdewesen die Be-
schlusslage der IMK umgesetzt hat bzw. diese 
auch zukünftig weiter fördern wird. Im Folgen-
den werden die neue Konzeption und der Auf-
bau der Dienststelle sowie erste Arbeitsergeb-
nisse und Analysen aus dem Berichtszeitraum 
März 2021 bis März 2022 vorgestellt. Sie ver-
deutlichen die Veränderungen im Umgang 
mit Bürgerkritik an polizeilichem Handeln, aber 
auch einer intrinsischen Motivation der Polizei 
Hamburg für eine verbesserte Fehlerkultur, 
auch über den Einzelfall hinaus.

2. ZUSAMMENFASSUNG

Am 1. März 2021 hat die neu konzeptionierte 
und neu aufgestellte Dienststelle Beschwerde-
management und Disziplinarangelegenhei-
ten (BMDA) der Polizei Hamburg ihre Arbeit 
aufgenommen. Im Rahmen des Neuaufbaus 
der Dienststelle wurden die Möglichkeiten der 
Beschwerdeführung ausgeweitet und zusätzli-
che niedrigschwellige Formate geschaffen, 
um u.a. auch anonyme sowie polizeiinterne 
Beschwerden zu ermöglichen. In der Hambur-
ger Innenstadt wurde eine Außenstelle einge-
richtet, das BMDA wurde zudem personell 
durch internes und externes Fachpersonal ver-
stärkt. Mit der direkten Anbindung beim Polizei-
präsidenten wird die Vermeidung von Zeit- und 
Schnittstellenverlusten, bei gleichzeitiger Ge-
währleistung größtmöglicher Unabhängigkeit, 
angestrebt.

Das neue Beschwerdemanagement der Poli-
zei Hamburg versteht sich als bedingungsloser 
Ansprechpartner bei offenen Fragestellungen 
der Bürgerinnen und Bürger zum Handeln der 
Polizei Hamburg und informiert die Amtsleitung 
über seine Feststellungen. Drei Schwerpunkte 
standen im Mittelpunkt der Neukonzeptionie-
rung, namentlich (1) Niedrigschwelligkeit, ein 
(2) multiperspektivischer Ansatz mit einer akti-
ven Beschwerdebearbeitung sowie der (3) 
Aufbau von Analyse und Früherkennungskom-
petenz. Transparenz, Kompetenz und Konse-
quenz sind Merkmale der im BMDA neu ge-
schaffenen Prozesse. Die Mitarbeitenden des 
BMDA bearbeiten Beschwerden vertraulich, 
weisungsunabhängig, interdisziplinär und fair 
im Interesse der Beschwerdeführenden wie 
auch der Beschwerten. Sie beziehen in ihrer 
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Herangehensweise bewusst die emotionale 
Ebene der Beschwerdeführenden ebenso wie 
die Handlungslogiken der beschwerten Polizei-
bediensteten mit ein. Für die Beschwerdeführen-
den wie für die Beschwerten soll ein konsensfähi-
ger Verfahrensabschluss erreicht werden. Bei als 
berechtigt erkannten Beschwerden steht nicht 
die Sanktionierung, sondern die Eröffnung einer 
künftig verbesserten Form des Umganges im 
Mittelpunkt der Suche nach Lösungen.

Die Beschwerdebearbeitung soll zu einem ei-
genständigen Instrument der Qualitätssiche-
rung der Polizei entwickelt werden, mit dem früh-
zeitig strukturelle Fehlentwicklungen erkannt und 
Gegenmaßnahmen konzipiert und umgesetzt 
werden können. Dabei sollen einerseits allge-
meine wiederkehrende Konflikte erkannt und 
aufgelöst werden, andererseits bildet die Aufde-
ckung radikaler Haltungen innerhalb der Orga-
nisation Polizei einen Schwerpunkt der Arbeit des 
BMDA, da insbesondere politisch motiviertes 
Fehlverhalten das Ansehen und das Vertrauen 
in die Unparteilichkeit der Polizei nachhaltig 
schädigt und einer unmissverständlichen Ge-
genreaktion bedarf. Das BMDA kooperiert in sei-
nem Wirken eng mit Expertinnen und Experten 
in Fachdienststellen, mit den internen und exter-
nen Forschungs- und Beratungsinstituten der 
Polizei Hamburg sowie mit Organisationen der 
Zivilgesellschaft und der Wissenschaft.

Im Berichtszeitraum (1. März 2021 – 28. Februar 
2022) erreichten das BMDA insgesamt 1249 Be-
schwerden und 1287 weitere Eingänge, die los-
gelöst vom Beschwerdeaufkommen zu betrach-

ten sind (vgl. Infobox 1). Der weit überwiegende 
Teil der Eingänge erfolgte per E-Mail, klassische 
Kommunikationsformate traten dagegen zu-
rück. Die Beschwerden wurden in den Hauptka-
tegorien (Einsatzwahrnehmung, Ermittlung, ru-
hender sowie fließender Verkehr, Versammlun-
gen/Veranstaltungen sowie sonstige Beschwer-
den, vgl. Infobox 3) geclustert und ausgewertet; 
hierbei ergaben sich im Berichtszeitraum keine 
besonderen Auffälligkeiten. Rd. 20 % der im Be-
richtsjahr bearbeiteten Beschwerdefälle entfie-
len auf weitere, teils aus aktuellem Anlass ge-
wählte Sonderkategorien (Corona-Bezug, Ras-
sismus-Bezug, diskriminierendes Verhalten, Hass-
kriminalität, politisches bzw. sexuell motiviertes 
Fehlverhalten, vgl. Kapitel 5.4). Außerdem gin-
gen im Berichtszeitraum 14 interne Beschwerden 
durch die Bediensteten der Polizei Hamburg ein. 

1082 Beschwerdeverfahren konnten im Be-
richtszeitraum abgeschlossen werden, davon 
wurden nach dem neu strukturierten Untersu-
chungsverfahren abschließend 84 Beschwer-
den als berechtigt, 116 als teilberechtigt und 
673 als unberechtigt bewertet 1. 

Der Anteil der 200 als berechtigt bzw. teilbe-
rechtigt bewerteten Beschwerden am Ge-
samtbeschwerdeaufkommen beträgt 16,0 %. 
Zugleich umfasst der messbare Umfang poli-
zeilichen Handelns im Berichtszeitraum 503.870
Einsätze 2. 

1 	 Hinzu kommen 209 Beschwerden der Kategorie „ohne Bewertung“. Hierunter fallen Beschwerden, denen kein individuelles Fehlverhalten 	
	 zugrunde liegt, sondern die auf organisationale Strukturen, insbesondere auf den Einsatz von Ressourcen abzielen (Vgl. Kapitel 4.2).

In Relation gesetzt, erwuchsen aus 0,2 % aller 
polizeilichen Einsätze im Betrachtungszeitraum 
Beschwerden. Bezogen auf die Gesamtzahl 

2 	 Die Zahl basiert auf den erhobenen Daten der Schutzpolizei im Berichtszeitraum über das Hamburger Einsatzleitsystem HELS. 
	 (Stand: Februar 2022)
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3. KONZEPT UND AUFBAU DER DIENSTSTELLE

Die Neuaufstellung des BMDA gründete auf 
einer Struktur, die ihren Ursprung in der Organi-
sationsreform 2005 hat. Dabei wurde die in-
haltliche Bearbeitung von Beschwerde- und 
Disziplinarsachverhalten auf die unmittelbar 
dem Polizeipräsidenten nachgeordnete Ebene 
der Leiter der polizeilichen Dienststellen (Orga-
nisationsleiter) delegiert. Die im damaligen 
Stab des Polizeipräsidenten (Präsidialstab) ver-
bliebene zentrale Beschwerdestelle be-
schränkte sich auf administrative Aufgaben 
wie z.B. dem Controlling und der Qualitätssi-
cherung. 

Innerhalb der Organisationsreform Projekt Mo-
dernisierung der Polizei (ProMod) kam es 2013 
zu einer erneuten Zentralisierung der Be-
schwerde- und Disziplinarangelegenheiten an 
einer Dienststelle. Dieser spezielle Bereich der 
internen Qualitätssicherung wurde der neu 
aufgebauten Organisationseinheit Personal 
(PERS) übertragen und der hierfür eigens ge-
schaffenen Stabsdienststelle PERS02 angeglie-
dert, die eine primär koordinierende, auf Ein-

haltung administrativer Notwendigkeiten ge-
richtete Funktion hatte. Die Qualitätssicherung 
in der Beschwerdebearbeitung oder die in-
haltliche Auswertung des Beschwerdeaufkom-
mens rückten damit in den Hintergrund.

An dieser Struktur setzte die aktuelle Neuorien-
tierung und Neuaufstellung des Beschwerde-
wesens in der Polizei Hamburg an. Sie wurde 
ab August 2020 durch die Behörden- und 
Amtsleitung, den zukünftigen Leiter des BMDA 
sowie Fachleute erörtert, konzeptioniert und 
umgesetzt. Im Mittelpunkt standen (1) Schwer-
punkte der Neuausrichtung, (2) Einbettung 
bestehender Strukturen, (3) Prüfung formaler, 
insbesondere rechtlicher Grundlagen und (4) 
haushalterischer Rahmenbedingungen sowie 
(5) Umorganisation und Stellenbesetzungen, 
dies teilweise mit fachlicher Unterstützung in-
terner und externer Partner. Nachfolgend wer-
den zunächst die inhaltlichen Überlegungen 
und im Anschluss daran Schritte zu deren 
Operationalisierung dargestellt und erläutert.

der Einsätze waren davon 0,04 % berechtigt 
bzw. teilberechtigt. Auswertungen des Be-
schwerdeaufkommens im ersten Tätigkeitsjahr 
des BMDA erlauben erste Aussagen zu Be-
schwerdeinhalten und Strukturdaten, die je-

doch überwiegend statistisch noch nicht va-
lide sind, doch bereits aufschlussreiche Hin-
weise gegeben haben, etwa im Bereich ge-
zielter Fortbildungen und Dienstunterrichte zur 
Nutzung von Social Media. 
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3.1 INHALTLICHE NEUORIENTIERUNG

Der offiziellen Arbeitsaufnahme der neuen 
Dienststelle Beschwerdemanagement und Dis-
ziplinarangelegenheiten (BMDA) am 1. März 
2021 ging eine Phase konzeptioneller Überle-
gungen und Neuorientierungen sowie organi-
satorischer Planungen voraus, die im Folgen-
den kurz dargestellt wird. Nach einer Skizze der 
Ausgangsbasis werden die der Neuaufstellung 
des Beschwerdemanagements zugrundelie-
genden Überlegungen dargelegt. Diese orien-
tieren sich an den drei Schwerpunkten:

	f Niedrigschwelligkeit 
	f Multiperspektivischer Ansatz
	f Analyse und Früherkennung. 

Niedrigschwelligkeit 
Ermöglichen und Ermutigen: Diese Begriffe ste-
hen im Zentrum des neuen Anspruchs der 
Dienststelle. Niedrigschwelligkeit soll mit unter-
schiedlichen Maßnahmen erreicht werden. Im 
Mittelpunkt stehen 

	– die rasche Bereitstellung erweiterter, 
einschließlich dezentraler und ano-
nymer Kommunikationsmöglichkei-
ten und Plattformen sowie

	– der Aufbau ergänzender Kompetenz 
für die Kommunikation mit Beschwer-
deführenden.

Negative Erfahrungen im Kontakt mit Polizei 
können ein Hemmnis darstellen, das Erlebte 
auf einer Polizeidienststelle oder gegenüber 
einem/r Polizeibediensteten zu Protokoll zu ge-
ben. Die Befürchtung, zusätzliche Nachteile 
durch die Beschwerdeführung zu erfahren, 
aber auch die Sorge davor, nicht entscheiden 
zu können, ob ein verletzendes oder diskrimi-

nierendes Erlebnis einem Mann oder einer 
Frau geschildert werden muss, kann dazu füh-
ren, dass Kritik gegenüber der Polizei nicht aus-
gesprochen wird. Das neugeschaffene, viel-
seitige Angebot, das im Folgenden ausführ-
lich dargestellt wird, soll die Aufwertung des 
Beschwerdewesens und die Aufforderung zu 
seiner Nutzung unterstreichen. Es soll ein in 
sich schlüssiges System verschiedener Zu-
gangswege bieten, das sich an den Präferen-
zen unterschiedlicher Zielgruppen orientiert.

Die Interaktion der Bürger mit der Polizei er-
reicht bei Betroffenen immer auch eine emoti-
onale Dimension, die in die Betrachtung ge-
rade kritischer, umstrittener Sachverhalte un-
bedingt mit einzubeziehen ist. Deshalb ist für 
die Untersuchung von Beschwerden ein Pers-
pektivwechsel erforderlich, der wiederum eine 
besondere Sozialkompetenz der Mitarbeiten-
den voraussetzt. So ist der Kontakt mit Be-
schwerdeführenden oftmals zunächst durch 
starke Emotionen wie Wut, Ungerechtigkeits- 
und Ohnmachtsgefühle geprägt. In derarti-
gen Situationen vernachlässigt eine rein recht-
liche Argumentation die für den Beschwerde-
führenden viel wichtigere Emotionalität. 

Um diese zu berücksichtigen, aber zu kanali-
sieren, brauchen die Mitarbeitenden des 
BMDA Methodenwissen für eine kritische Ge-
sprächsführung und persönliche Ressourcen 
für ein auf Ausgleich ausgelegtes Konfliktma-
nagement. Integrierendes Verstehen setzt ein 
vertieftes Wissen zu Diversität und kultureller 
Vielfalt einer Großstadt voraus und ist entschei-
dend, um allen urbanen Zielgruppen respekt-
voll und an den jeweiligen Bedürfnissen orien-
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tiert begegnen zu können. Hintergründe für 
polizeiliches Handeln müssen Betroffenen er-
klärt, erkanntes Fehlverhalten problematisiert 
und in der konkreten Fallbearbeitung individu-
ell aufgelöst werden. Bei allen Verfahrensbetei-
ligten muss Vertrauen geschaffen werden, 
dessen Basis ein unvoreingenommenes und 
wertfreies Zuhören ist. Die konzeptionelle Neu-
ausrichtung bei der Untersuchung von polizei-
lichem Fehlverhalten erfordert daher eine 
neue, professionelle Sensibilität im Umgang 
mit kritikwürdigem, aber noch nicht normativ 
zu sanktionierenden Grenzverletzungen.  

Multiperspektivischer Ansatz 
Bürgerinnen und Bürger, Polizeikolleginnen 
und –kollegen sollen in verschiedenen Forma-
ten ermutigt werden, Kritik und Beschwerden 
an die Polizei Hamburg zu richten, aber auch 
im Rahmen der Untersuchung - soweit mög-
lich - erreicht und in ihren Erwartungen nicht 
enttäuscht werden. Die objektivierbare Bear-
beitung von Beschwerden soll die Beschwer-
deführenden nach Möglichkeit zufriedenstel-
len, betroffenen Polizeibediensteten und 
Dienststellen ergebnisoffen begegnen und 
der Polizei Hamburg zugleich wertvolle Hin-
weise für eine positiv gelebte Fehlerkultur lie-
fern. Im Vordergrund steht daher eine dezi-
dierte und grundsätzlich persönliche Ausein-
andersetzung mit der Intention der Beschwer-
deführenden und unter der bewussten 
Einbeziehung von drei Perspektiven, nament-
lich der (1) des Beschwerdeführenden, (2) der 
Organisation Polizei Hamburg und (3) des Be-
schwerten bzw. der beschwerten Dienststelle. 

Ausdrücklich richtet sich der multiperspektivi-
sche Anspruch der Dienststelle BMDA auch in 
die Organisation selbst. Die Dienststelle BMDA 
ist Teil der Polizei Hamburg. Sie wird sowohl ex-

tern als auch polizeiintern wahrgenommen, 
nicht selten kritisch. Losgelöst von der hand-
werklichen Ausgestaltung ihrer Prozesse sind 
Glaubwürdigkeit und Transparenz von zentra-
ler Bedeutung für die Arbeit des BMDA. Die Ak-
zeptanz der Dienststelle ist – extern wie polizei-
intern – direkt abhängig von ihrer Unparteilich-
keit sowie der Nachvollziehbarkeit des Zustan-
dekommens ihrer Untersuchungsergebnisse. 
Multiperspektivität aus Sicht einer von einer 
Beschwerde betroffenen Dienststelle oder ei-
nes beschwerten Mitarbeitenden umfasst folg-
lich zwei Aspekte, namentlich (1) Neutralität 
sowie die (2) Einbeziehung örtlicher Detailinfor-
mationen (z.B. bereits vorausgegangene Kon-
flikte), die dem BMDA nicht vorliegen. 

Letztlich soll durch die Zusammenführung aller 
verfügbaren Informationsquellen zu einem Be-
schwerdevorgang eine objektivierbare Auflö-
sung der Kritik herbeigeführt werden. Das Auf-
bauteam des BMDA hat entsprechend einen 
dreistufigen Bearbeitungszyklus entwickelt (vgl. 
Kapitel 4), der eine ganzheitliche, analytisch 
ausgerichtete Untersuchung ermöglicht. Au-
ßerdem soll mit der Einführung standardisierter 
Verfahrensabläufe die Erfassung und Aufbe-
reitung von Daten erleichtert werden. 
 

Analyse und Früherkennung
Gerade die aktuelle Pandemie-Lage zeigt, 
dass – oft auch kurzfristige - gesellschaftliche 
Entwicklungen unmittelbare Folgen für die Ar-
beit der Polizei Hamburg haben. Gerade die 
Auswertung von Fehlern (oder entsprechen-
den Vorwürfen) kann hier wertvolle Hinweise 
liefern. Beschwerden sind eine Form kostenlo-
ser Unternehmensberatung, wenn eine ler-
nende Organisation sie entsprechend nutzt.
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Neben der Ertüchtigung bestehender Kom-
petenzen im polizeilichen Beschwerdema-
nagement ist deshalb die gezielte Auswer-
tung des Beschwerdeaufkommens und deren 
wesentliche Inhalte ein zentrales Element in 
der neuen, strukturanalytischen Ausrichtung 
des BMDA. Schwerpunkte sind hier die (1) Ge-
winnung und Zusammenführung von Erkennt-
nissen zu Lagebildern, die (2) Auswertung 
und der Abgleich mit Lagebildern anderer zu-
ständiger Dienststellen wie DIE und polizeili-
cher Staatsschutz sowie deren (3) Nutzung für 
die kurzfristige Entwicklung passgenauer Ge-
genmaßnahmen sowie präventiver Maßnah-
men, etwa in Aus- und Fortbildung. 

Dabei priorisiert das BMDA Sachverhalte, in 
denen eine Ungleichbehandlung von Min-
derheiten oder das Geschlecht ausschlagge-
bend für die Beschwerde sind sowie Vorwürfe 
im Kontext politischer Radikalisierung. Für 
diese gesellschaftspolitisch sensiblen Themen 
will das BMDA ein Fachwissen entwickeln, mit 
dem entsprechende Vorfälle in der Polizei 
Hamburg benannt und konsequent ange-
gangen werden können. Zum Aufbau eines 
Frühwarnsystems steht die Dienststelle BMDA 
außerdem im engen Kontakt zu internen und 
externen Fachdienststellen, die an dieser 
Stelle über ein besonderes Expertenwissen 
verfügen (vgl. Kapitel 8).  

3.2 NEUE KOMPETENZEN UND ZUSTÄNDIGKEITEN

Handlungsleitend war die Idee, eine interne 
Qualitätssicherung für den Umgang mit Be-
schwerden und polizeilichem Fehlverhalten an 
einer Dienststelle zu bündeln, die als vertrauens-
voller Ansprechpartner sowohl für Bürgerinnen 
und Bürger zur Verfügung steht, als auch inner-
halb der Organisation Polizei wirkt.

Hierzu wurden unterschiedliche Modelle erör-
tert; nach Abwägung fiel die Entscheidung für 
eine (erneute) Zusammenführung der Untersu-
chung und Bearbeitung von Beschwerde- und 

Disziplinarsachverhalten (analog der Vorgän-
gerorganisation PERS02). Sowohl Beschwerden 
als auch Disziplinarverstöße setzen Regelverlet-
zungen voraus, die einer organisationalen Wür-
digung bedürfen. Beide Bereiche weisen regel-
haft strukturelle Parallelen auf, insbesondere in 
ihrem Zustandekommen und sind für den Be-
schwerdeführer nicht oder nur schwer zu unter-
scheiden. Das Unterscheidungsmerkmal ergibt 
sich aus der inhaltlichen Qualität des Fehlver-
haltens und dem sich daran anschließenden 
Verfahren.

INFOBOX 1
Beschwerden, Disziplinarverstöße, 

Eingaben, Belehrungen und sonstige Mitteilungen 

Während einer Beschwerde ein kritikwürdiges, allerdings nicht normativ belegtes Fehlver-
halten zu Grunde liegt, basiert das Disziplinarverfahren auf dem Verdacht eines Versto-
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ßes gegen beamtenrechtliche Bestimmungen, die sich aus entsprechenden Rechtsnor-
men ableiten lassen. In Abgrenzung zum Straf- und Disziplinarrecht enthält die Beschwerde 
keinen Hinweis auf einen Gesetzesverstoß, sondern stellt auf ein als kritikwürdig empfunde-
nes Verhalten ab. Jede eingehende negative Äußerung wird durch das Beschwerdema-
nagement auf das Vorliegen eines beschwerdefähigen Inhaltes überprüft. 

In der Polizeidienstvorschrift (PDV 350) ist die Beschwerde verbindlich definiert: 
„Beschwerden sind kritische Äußerungen über das Verhalten von Polizeibediensteten oder 
über Zustände und Maßnahmen im Verantwortungsbereich der Polizei Hamburg. Dabei 
muss der Begriff „Beschwerde“ nicht ausdrücklich genannt worden sein. Allgemeine ne-
gative Behauptungen, bloße Mitteilungen und Belehrungen sind keine Beschwerden im 
Sinne dieser Vorschrift.“

Eingaben werden an den Eingabenausschuss der Hamburgischen Bürgerschaft gerich-
tet. Die Dienststelle BMDA ist auch für die Beantwortung von Eingaben (Bitten oder Be-
schwerden) zuständig, welche sie über den Eingabenausschuss der Bürgerschaft errei-
chen. 

Sonstige neutrale Mitteilungen und Belehrungen, also die Polizei betreffenden Anliegen 
ohne Beschwerdecharakter, werden ebenfalls bei dem BMDA bearbeitet. Ebenso über-
nimmt das Beschwerdemanagement die Bearbeitung von Lob und Anerkennungen, die 
Bürgerinnen und Bürger für die Polizei äußern. 

Die Wahrnehmung beider Aufgabenbereiche 
ermöglicht eine unmittelbare Zusammenfüh-
rung und gemeinsame Analyse gewonnener 
und die kurzfristige Entwicklung geeigneter 

Aus- und Fortbildungsangebote, sowie – dort 
wo nötig – mittelfristig die Überarbeitung und 
Anpassung polizeiinterner Regelungen.

Beschwerdemanagement/
Disziplinarangelegenheiten
POLIZEI HAMBURG
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Seit dem 1. Februar 2021 ist die Dienststelle 
BMDA unmittelbar dem Polizeipräsidenten un-
terstellt. Damit wird sowohl polizeiextern wie in-
tern die herausgehobene Stellung der neuen 
Dienststelle verdeutlicht. Zum anderen wird die 
Autonomie des BMDA innerhalb der Gesamt-
organisation bzw. gegenüber anderen Orga-

3.3 NEUORGANISATION

Anbindung
Zur geplanten Neuausrichtung der Dienststelle 
BMDA gehörte eine organisatorische Anbin-
dung, die sowohl den Bürgerinnen und Bür-
gern als auch den Angehörigen der Polizei 
bereits signalisiert, dass die Polizei Hamburg in 

der Beschwerdebearbeitung eine neue und 
klare Priorität setzt. Dazu gehörte ein unmittel-
bar sichtbarer Kompetenzzuwachs, wie er 
auch dem Beschluss der Hamburger Bürger-
schaft entspricht.

Grafik 1: Organigramm der Polizei Hamburg – Stand April 2021
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nisationseinheiten garantiert und damit die 
größtmögliche Unabhängigkeit der Beschwer-
debearbeitung im Rahmen der gewählten or-
ganisationsinternen Lösung gewährleistet. In 
der Folge können die Mitarbeitenden des 
BMDA weitgehend eigenständig Grundsatz-
entscheidungen für den Umgang mit Be-



 17

schwerden sowie deren Bearbeitung treffen. 
Die in Vorgängerdienststellen überwiegend 
auf die Verwaltung eingehender Sachverhalte 
ausgerichtete Funktion wurde durch eine 
Fachdienststelle mit Gestaltungsanspruch 
und -kompetenz abgelöst.

Kompetenzzuwachs 
Der Zuwachs an Kompetenzen ist konkret nor-
miert und durch die Anpassung der PDV 350 
intern verbindlich geregelt. Alle Mitarbeiten-
den des BMDA verfügen über umfassende Be-
fugnisse zur Untersuchung von Beschwerde-
sachverhalten. Von Beschwerden betroffene 
Dienststellen und deren Mitarbeitende sind 
dem BMDA bei der Aufklärung im Rahmen der 
rechtlichen Voraussetzungen voll umfänglich 
auskunfts- und unterstützungspflichtig. Ergän-
zend hierzu bestehen umfangreiche Rechte 
zum Betreten von Dienststellen. Akten und digi-
tale Vorgänge dürfen für die Aufgabenwahr-
nehmung eingesehen werden. Ausnahmen 
gelten nur bei Sachverhalten, die der Geheim-
haltung unterliegen.

Werden im Zuge der Bearbeitung (außerhalb 
von Disziplinarverfahren) weitergehende Maß-

nahmen ggü. Polizeibediensteten als notwen-
dig erkannt und angeordnet (Beispiel: erkann-
ter Fortbildungsbedarf eines beschwerten Be-
diensteten), so sind die Vorgaben des BMDA 
für die betroffenen Dienststellen verbindlich 
und umzusetzen. Der Vollzug angeordneter 
Maßnahmen ist an das Beschwerdemanage-
ment zu melden und wird dort erfasst. Dieser 
deutliche, formal fixierte Kompetenzzuwachs 
ist eine wesentliche Voraussetzung für die Ef-
fektivität des BMDA im erforderlichen Change-
management.    

Organisatorische Trennung der 
Bearbeitung von Disziplinar- und 
Beschwerdeverfahren
Die Bearbeitung von Disziplinar- und Beschwer-
deverfahren wurde zwar in der Dienststelle 
BMDA zusammengeführt, innerhalb dieser 
aber strikt getrennt. Durch die Spezialisierung 
der Mitarbeitenden soll sichergestellt werden, 
dass für das jeweilige Themenfeld eine beson-
dere rechtliche Spezialisierung und Fachkom-
petenz herausgebildet wird. Dazu gehören für 
das Beschwerdemanagement auch die be-
reits an anderer Stelle erörterten sozialen und 
kommunikativen Kompetenzen. 

Grafik 2: Organigramm BMDA – Stand 02.2021
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3.4 SCHAFFUNG UND NEUBESETZUNG VON STELLEN 

Das neue Team des BMDA setzt sich aus Poli-
zeikräften und sozialwissenschaftlichen Fach-
kräften zusammen. Durch die Verbindung von 
soziologischem, sozialpädagogischem und 
polizeilichem Fachverstand sollen Perspektiv-
wechsel, neue Betrachtungsweisen für polizei-
liches Handeln und damit die ganzheitliche 
Betrachtung von Problemfeldern ermöglicht 
werden. 

Die im Bereich der Sozialen Arbeit und speziell 
im Umgang mit Konflikten ausgebildeten Mit-
arbeitenden unterliegen nicht dem Legalitäts-
prinzip 3, können für sensible, strafrechtlich re-
levante Sachverhalte Vertraulichkeit gewähren 
und ohne Strafverfolgungszwang beraten. 

rungen im Umgang mit Konflikten besitzen. Mit 
der Stellenbewertung in der Besoldungsstufe 
A11 wird automatisch ein lebens- und berufs-
erfahrener Bewerberkreis adressiert. Insgesamt 
standen alle genannten Stellenbesetzungen 
im Dienst der o.g. Niedrigschwelligkeit und 
Multiperspektivität des BMDA. 

Hemmungen in der Kontaktaufnahme mit dem 
polizeilichen Beschwerdemanagement sollen 
gezielt abgebaut werden. Beschwerdefüh-
rende, die sich nicht bei einem Polizeibediens-
teten über die Polizei beschweren möchten/
würden, erhalten durch die polizeiexternen Mit-
arbeitenden eine zusätzliche Möglichkeit, um 
etwa Eindrücke oder Erkenntnisse zu offenba-
ren, die sich in einem rechtlichen Graubereich 
bewegen. Bürgerinnen und Bürger, die zu-
nächst lediglich Beratung für eine unabhän-
gige Einordnung und Unterstützung beim Um-
gang mit Fehlverhalten suchen, finden eben-
falls geeignete Ansprechpersonen.

Im Team vertreten ist damit eine Vielfalt von 
Kompetenzen, die in ihrer Verknüpfung dazu 
beitragen, ganzheitliche Ergebnisse zu errei-
chen. Damit verfügen die Mitarbeitenden der 
Dienststelle BMDA über ein der Aufgabenviel-
falt entsprechendes Fachwissen und Fähigkei-
ten für einen angemessenen Umgang mit den 
unterschiedlichen Ausprägungen der formu-
lierten Kritik. So reicht die Expertise von rechtli-
chen Belangen - etwa im Versammlungs- oder 
Verkehrsrecht - bis hin zu kontrovers diskutierten 
Themen wie Racial Profiling, Ungleichbehand-
lung oder sexuellem Fehlverhalten. 

3 	 Dies gilt nicht für die an der Dienstelle tätigen Polizeibeamten, auf diesen Umstand wird zu Beginn eines Gespräches hingewiesen.  

Insbesondere Beschwerden, die ein diskrimi-
nierendes oder rassistisch motiviertes Verhal-
ten zum Gegenstand haben, sollen unter Ein-
beziehung zusätzlicher Kompetenzen sensibel 
und exponiert untersucht werden. Aber auch 
für Polizeibedienstete soll im Kontext interner 
Beschwerden eine unabhängige Ansprech-
barkeit geboten werden. Geschaffen wurden 
drei neue Stellen für Angestellte, die in den Ent-
geltgruppen 11 (Sachbearbeitung) und Ent-
geltgruppe 13 (Sachgebietsleitung) bewertet 
wurden. Derzeit arbeiten bei dem BMDA damit 
drei soziologisch geprägte Mitarbeitende so-
wie fünf Polizeibeamtinnen und -beamte.

Bei der Neubesetzung der polizeilichen Sach-
bearbeiterstellen im BMDA wurde darauf ge-
achtet, dass die Mitarbeiter über besondere 
Kenntnisse in den Bereichen Diversität, Rassis-
mus und Radikalisierung verfügen sowie Erfah-
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Zugleich ist bei immer wiederkehrenden Be-
schwerdelagen eine gewisse Routine in der 
Einschätzung der Konsequenzen und Strin-
genz in den Bearbeitungsprozessen erforder-
lich. Den sachgerechten und effizienten Um-
gang mit den spezifischen Herausforderun-
gen stellt die Dienststelle auch dadurch sicher, 
dass Mitarbeitende gezielt zu internen Exper-
tinnen und Experten in bestimmten Themen-
bereichen weiterentwickelt werden. Diese sind 

schnell und zielgerichtet auskunftsfähig, über-
nehmen die Gesprächsführung in ihrem Spe-
zialgebiet und tragen so zu einer effizienten 
und effektiven Beschwerdebearbeitung bei. 

Das BMDA ist seit dem 1. September 2021  
personell vollständig aufgestellt.

3.5 ZUSÄTZLICHE KONTAKTMÖGLICHKEITEN 

Außenstelle in der 
Mönckebergstraße 5 
Das BMDA verfügt seit dem 1. März 2021 über 
eine Außenstelle in der Mönckebergstraße 5. 
Der prominent gewählte Standort soll die Wich-
tigkeit des Anliegens, möglichst viele Men-
schen zu erreichen, unterstreichen und durch 
seine gute Verkehrsanbindung ein unkompli-
ziertes Aufsuchen ermöglichen. Das Büro im  
1. Stock des Gebäudes hat zwei Räume und 
wurde als kombinierter Arbeits- und Beratungs-
raum ausgestattet, sodass vor Ort Beschwer-
den entgegengenommen und Beratungsge-
spräche stattfinden können 4.  

4 	 Das Büro ist derzeit montags bis mittwochs von 10:00 - 16:00 Uhr geöffnet, donnerstags von 12:00 - 18:00 Uhr, freitags von 10:00 - 14:30 Uhr. 	
	 Beschwerden können darüber hinaus weiter auch persönlich in den Diensträumen von BMDA im Polizeipräsidium mitgeteilt werden. 

Das Büro ist an fünf Tagen in der Woche geöff-
net und grundsätzlich mit zwei Mitarbeitenden 
besetzt, d.h. einer sozialwissenschaftlichen 
Fachkraft und einem Polizeibediensteten. Auf 
die Besonderheiten dieser Tandembesetzung 
und die damit verbundenen Möglichkeiten 
werden Besucher der Außenstelle zu Beginn 

der Gespräche explizit hingewiesen. Darüber 
hinaus wird für Petenten, für die auch das Auf-
suchen der externen Niederlassung keine Op-
tion darstellt, auch eine aufsuchende Be-
schwerdearbeit angeboten. Auch hier ver-
sucht die Beschwerdestelle, proaktiv Angebote 
zu unterbreiten, um in den vom Beschwerde-
führenden gewünschten Rahmenbedingun-
gen ins Gespräch zu kommen.

Mit seiner Außenstelle hat das BMDA eine gut 
zu erreichende, von der Polizei unabhängig 
gelegene, neutrale Kontaktmöglichkeit ge-
schaffen, um Beschwerden persönlich entge-
gennehmen, aber auch um moderierte  
Konfliktgespräche mit mehreren Personen füh-
ren zu können. Funktion und Nutzung der  
Außenstelle sollen künftig weiter ausgebaut 
werden. Insbesondere für den nachpandemi-
schen Austausch mit Beschwerdeführern und 
deren Begleitung soll ein Raum geschaffen 
werden, der keinen polizeilichen Bezug auf-
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weist. Das überarbeitete Angebot der Interak-
tion beinhaltet zusätzlich auch immer das An-
gebot der aufsuchenden Beschwerdearbeit, 
so dass der Petent im Zweifelsfall auch eigenin-
itiativ den Ort der Begegnung benennen kann. 

Digitales Hinweisgebersystem 
Ergänzend hierzu wurde bereits Ende 2020 mit 
der Entwicklung eines eigenen, digitalen  
Hinweisgebersystems begonnen. Die digitale 
Plattform  5, die ausschließlich zur Vereinfachung 
der Einreichung von polizeibezogenen Be-
schwerden dient, ist bundesweit ein Alleinstel-
lungsmerkmal des BMDA. Das digitale Hinweis-
gebersystem wurde bewusst losgelöst vom Inter-
netauftritt der Polizei Hamburg eingerichtet, um 
auch hier Neutralität zu signalisieren und 
Hemmnisse in der Nutzung abzubauen.

Der Onlinedienst richtet sich nicht nur an die 
Bürger, sondern explizit auch wieder an Poli-
zeibedienstete. Durch diese Form der Kontakt-
möglichkeit wird die Absicht verfolgt, auch 
intern ein einfach zu erreichendes Angebot 
zur Mitteilung von beobachteten Fehlent-
wicklungen innerhalb der Polizei Hamburgs 
zu machen. 

In Zusammenarbeit mit dem IT-Dienstleister 
Dataport wurde eine Benutzeroberfläche 
programmiert, die die Einreichung einer Be-
schwerde auch ohne persönlichen Kontakt 
ermöglicht. Der Beschwerdeführende kann 
bei der Nutzung des Dienstes selbst ent-
scheiden, ob die Beschwerde anonym oder 
namentlich eingereicht werden soll. Bei ei-
ner anonymen Einreichung der Beschwerde 
wird innerhalb der Eingabemaske wieder-
holt darauf hingewiesen, dass eine retro-
grade Identifizierung des Petenten sowohl 
rechtlich, als auch technisch nicht möglich 
ist und daher keine voll umfängliche Beant-
wortung der Kritik durch das Beschwerde-
management erfolgen kann. Durch entspre-
chende Fragen werden alle für die Bearbei-
tung der Beschwerde erforderlichen Para-
meter abgefragt, sodass auch bei einer 
anonymen Eingabe eine unmittelbare Un-
tersuchung erfolgen kann, sofern die not-
wendigen Angaben vorliegen. Die Rückver-
folgung anonymer Beschwerden ist nicht 
möglich; deshalb können fehlerhaft oder 
nur unzureichend belegte Beschwerden al-
lerdings auch nur bedingt oder gar nicht 
untersucht werden.

5 	 https://serviceportal.hamburg.de/HamburgGateway/Service/Entry/AFM_BeschP

3.6 NEUAUFSTELLUNG CONTROLLING, 
INFORMATIONSSAMMLUNG UND -ANALYSE

Wiederkehrende Beschwerdegründe können 
Hinweise auf problematische Entwicklungen 
geben, wenn sie schnell erkannt und entspre-
chende Erkenntnisse zusammengeführt wer-
den. Eine eingehende Betrachtung einzelner 

Phänomene schafft Grundlagen für proaktive 
Maßnahmen zur Unterbindung und zur Prä-
vention und beruht auf den nachfolgend dar-
gestellten Informationsquellen. 
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Strukturanalytisches Controlling
Durch die systematische Erfassung und Aus-
wertung aller rechtlich zulässigen Daten wer-
den zunächst die Rahmenbedingungen für 
das Zustandekommen von Beschwerden (z.B. 
Örtlichkeiten, Einsatzgrund etc.) auf mögliche 
Signifikanzen untersucht. Das BMDA analysiert 
zielgerichtet Häufungen, um mögliche Gesetz-
mäßigkeiten zu identifizieren. In einem weite-
ren Schritt werden verfügbare Informationen 
über die am Verfahren beteiligten Personen 
ausgewertet. Durch die Bildung von Clustern 
sollen einerseits die Strukturen für wiederkeh-
rende Beschwerdegründe, andererseits aber 
auch Gruppen oder Tätigkeiten erkannt wer-
den, die über ein erhöhtes Beschwerdepoten-
tial verfügen. 

Zusammengefasst sollen die in einem Be-
schwerdevorgang enthaltenen Daten einer-
seits einzelfallbezogen zur Entwicklung einer 
individuellen Lösung genutzt werden, ander-
seits Hinweise auf strukturelle Elemente geben, 
um eine Abstraktion zu ermöglichen.  

Erkenntnisgewinn 
„Beschwerdeführende“
Die Entwicklung eines Fragebogens (in Zusam-
menarbeit mit der kriminologischen For-
schungsstelle des LKA HH sowie Prof. Dr. Rafael 
Behr) zur Messung der Zufriedenheit von Be-
schwerdeführern ist ein besonderer Bestandteil 
der internen Analytik. Durch eine institutionali-
sierte Selbstreflexion hinterfragt die Dienststelle 
BMDA ihr eigenes Handeln in einem stetigen 
Prozess. Mit dem Fragebogen wird das Ziel ver-
folgt, Anregungen für Verbesserungen, aber 
auch vertiefende Hinweise über die Gruppe 
der Beschwerdeführenden zu erhalten. Diese 
auf freiwilliger Basis erhobenen Daten werden 

u.a. dazu genutzt zu überprüfen, ob das An-
gebot der Dienststelle alle Bürgerinnen und 
Bürger erreicht, ob einzelne Gruppen offen-
sichtlich ausgeschlossen sind und hier eine 
Anpassung vorgenommen werden muss.  

Lagebilder 
Durch die Verknüpfung von Lagebildern sollen 
Handlungserfordernisse identifiziert werden. 
Durch die Zusammenführung von „harten“ 
und „weichen“ Daten (z.B. Einbeziehung indivi-
dueller Erfahrungswerte) soll eine Erkenntnis-
tiefe erreicht werden, die generelle Aus- und 
Fortbildungsbedarfe sowie die entsprechen-
den Bedarfsträger sichtbar macht. Die Zusam-
menführung von Informationen zu Be-
schwerde- und Disziplinarfällen soll aber insbe-
sondere dazu genutzt werden, um mehrfach 
in Konflikte involvierte Arbeitsbereiche bzw. 
auch einzelne Bedienstete zu identifizieren. 
Tendenzen, aber auch klar lokalisierbare Häu-
fungen von Beschwerden, sollen zügig erkannt 
werden, damit die Organisation intervenieren 
und gegensteuern kann. Dabei hat sich ge-
rade im Berichtszeitraum besonders deutlich 
gezeigt, dass die Einbeziehung gesellschaftli-
cher Ereignisse (z.B. Corona) unerlässlich ist, 
da diese einen erheblichen Einfluss auf die öf-
fentliche Wahrnehmung polizeilichen Han-
delns haben. 

Evidenzbasierte Fortbildung
Die bei dem BMDA anfallenden und erarbeite-
ten Informationen werden systematisiert auf-
bereitet. Die aus der Analytik gewonnenen Er-
kenntnisse werden nicht nur intern genutzt, 
sondern auch für vertiefende Untersuchungen 
der Wissenschaft zur Verfügung gestellt. Die 
Einbindung spezialisierter polizeiinterner sowie 
externer Institute unterschiedlicher Fachdiszi-



 22

plinen sollen evidenzbasierte Aussagen zur 
Entstehung von Fehlverhalten ermöglichen 
und Hinweise für die gezielte Verbesserung 
von Aus- und Fortbildungsangeboten liefern 
(vgl. Kapitel 8). 

Derart bedarfsorientierte Weiterbildungen sol-
len die Bediensteten für zukünftige ähnlich ge-
lagerte Situationen ertüchtigen und sie ange-
messen handlungsfähig machen. Um die be-
nötigte Akzeptanz und Nachhaltigkeit derarti-
ger Fortbildungen sicherzustellen, benötigen 
diese eine inhaltliche Qualität und eine mo-
derne Methodik, die durch die wissenschaftli-
che Begleitung sichergestellt werden soll. Er-
kenntnisse aus internen und externen Untersu-
chungen relevanter Themenfelder (z.B. sozio-
logische Forschungen zu „Polizei und 
Gesellschaft“) fließen darüber hinaus fortlau-
fend in die interne Weiterbildung des BMDA 
ein; erste Kooperationen mit externen Wissens-
trägern sind bereits vereinbart und befinden 
sich im Prozess.

Netzwerke
Ein bedeutender Bestandteil des Frühwarnsys-
tems des BMDA ist der Aufbau von Beziehun-
gen zu Akteuren der Zivilgesellschaft (vgl. Kapi-
tel 8). Im Berichtsjahr wurde aktiv Kontakt zu 
verschiedenen Vertretern von Interessenge-
meinschaften gesellschaftlicher Minderheiten 
und Organisationen gesucht. Ein regelmäßi-
ger Austausch soll dazu beitragen, die Dienst-
stelle BMDA als Ansprechpartner zu etablieren. 
Durch den verantwortungsvollen Umgang mit 
dem teilweise anekdotisch und von Wahrneh-
mungen geprägten Informationsaufkommen 
soll das Vertrauen in die neu aufgestellte 
Dienststelle speziell in diesen Zielgruppen und 
deren Gatekeepern gesteigert werden. Die 
niedrigschwellige Überprüfung und Auseinan-
dersetzung mit aus derartigen Kontakten er-
wachsenden Hinweisen hilft der Gesamtorga-
nisation, die unterschiedlichen Bedürfnisse al-
ler gesellschaftlichen Gruppen einer Groß-
stadt zu erfassen und für eine verbesserte 
Fehlerkultur zu nutzen.

4. MULTIPERSPEKTIVISCHE 
BESCHWERDEBEARBEITUNG

Nach der Entscheidung über diese grundsätz-
liche Ausrichtung der Dienststelle wurden in ei-
nem zweiten Schritt die bisherigen Verfahrens-
weisen bei der Bearbeitung von Beschwerden 
eingehend betrachtet. Eine kundenorientierte 
multiperspektivische Beschwerdebearbeitung 
braucht wirkungsvolle und transparente Ar-
beitsabläufe. Im Folgenden sollen die entspre-
chenden Überlegungen und Annahmen dar-
gestellt werden, deren Ziele es sind, 

1.	 den angestrebten Perspektivwechsel zu 
den Beschwerdeführenden in Kommuni-
kation wie Untersuchung von Beschwer-
den zu verwirklichen und 

2.	 den polizeilichen Umgang mit Kritik und 
die Fehlerkultur der Polizei Hamburg syste-
matisch zu verbessern, um es uns als ler-
nender Organisation zu ermöglichen,„vor 
die Fehler zu kommen“. 
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Nachfolgend werden die entsprechenden 
Verfahrensschritte dargestellt. 

Vorphase: Zuständigkeitsprüfung
Wird eine Beschwerde telefonisch, postalisch, 
digital oder persönlich beim BMDA oder bei 

INFOBOX 2
Zuständigkeiten des Dezernats Interne Ermittlungen (DIE)

Ergeben sich bei der Bearbeitung von Beschwerden oder disziplinarrechtlicher Verstöße 
durch die Dienststelle BMDA Hinweise auf das Vorliegen einer Straftat mit dienstlichem Be-
zug, so wird der Sachverhalt zur weiteren Bearbeitung an das Dezernat Interne Ermittlun-
gen übermittelt. Straftaten mit dienstlichem Bezug liegen insbesondere dann vor, wenn 
Polizeimitarbeiter im Dienst oder außerhalb ihrer Dienstausübung eine Tat begehen, die 
• besonders schwer wiegt,
• eine besondere Öffentlichkeitswirksamkeit erwarten lässt oder
• geeignet ist, das Ansehen der Polizei in der Öffentlichkeit zu schädigen.

Über die Abgabe eines Sachverhaltes an das DIE erfolgt eine Benachrichtigung an den 
Petenten durch das BMDA. In dieser werden die Gründe für die Abgabe kurz erläutert. Des 
Weiteren wird mitgeteilt, dass die Dienststelle BMDA zunächst nicht mehr für Fragen, wel-
che das laufende Verfahren betreffen, zur Verfügung stehen kann, sondern diese an die 
Staatsanwaltschaft zu richten sind. 

Nach Abschluss eines Strafverfahrens kann ein so genannter Beschwerdeüberhang oder 
ein disziplinarrechtlicher Überhang verbleiben. Das bedeutet, dass nicht alle mitgeteilten 
Beschwerden oder disziplinarrechtlich relevanten Inhalte innerhalb des Strafverfahrens er-
mittelt und aufgeklärt werden konnten. In derartigen Fällen nimmt das BMDA nach Ab-
schluss des Strafverfahrens die Bearbeitung des relevanten Überhangs wieder auf. 

Eine strafrechtliche Verurteilung schließt die weitere Befassung und ggf. die Anordnung 
von Konsequenzen durch die Dienststelle BMDA nicht aus. Ebenso kann auch trotz eines 
strafrechtlichen Freispruchs ein Dienstvergehen vorliegen, welches entsprechende Konse-
quenzen nach sich zieht. 

einer anderen Polizeidienststelle eingereicht, 
so prüft die kriminalpolizeilich ausgebildete 
Sachgebietsleitung des Bereichs BMDA 2/Diszi-
plinarangelegenheiten zunächst zentral auf 
das Vorliegen einer möglichen straf- oder diszi-
plinarrechtlichen Relevanz.
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Sofern der neue Beschwerdefall Straftatbe-
stände enthält oder enthalten könnte, tritt das 
Beschwerdeverfahren umgehend hinter die 
erforderlichen strafrechtlichen Ermittlungen 
zurück. Der Sachverhalt wird bei einem straf-
rechtlichen Vorwurf dem Dezernat Interne Er-
mittlungen (DIE) zur weiteren Bearbeitung zu-
geleitet bzw. verbleibt beim Verdacht eines 
disziplinarrechtlich zu würdigenden Fehlverhal-
tens im hierfür zuständigen Sachgebiet für Dis-
ziplinarangelegenheiten (BMDA2). Durch die-
ses Verfahren soll sichergestellt werden, dass 
es zu keinen Überschneidungen der rechtlich 

strikt zu trennenden Aufgabengebiete kommt. 
Im Anschluss an ein abgeschlossenes Straf- 
oder Disziplinarverfahren kann der Sachver-
halt im Rahmen einer Wiederaufnahme wie-
der beim Beschwerdemanagement bearbei-
tet werden, im Rahmen eines festgestellten 
sog. Beschwerdeüberhangs. Beim Vorliegen 
einer „reinen“ Beschwerde informieren die Mit-
arbeitenden des Beschwerdemanagements 
(BMDA1) den Beschwerdeführenden über den 
Eingang seiner Kritik sowie über das weitere 
Verfahren. 

 

DIE 

Strafrechtliches 
Ermittlungsverfahren 

Abschluss des 
Verfahrens 

SG 
BMDA 2 

Disziplinarrechtliche 
Untersuchung 

Erzieherische 
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des Sachstandes für alle 

Beteiligten 

Zusammenfassung der 
Untersuchungsergebnisse 

und Bewertung des 
Sachverhaltes 

Entwicklung von Möglichkeiten 
einer am Einzelfall orientierten 

Beschwerde 

Fortbildung, moderiertes 
Gespräch, Haltung eines 
Dienstunterrichtes, etc. 

BESCHWERDEEINGANG 
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STRAFTAT DISZIPLINARVERSTOß PRÜFUNG BESCHWERDE 

Prüfung Fortbildungsbedarf 

erkennbar 
unberechtigt 

unberechtigt 

Kontaktaufnahme 
mit Petenten 

Grafik 3: Ablaufmodell der Sachbearbeitung
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 4.1 ERSTE MAßNAHMEN

Bereits vor der eigentlichen Untersuchung der 
Beschwerde treffen die Mitarbeitenden des 
BMDA diverse Erstmaßnahmen, die im Folgen-
den dargestellt werden. 

Bearbeitungsroutinen 
Die Mitarbeitenden des BMDA untersuchen 
Beschwerden grundsätzlich in einem drei-
stufigen Bearbeitungszyklus. Die unter-
schiedlichen Verfahrensschritte sind teil-
weise voneinander abhängig bzw. bauen 
aufeinander auf. Im Folgenden wird der 
Work-Flow eines Beschwerdeverfahrens dar-
gestellt und auf dessen Besonderheiten ein-
gegangen werden. 

So wurden beispielsweise Muster- Antwort-
schreiben für ähnlich gelagerte und/oder 
einfache, aber sehr häufig anfallende Be-
schwerdesachverhalte und Standardanfra-
gen (z.B. für die Hauptkategorie „ruhender 
Verkehr“) in Zusammenarbeit mit den Kom-
munikationstrainern der Akademie der Polizei 
Hamburg gestaltet. Daneben wurde auch 
die interne Kommunikation optimiert und 
standardisierte Formulare für die Anordnung 
von Maßnahmen erarbeitet. Außerdem wur-
den die einzelnen Schritte und Arbeitsab-
läufe des Beschwerdeverfahrens vereinheit-
licht und für alle Sachbearbeitenden stan-
dardisiert. Damit wird sichergestellt, dass trotz 
hohen Arbeitsaufkommens ausreichend Zeit 
für solche Beschwerdefälle zur Verfügung 
steht, deren Bearbeitung – ob in dem Aspekt 
der Untersuchung und/oder in der Kommuni-
kation mit den Beschwerdeführenden – auf-
wändiger ist. 

Erstkontakt zum 
Beschwerdeführenden
Die erste Kommunikation mit dem Beschwer-
deführenden dient in erster Linie der Vertrau-
ensbildung, aber – wenn möglich – auch be-
reits der Erhellung des Beschwerdeanlasses 
und der Hintergründe. Mögliche Emotionalität 
soll hier bereits aufgegriffen, die erlangten In-
formationen zu den Auslösern negativer Ge-
fühle für eine effektive, an der Intention des 
Beschwerdeführenden orientierten Sachbear-
beitung eingesetzt werden. 

Deshalb wird versucht, innerhalb von 48 Stun-
den – in den meisten Fällen gelingt dies deut-
lich schneller – einen persönlichen Kontakt zu 
den beschwerdeführenden Personen aufzu-
bauen. Dies erfolgt überwiegend telefonisch, 
sofern eine Erreichbarkeit angegeben wurde. 
Erste Erfahrungen haben gezeigt, dass eine ra-
sche und persönliche Kontaktaufnahme häu-
fig zu einer unmittelbaren Klärung der Be-
schwerde beiträgt. Durch vielfältige Fachkom-
petenz an der Dienststelle können insbeson-
dere allgemeine Fragen zum polizeilichen 
Handeln beantwortet und Verständnis gewon-
nen werden. Die bewusste Einbeziehung der 
Gefühlsebene in den Kontext der polizeilichen 
Handlungserfordernisse des konkreten Einzel-
falles führt in ca. 20 % der Fälle bereits in die-
sem Stadium zu einem Abschluss der Be-
schwerde, ohne Einbeziehung der betroffenen 
Dienststellen.

Der Erstkontakt dient daneben einer inhaltli-
chen Überprüfung hinsichtlich der Schlüssig-
keit der gemachten Angaben, da auch im-
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mer wieder Versuche einer missbräuchlichen 
Nutzung der Beschwerdemöglichkeiten zu be-
obachten sind. Zwar kann ein polizeiliches 
Fehlverhalten auch von einem unbeteiligten 
Dritten oder anonym zur Untersuchung ge-
bracht werden; Auskunft über das Verfahren 
kann hier aus datenschutzrechtlichen Grün-
den aber nur beim Vorliegen einer entspre-
chenden Vollmacht gegeben werden (Unmit-
telbarkeit des Betroffenen). 

Außerdem erhalten alle Beschwerdeführen-
den im Rahmen des Erstkontaktes grundsätz-
lich eine schriftliche Eingangsbestätigung. 
Neben der Übermittlung des Aktenzeichens 
dient dieses, insoweit keine persönliche Kon-
taktaufnahme möglich war, der Verfahrens-
erläuterung, Klärung eventuell offener Fra-
gen, der zukünftigen Form des Austausches 
sowie der Übermittlung eines datenschutz-
rechtlichen Hinweises. Dabei kann der Be-
schwerdeführende die Beschwerde auch je-

derzeit zurückziehen oder eine Aussetzung 
des Beschwerdeverfahrens beantragen.

Ersterfassung der Beschwerde
Bereits im Anfangsstadium werden die zu die-
sem Zeitpunkt vorliegenden Informationen 
aufbereitet und zusammengeführt, um mög-
lichst früh Hinweise auf mögliche Häufungen 
oder Auffälligkeiten in den Beschwerdegrün-
den zu erlangen. Zu diesem Zweck wurde die 
digitale Eingangsverwaltung erweitert, um ei-
nerseits durch standardisierte Eingabeverfah-
ren und einem damit verbundenen Monito-
ring das Wissen bereits unmittelbar nach Ein-
gang der Beschwerde einzuordnen, ander-
seits aber auch, um den Service ggü. den 
Beschwerdeführern zu verbessern. Weitere An-
passungen der internen Verwaltung sollen die 
Auskunftsfähigkeit des BMDA im Fall urlaubs- 
oder krankheitsbedingter Abwesenheiten si-
cherstellen sowie allen Mitarbeitenden den 
Zugriff auf aktuelle Sachstände ermöglichen.

4.2 UNTERSUCHUNG UND BEWERTUNG

Systematisiertes Verfahren
Auf den Erstkontakt und die erste Verifizierung 
der Vorwurfslage folgt das ebenfalls systemati-
sierte Untersuchungsverfahren. Bei mündlich 
vorgetragenen Beschwerden oder Kritik wer-
den der Sachverhalt und ggf. zusätzliche Infor-
mationen zunächst erfasst. Bei der Untersu-
chung des Sachverhalts bzw. Vorwurfs koope-
riert das BMDA mit den betroffenen Dienststel-
len. Nur in besonderen Fallkonstellationen 
übernimmt die Dienststelle BMDA ausschließ-
lich  eigenständig Ermittlungsmaßnahmen. Im 
Rahmen von bilateralen Absprachen stellen 
betroffene Dienststellen die benötigten Unter-

lagen und Stellungnahmen von Mitarbeiten-
den zur Verfügung. Diese Informationen wer-
den in der Sachbearbeitung beim BMDA zu-
sammengeführt und bewertet. 

Bei einfach gelagerten Beschwerden erhalten 
die betroffenen Dienststellen konkrete Bearbei-
tungsaufträge, die verbindliche Standards 
enthalten. Bei komplexen Sachverhalten (z.B. 
Beteiligung mehrerer Dienststellen, exponierter 
Vorwurfslage oder im Kontext beauftragter 
Rechtsbeistände) wird die Bearbeitung durch 
BMDA vorgenommen, etwaige Unterstützungs-
ersuchen sind für die betreffenden Dienststel-
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len verpflichtend und werden durch die ermitt-
lungsführende Sachbearbeitung individuell 
abgestimmt. Hierzu gehören u.a. die Beziehung 
aller verfügbaren Berichtslagen, Videomateri-
als und Stellungnahmen und deren Auswer-
tung durch das BMDA. Dabei soll bereits der 
oben dargestellte Erstkontakt mit dem Be-
schwerdeführenden sicherstellen, dass die kriti-
sierte Handlung exakt bestimmt ist und das An-
liegen entsprechend genau beantwortet wer-
den kann. Missverständnisse in der individuel-
len Schwerpunktsetzung und daraus resultie- 
rende Mehrarbeit können so vermieden, Ver-
fahren insgesamt beschleunigt werden.

Sachverhalte, die keinen Bezug zur Hamburger 
Polizei aufweisen, werden nach Rücksprache 
mit dem Petenten entweder direkt an die zu-
ständigen Stellen/Behörden weitergeleitet 
oder dem Petenten wird die Zuständigkeit und 
Erreichbarkeit mitgeteilt. 

Verfahren 
bei exponierten Sachverhalten
Bei bestimmten Fallkonstellationen übernimmt 
das Beschwerdemanagement eine eigenstän-
dig ermittelnde Funktion. Insbesondere bei Er-
eignissen mit großer Außenwirkung und bei 
Sachverhalten, bei denen das Ereignis eine be-
sondere Qualität aufweist, wie z.B. politisch mo-
tiviertem Fehlverhalten, setzt das BMDA eine 
Task Force zur Bearbeitung ein. Diese versucht, 
oft in Zusammenarbeit mit der Presseabteilung 
der Polizei Hamburg und/oder polizeilichen 
Fachdienststellen, kurzfristig alle Informationen 
zusammenzutragen, die neben der Befragung 
aller unmittelbar Betroffenen zur Bewertung des 
Sachverhaltes erforderlich sind. Hierfür können 
die o. g. besonderen Zutritts- und Auskunfts-
rechte genutzt werden. Gerade in Fällen von 
hohem öffentlichen Interesse kann und muss 

der Spielraum für Spekulationen und Interpreta-
tionen von Vorwürfen gegen die Polizei verrin-
gert werden, weil dies nicht nur der Polizei selbst, 
sondern vor allem dem Aufklärungsanliegen 
des Beschwerdeführenden schaden könnte. 
Ziel ist auch, den Senator für Inneres, den zu-
ständigen Staatsrat und den Polizeipräsidenten 
möglichst schnell nach Bekanntwerden des 
Sachverhaltes zu informieren und ggf. aus-
kunftsfähig zu machen.

Der primäre Fokus bei allen Bemühungen rich-
tet sich immer auf die schnellstmögliche Aufklä-
rung des Sachverhaltes und die transparente 
Kommunikation mit den Beschwerdeführen-
den, sowie die zeitnahe Umsetzung von Ge-
genmaßnahmen.

Verfahren bei Dauerpetenten
Das Recht zur Beschwerde eröffnet allen Bür-
gern die Möglichkeit, polizeiliches Handeln 
auch außerhalb von normierten Verfahren kri-
tisch zu hinterfragen. Bei der Bearbeitung von 
Beschwerden ist allerdings teilweise zu beob-
achten, dass bestimmte Petenten sich wieder-
kehrend mit gleichen oder ähnlich gelagerten 
Sachverhalten an die Polizei Hamburg wen-
den und damit erhebliche Ressourcen bin-
den. Nach oft mehrfacher Beantwortung 
sachgleicher Beschwerden muss an dieser 
Stelle jeweils im weiteren Einzelfall geprüft wer-
den, inwieweit eine missbräuchliche Nutzung 
des Beschwerde- und/oder des Petitionsrechts 
vorliegt. Die Dienststelle BMDA versucht im Rah-
men der Prozessökonomisierung, in angezeig-
ten Fällen die Bearbeitungsverfahren zu ver-
kürzen und bietet in Zusammenarbeit mit dem 
Justiziariat der Polizei Hamburg für betroffene 
Dienststellen fachliche Unterstützung bei der 
Klärung entsprechender Fallkonstellationen 
und Fragen an. 
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Bewertung 
der Untersuchungsergebnisse
Wenn alle für die Bewertung der Beschwerde 
erforderlichen bzw. zu erlangenden Informati-
onen vorliegen, wird die Kritik des Beschwerde-
führenden bewertet. 

Hierzu nutzt das BMDA die aktuell von allen 16 
Polizeien der Länder genutzten Kategorien (1) 
unberechtigt, (2) teilberechtigt sowie (3) be-
rechtigt. Mit diesen Kategorien werden die 
dem Strafrecht innewohnenden Kategorien 
schuldig/nichtschuldig in der Bearbeitung po-
lizeilicher Beschwerden übertragen. Diese 
bundesweite Praxis wird aktuell fachlich durch-
aus kritisch erörtert, weil sich Beschwerden ge-
gen Polizeien in vielen Fällen eben nicht in 
diese zwei bzw. drei Kategorien einordnen las-
sen. Noch fehlt aber eine trag- bzw. länder-
übergreifend konsensfähige Alternative.

Berechtigt sind in dieser Logik nur solche Be-
schwerden, bei denen sich ein Fehlverhalten 
einwandfrei feststellen lässt. Dieses kann dann 
häufig nur an einer Einzelperson festgemacht 

werden. Diese Betrachtungsweise verhindert 
jedoch einerseits, dass etwa diskriminierende 
Strukturen erkannt, ggf. sanktioniert, in jedem 
Fall adressiert werden und andererseits, dass 
dem individuellen Erleben der Petenten Rech-
nung getragen wird. Das BMDA strebt daher 
eine Abkehr von diesen Kategorien an, die se-
mantisch ein Machtgefälle signalisieren und 
den Eindruck einer mangelnden Gleichbe-
rechtigung in der Bewertung polizeilichen 
Handelns vermitteln, zumal die Polizei als kriti-
sierte Organisation diese Bewertung selbst vor-
nimmt.

In diesem Zusammenhang soll zukünftig eine 
deskriptiv ausgelegte Bewertung des Einzelfalls 
vorgenommen werden. 

Auf Initiative Hamburgs soll deswegen unter 
anderem geprüft werden, ob zukünftig eine 
Abkehr von den zuvor genannten starren Be-
wertungskategorien zugunsten eines auf der 
differenzierten Deskription des konkreten Falls 
beruhenden Verfahrens, bundesweit umge-
setzt werden kann.  

4.3 ABSCHLUSS

Dezentrales Verfahren 
bei einfachen Beschwerden
Einfach gelagerte Beschwerden werden 
grundsätzlich durch die betroffene Dienststel-
lenleitung abgeschlossen. Neben ökonomi-
schen Erfordernissen ist dieses Verfahren der 
Delegation unabdingbar, um die Sichtweise 
der betroffenen Dienststelle bzw. des Mitarbei-
tenden sowie ggf. lokale Informationen und 
Handlungslogiken in die Auseinandersetzung 
mit der konkreten Kritik im Beschwerdefall ein-

fließen zulassen. Ergänzend hierzu kommen 
auch oftmals örtliche Gegebenheiten, die 
dem BMDA im erforderlichen Detail nicht be-
kannt sein können.

Die für die Bearbeitung erhobenen Informatio-
nen, Stellungnahmen einschließlich der 
Gründe für die abschließende Bewertung (be-
rechtigt/teilberechtigt/unberechtigt, s.o.) sind 
der Dienststelle BMDA schriftlich zu übermitteln 
und werden dort überprüft und bewertet. 
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Diese Qualitätssicherung der dezentralen Ein-
schätzung und der daraus erwachsenen 
Maßnahmen erfolgt im Gegensatz zu der Be-
arbeitung an der dezentralen Dienststelle 
beim BMDA bewusst interdisziplinär (polizeili-
che und sozialwissenschaftliche Expertise). Bei 
bestehenden Unklarheiten oder erkannten 
Qualitätsmängeln nehmen die Mitarbeiten-
den des BMDA Kontakt mit dem Vorgesetzten 
der fraglichen Dienststelle auf, um gezielt 
nachzubessern und ggf. weitere Maßnahmen 
zu veranlassen. Darüber hinaus kann das 
BMDA bei Rückfragen der Beschwerdeführen-
den oder der betroffenen Dienststelle die Be-
schwerdebearbeitung jederzeit wiederauf-
nehmen. 

Befassung der Polizeiführung
Nach Rücklauf der erfolgten Beschwerdesach-
bearbeitung und der BMDA-internen Prüfung 
des Ergebnisses wird zunächst geprüft, ob sich 
die Bewertung der Dienststelle BMDA mit der 
Bewertung der Dienststellenleitung deckt. In 
einer Zusammenfassung werden die Untersu-
chungsergebnisse, die einvernehmliche oder 
ggf. strittige Bewertung und die so genannte 
Beschwerdeauflösung dargestellt und dem zu-
ständigen Vorgesetzten (Leiter/in der be-
schwerten Organisationseinheit) zur Zustim-
mung vorgelegt. Diese/r kann sich dem Ergeb-
nis anschließen, allerdings auch zu einer 
neuen Bewertung hinsichtlich der Berechti-
gung einer Beschwerde kommen, die dann 
dokumentiert und abermals geprüft wird.

Konsequenzen für den Beschwerten
Die Feststellung, dass eine Beschwerde be-
rechtigt oder zumindest teilberechtigt ist, führt 

nicht zu einer Sanktionierung des Beschwer-
ten. Anders als im Strafermittlungsverfahren 
sind kritikwürdige Sachverhalte im Beschwer-
deverfahren nicht normiert. Das Beschwerde-
verfahren soll nicht Schuld/Unschuld feststel-
len und Strafe zumessen, sondern bei dem 
betroffenen Polizeimitarbeitenden Verständnis 
und Bewusstsein für kritikwürdiges Handeln er-
zeugen und die Möglichkeit bieten, zukünftig 
einen besseren Umgang mit ähnlich gelager-
ten Situationen zu finden.

In diesem Sinne gehören zu den Maßnahmen, 
die einer als berechtigt erkannten Beschwerde 
folgen, z.B. die Anordnung von Aus- und Fort-
bildungsmaßnahmen, Sensibilisierungsge-
spräche und moderierte Konfliktgespräche mit 
dem Beschwerdeführenden mit dem Ziel eines 
Perspektivwechsels. Dadurch soll neben einer 
Bewusstmachung eine Einsicht auf individuel-
ler Ebene gefördert werden und für Orientie-
rung innerhalb der Organisation sorgen. Im 
Fall einer als berechtigt erkannten Beschwerde 
wird der Leiter der entsprechenden Dienststelle 
durch das BMDA informiert. Für den internen 
Umgang mit einer als berechtigt erkannten Be-
schwerde werden der betroffenen Dienststel-
lenleitung Vorschläge unterbreitet, die der Auf-
lösung der berechtigen Beschwerde dienen. 

Betroffene, die mehrfach mit derart festgestell-
tem Fehlverhalten auffallen, können darüber 
hinaus disziplinarrechtlich überprüft werden. 
Insbesondere dann, wenn trotz zuvor bereits 
erfolgter Sensibilisierung keine Verhaltensän-
derung eintritt, können hier möglicherweise 
Verstöße gegen Wohlverhaltenspflichten vor-
liegen. 
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Verfahrensdauer
Ein Beschwerdeverfahren soll grundsätzlich in-
nerhalb von vier Wochen zu einem Abschluss 
gebracht werden (vgl. PDV 350). Abweichun-
gen von dieser Vorgabe können sich insbe-
sondere dann ergeben, wenn ein übergeord-
netes Verfahren (z.B. Straf- oder Ordnungswid-
rigkeitenverfahren) erst zum Abschluss ge-
bracht werden muss, bevor der o.g. 
Beschwerdeüberhang geprüft werden kann. 
Ebenso können sich während der Bearbei-
tung Anhaltspunkte ergeben, die eine Einbin-
dung zusätzlicher Dienststellen erforderlich 
machen. Dies ist beispielsweise bei Schaden-
ersatzforderungen oder Widersprüchen bei 
Entscheidungen zu dem übergeordneten 
Verfahren möglich. Der Beschwerdeführende 
erhält über diese Umstände eine schriftliche 
Information sowie als Serviceleistung regel-
haft die Kontaktdaten der aktuell verfahrens-
führenden Dienststelle.

Kontakt 
zu den Beschwerdeführenden
Die Mitarbeitenden des BMDA suchen Lösun-
gen für einen geeigneten, insbesondere 
auch den Beschwerdeführenden auf emotio-
naler Ebene erreichenden Abschluss des Be-
schwerdeverfahrens. Entsprechende Vor-
schläge für den Verfahrensabschluss werden 
den Beschwerdeführenden übermittelt; Mitar-
beitende telefonieren mit den Betroffenen 
oder führen nach vorheriger Vereinbarung 
persönliche Gespräche (Hausbesuch oder 
Treffen in der Außenstelle Mönckebergstraße). 

Bei dezentral an den Dienststellen bearbeite-
ten Beschwerden soll das Abschlussgespräch 
nach vorheriger Absprache sinnvollerweise 
vor Ort an der beschwerten Dienststelle selbst 
erfolgen. 

Regelmäßig wünschen sich Beschwerdefüh-
rende eine schriftliche Mitteilung über die aus 
ihrer Beschwerde erwachsenen individuellen 
Konsequenzen für die betreffenden Polizeibe-
diensteten. Das nachvollziehbare Interesse an 
dieser Information findet allerdings in daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen ihre Gren-
zen, so dass derartige Auskünfte nicht erteilt 
werden können. Im Rahmen der Beschwerde-
sachbearbeitung werden allerdings die 
grundsätzlichen Formen des Umganges mit 
einer (teil-)berechtigten Beschwerde vorge-
stellt, damit sich Beschwerdeführende eine 
Vorstellung von möglichen Konsequenzen 
machen können.  

Archivierung
Nach Kenntnisnahme und Zustimmung des 
zuständigen Mitglieds der OE-Leitung wird das 
gesamte Verfahren abgeschlossen. Zunächst 
werden das Bearbeitungsergebnis, die Bewer-
tung und die evtl. erfolgten Maßnahmen in 
der Fallstatistik des BMDA dokumentiert; da-
nach wird die dazugehörige Akte archiviert; 
dabei sind gesetzliche Aufbewahrungsfristen 
zu beachten.
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5. ANALYSE DES BESCHWERDEAUFKOMMENS 

Das Arbeitsaufkommen der Dienststelle für den 
Berichtszeitraum und dessen analytische Be-
trachtung sollen im Folgenden einen Einblick 
in die praktische Arbeit im Berichtszeitraum 
bieten. Darüber hinaus soll ein erster Vergleich 
zu den Vorjahren vorgenommen werden, um 
Verbesserungen in der Bearbeitung darzustel-
len, aber auch selbstkritisch aktuelle oder alte, 
(noch) nicht gelöste Probleme zu beleuchten.
Die Aussagekraft der hier vorgelegten Zahlen 
ist insofern eingeschränkt, als diese nur das 
Hellfeld, also die dem BMDA bekannt gewor-
denen Sachverhalte abbilden. Trotz aller An-
strengungen, proaktiv auf Zielgruppen zuzu-
gehen, bleibt die Dienststelle BMDA primär 
vom Beschwerde- bzw. Anzeigeverhalten der 
Bürgerinnen und Bürger abhängig. Daher ist 
grundsätzlich anzunehmen, dass im Folgen-
den nur ein Teil dessen abgebildet werden 
kann, was einer Untersuchung bedürfte. Wei-
terhin muss davon ausgegangen werden, 
dass trotz erweiterter, niedrigschwelliger Zu-
gangsmöglichkeiten für viele Menschen den-
noch Hürden für eine Beschwerde über die 
Polizei bestehen, sodass von einem Dunkelfeld 
nicht bekannt gewordenen Fehlverhaltens 
auszugehen ist 6. 

Die Frage, wer sich an das Beschwerdema-
nagement wendet, welche Beschwerde-
gründe und deren Umstände sich wiederho-
len, wo aber auch noch blinde Flecken ver-
mutet werden, sind zentral für unsere Betrach-
tungen. Da die Erhebung soziodemografischer 
Daten von Beschwerdeführenden engen 
rechtlichen Grenzen begegnet, kann nicht 
festgestellt werden, inwieweit das Beschwerde-
management mit seinem Angebot auch 
Menschen in prekären Lebenslagen erreicht. 
Schon damit wird der anhaltende Bedarf an 
verbesserten Kontaktangeboten und Zugäng-
lichkeit deutlich, um das bestehende Dunkel-
feld weiter aufzuhellen. 

Darüber hinaus sind die erhobenen Daten in 
die Realität einer Großstadtpolizei einzuord-
nen, deren spezifischen Herausforderungen 
sich signifikant von denen einer Flächenpolizei 
unterscheiden. Die Auswertung soll daher 
mehr als ein Arbeitsnachweis der Dienststelle 
BMDA sein. Es soll vielmehr versucht werden, 
die geäußerte Kritik in erweiterten Kontexten zu 
betrachten, um polizeiliches Handeln in einen 
gesellschaftlichen Zusammenhang zu setzen.  

6 	 Analog dazu, dient die Befragung Sicherheit und Kriminalität in Deutschland (SKiD) der Erfassung von Opfererlebnissen in der Bevölkerung,  
	 des Anzeigeverhaltens sowie der Kriminalitätsfurcht und von Einstellungen gegenüber der Polizei. Die Polizei erhält dadurch nicht nur  
	 Informationen zum Dunkelfeld der Kriminalität, also nicht angezeigten Straftaten, sondern auch zum subjektiven Sicherheitsempfinden der  
	 Bürgerinnen und Bürger. Die Studie wird vom Bundeskriminalamts (BKA) und den Polizeien der Länder alle zwei Jahre durchgeführt und die  
	 Ergebnisse in einem Bericht veröffentlicht. 
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5.1 FALLAUFKOMMEN GESAMT

Das Beschwerdemanagement der Polizei 
Hamburg befasst sich nicht nur mit Beschwer-
den, sondern - wie oben dargestellt - mit einer 
Vielzahl von Meldungen/Anliegen, die sich 
außerhalb von Strafverfolgung und Gefahren-
abwehr an die Polizei Hamburg richten (vgl. 

Infobox 1). Die nachfolgende Abbildung zeigt 
daher zunächst sämtliche im Berichtszeitraum 
(01.03.2021 – 28.02.2022) bei dem BMDA einge-
gangene Sachverhalte.

Grafik 4: Falleingänge im Berichtszeitraum 

Die dargestellte Gesamtzahl der Eingänge ver-
mittelt einen Eindruck vom generellen Arbeits-
aufkommen der Dienststelle. Nachfolgend 
wird der Teilbereich der Beschwerden näher 
betrachtet. Diese vertiefende Analyse der Kritik 
untersucht Häufungen und interpretiert ein-
zelne Daten. Insgesamt ist jedoch zu berück-
sichtigen, dass die im ersten Arbeitsjahr des 
BMDA erlangten und in Einzelfällen aus Vorjah-

ren ergänzend vorliegenden Daten noch 
nicht in allen interessierenden Fällen bereits 
qualitativ valide Aussagen erlauben. Schwer-
punkte sind im Folgenden u. a. der Beschwer-
deeingang, um die Erreichung des Ziels Nied-
rigschwelligkeit zu überprüfen. Weiterhin sollen 
die Beschwerdeinhalte dargestellt und die 
Gruppe der Beschwerten beleuchtet werden, 
um erste Trends zu identifizieren.
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5.2 ENTWICKLUNG DES BESCHWERDEAUFKOMMENS

Grafik 5: Beschwerdeaufkommen im Dreijahresvergleich 7 
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Im Berichtszeitraum erreichten das BMDA ins-
gesamt 1249 Beschwerden. Damit nahm die 
Zahl der Beschwerden gegenüber den (hier 
einmalig gewählten) Vergleichszeiträumen 
um 92,2 % (Vergleich 2021/2022 zu 2019/2020) 
bzw. 19,8 % (Vergleich 2021/2022 zu 2020/2021) 
zu. Während die durchschnittliche monatliche 
Fallbelastung der polizeilichen Beschwerdebe-

arbeitung im Vergleichszeitraum 2019/20 bei 
54,2 Vorgängen im Monat lag, steigerte diese 
sich im Zeitraum 2020/21 auf 86,9 Vorgänge 
und befand sich im Berichtszeitraum 2021/22 
bei 104,1 Vorgängen. Die durchschnittliche Be-
lastung der einzelnen Monate verdeutlicht die 
folgende Grafik:

Grafik 6: Beschwerdeeingänge – nach Monaten – im Dreijahresvergleich 8  
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Innerhalb des Betrachtungszeitraumes ist zu-
nächst eine deutliche Zunahme im absoluten 
Beschwerdeaufkommen festzustellen. Bei der 
Betrachtung der Verteilung auf die einzelnen 
Monate wird eine überproportionale Gesamt-

zahl von Beschwerden im März 2021 ersicht-
lich. Auch im Dreijahresvergleich ist diese 
Spitze deutlich und erklärungsbedürftig; diese 
folgt in Kapitel 5.5. 

5.3 HAUPTBESCHWERDEKATEGORIEN

Im Folgenden soll zunächst das Beschwerde-
aufkommen in den sechs Hauptbeschwerde-
kategorien dargestellt werden, bevor auf die 

Sonderauswertungen im Berichtszeitraum 
eingegangen wird. 

INFOBOX 3
Hauptbeschwerdekategorien

Um praktikable, aussagekräftige Bestimmungen vornehmen zu können, wurden Katego-
rien gebildet, welche die Hauptbeschwerdegründe abbilden. Die einzelnen Beschwerden 
werden entsprechend ihres Inhalts einer Hauptbeschwerdekategorie zugeordnet. Zu be-
rücksichtigen ist, dass sich Beschwerden immer auf ein polizeiliches Handeln beziehen, 
dessen Kontext eine Zuordnung zu der jeweiligen Beschwerdekategorie ermöglicht. 

Einsatzwahrnehmung: Beschwerden, die sich auf das Verhalten und/oder Auftreten der 
eingesetzten Beamten gegenüber Bürgern beziehen, insbesondere auf fachliche und 
persönliche Mängel im Einsatzhandeln.
Ermittlungen: Beschwerden, die sich auf die nachfolgende Bearbeitung von Sachverhal-
ten beziehen, z.B. lange Bearbeitungsdauer oder einseitig geführte Ermittlungen.
Ruhender Verkehr: Beschwerden, die den polizeilichen Umgang mit Parkverstößen zum 
Gegenstand haben.
Fließender Verkehr: Beschwerden, die insbesondere die Überwachung und Ahndung 
von Verkehrsdelikten beinhalten.
Versammlungen/Veranstaltungen: Beschwerden, die sich auf polizeiliches Handeln im 
Kontext von Versammlungen nach dem Versammlungsgesetz beziehen, aber auch sol-
che, die im Zusammenhang mit Großveranstaltungen und sonstige öffentliche Ansamm-
lungen stehen.
Sonstiges: Dieser Kategorie werden Beschwerden zugeordnet, die nicht den sechs Haupt-
kategorien zuzuordnen sind, z.B. solche, die sich allgemein auf das äußere Erscheinungs-
bild oder das Auftreten von Polizeibeamten beziehen.
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Grafik 7: Hauptbeschwerdegründe im Dreijahresvergleich 9  

9 	   Betrachtungszeitraum 01. März 2019 – 28. Februar 2022 

Der Großteil der Beschwerden 2021 bezieht 
sich auf die Kategorie „Einsatzwahrneh-
mung“. Im Kontext polizeilichen Handelns kam 
es zu 578 Beschwerden, rund 46,3 % des Ge-
samtaufkommens. Analog zur Betrachtung 
des Monats März 2021 (s. u.) lassen sich auch 
hier in der Vertiefung wiederkehrende Kritik-
punkte finden. Neben dem kommunikativen 
Verhalten der Polizeibeamten am Einsatzort 
waren häufige Beschwerdegründe zu lange 
Wartezeiten bzw. ein empfundener Mangel 
an Objektivität. 

Ein ebenfalls hoher Anteil der Hauptbe-
schwerdegründe lässt sich im Verkehrssektor 
finden. Neben 173 (13,9 %) Beschwerden im 
ruhenden Verkehr, waren 109 (8,7 %) Be-
schwerden im Bereich des fließenden Ver-
kehrs zu verzeichnen. Insbesondere die an-
gespannte Park- und Baustellensituation, 
aber auch die Überwachung von Geschwin-
digkeitsverstößen waren Anlass der Kritik, ge-

äußert wurden sowohl der Wunsch nach ei-
ner Ausweitung der polizeilichen Kontrolle, 
als auch Kritik der Überwachung durch Be-
troffene. Dabei ist das gesamte Tätigkeitsfeld 
„Verkehr“ durch unterschiedliche, behördli-
che Zuständigkeiten geprägt, sodass Be-
schwerden häufig an die originär zuständige 
Behörde weiterzuleiten sind. Die entspre-
chenden Verfahrensabläufe werden derzeit 
im Zusammenwirken mit der Verkehrsdirek-
tion der Polizei Hamburg optimiert.

Die Kategorie Ermittlung ist durch die Kritik an 
zu langen Bearbeitungszeiten gekennzeich-
net. Der Anstieg des Beschwerdeaufkom-
mens im Bereich Versammlung wiederum 
lässt sich im Kontext „Corona“ einordnen, auf 
den im Folgenden noch gesondert einge-
gangen wird. Unter Sonstiges werden alle wei-
teren Vorgänge subsumiert, bei denen sich 
keine strukturell wiederkehrende Beschwerde-
lage feststellen lassen.
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5.4 SONDERKATEGORIEN 

Neben den Beschwerden in den genannten 
sechs Hauptkategorien wurden im Berichtszeit-
raum Untersuchungen in sieben aktuellen 
oder besonders sensiblen Sonderkategorien 
durchgeführt 10:

 

1.	 Beschwerden im Kontext Corona. Grundla-
gen für die Zuordnung einer Beschwerde ist 
der enthaltene Bezug zur Corona-Pandemie. 

2.	 Beschwerden im Kontext Antisemitismus 
umfassen Sachverhalte, die pauschale, ne-
gative oder diskriminierende Zuschreibungen 
von Menschen oder Organisationen (zuge-
schriebenen) jüdischen Glaubens betreffen.

3.	 Bei Beschwerden, die einen Hinweis auf Un-
gleichbehandlung enthalten, erfolgt eine Zu-
ordnung in die Kategorie Diskriminierung. Die 
Feststellung eines derartigen Fehlverhaltens 
orientiert sich an Verstößen gegen das Allge-
meine Gleichbehandlungsgesetz (AGG), so-
wie an den Empfehlungen der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes. 

4.	 Beschwerden betreffend Hasskriminalität 
umfassten Sachverhalte, die gruppenbezo-
gene Vorurteile zum Auslöser haben. In den 
Bewertungsprozess wird das LKA 7 als Fach-
dienststelle einbezogen.

5.	 Unter dem Rubrum Rassismus werden Be-
schwerden erfasst, deren Anlass Abwertun-
gen von Menschen und Menschengruppen 
aufgrund (vermeintlicher) unveränderlicher 
innerer oder äußerer Merkmale beinhalten.

6.	 Des Weiteren wurde als Auffangkategorie 
der Kenner politisch motiviertes Fehlverhal-
ten gebildet, wenn der Sachverhalt zwar nicht 
unter eine der vorangegangenen Kategorien 
zu subsumieren ist, das Verhalten jedoch ei-
nen erkennbar politischen Bezug aufweist. 

7.	 Alle Beschwerdesachverhalte, denen eine 
Verletzung des Rechts auf sexuelle Selbstbe-
stimmung zu Grunde liegt, wurden in der Son-
derkategorie sexualisiertes Fehlverhalten 
eingruppiert. 

INFOBOX 4
Sonderkategorien Antisemitismus, Hasskriminalität und Rassismus 

und entsprechende Zuständigkeiten

Die Polizei Hamburg folgt wie alle Polizeien grundsätzlich der Antisemitismus-Definition 
der International Holocaust Remembrance Alliance (IHRA). Diese wurde im Jahr 2020 in 
den Themenfeldkatalog der entsprechenden polizeilichen Statistik aufgenommen. Da-

10 	 Um Mehrfachnennungen zu berücksichtigen (hypothetisches Beispiel: antisemitische Äußerung im Rahmen der Einsatzwahrnehmung), 	
	 werden die gebildeten Sonderkategorien in einem eigenen Controlling erfasst und analysiert.
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11 	 Für die Auswertung der absoluten Beschwerdelage ist die Hauptbeschwerdekategorie (s. Infobox 3) auschlaggebend; die 
	 Sonderkategorie stellt ein qualifizierendes Zusatzmerkmal dar.

nach ist Antisemitismus „eine bestimmte Wahrnehmung von Jüdinnen und Juden, die sich 
als Hass gegenüber Jüdinnen und Juden ausdrücken kann. Der Antisemitismus richtet 
sich in Wort oder Tat gegen jüdische oder nichtjüdische Einzelpersonen und/oder deren 
Eigentum sowie gegen jüdische Gemeindeinstitutionen oder religiöse Einrichtungen.“

Hasskriminalität bezeichnet politisch motivierte Straftaten, wenn in Würdigung der Um-
stände der Tat und/oder der Einstellung des Täters Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sie 
aufgrund von Vorurteilen des Täters bezogen auf Nationalität, ethnische Zugehörigkeit, 
Hautfarbe, Religionszugehörigkeit, sozialen Status, physische und/oder psychische Behin-
derung oder Beeinträchtigung, Geschlecht/sexuelle Identität, sexuelle Orientierung sowie 
äußeres Erscheinungsbild begangen werden. 

Als Rassismus definiert das Bundesministerium des Innern „eine Ideologie der Ungleich-
heit, gespeist aus spezifischen Vorurteilen und Klischees. Der Begriff Rassismus steht allge-
mein für Auffassungen, die von dem Bestehen nicht oder kaum veränderbarer „Rassen“ 
ausgehen, daraus naturbedingte Besonderheiten und Verhaltensweisen von Menschen 
ableiten und hierbei eine Einschätzung im Sinne von „höherwertig“ oder „minderwertig“ 
vornehmen.“

Mit Ausnahme der Sonderkategorien Corona und Diskriminierung, ist das den Sonderkate-
gorien zuzuordnende Fehlverhalten in der Regel strafrechtlich relevant. Der überwiegende, 
als Beschwerde formulierte Eingang derartiger Fälle wird durch die Dienststelle BMDA un-
mittelbar an das Dezernat Interne Ermittlungen zur weiteren Bearbeitung abgegeben.  

Im Berichtszeitraum (01. März 2021 – 28.Februar 
2022) lag der Anteil von Beschwerden, die zu-
sätzlich einer Sonderkategorie zugeordnet 
wurden, am Gesamtaufkommen bei 19,9 % 
(248 Beschwerden) 11.  Im Folgenden wird das 
Aufkommen in den sieben Sonderkategorien 
im Berichtszeitraum dargestellt. Zu berücksich-
tigen ist dabei, dass Sachverhalte innerhalb 
der Einzelauswertung mehreren Sonderkate-
gorien zugeordnet werden können. Beispiels-
weise, wenn eine diskriminierende Handlung 

im Kontext der Sonderkategorie „Corona“ statt-
gefunden hat. Solche Sachverhalte werden 
für das Gesamtaufkommen einfach gezählt, in 
der Einzelauswertung, aber sowohl der Kate-
gorie „Corona“ wie auch der Kategorie „Diskri-
minierung“ zugeordnet. Dieses erklärt, dass die 
Summe der Zählungen der Einzelauswertun-
gen die Summe des Gesamtaufkommens der 
Zählung der Sachverhalte, welche einer Son-
derkategorie zugeordnet sind (248 Beschwer-
den), übersteigt.
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Grafik 8: Sonderkategorie „Corona“ im Berichtszeitraum

Insgesamt waren im Berichtszeitraum 172 Be-
schwerden der Sonderkategorie „Corona“ zu-
zuordnen. Die Kritik bezog sich in 58 Fällen auf 
einzelne Mitarbeiter der Polizei; 114 Beschwer-
den bezogen sich auf das allgemeine Han-
deln der Polizei als Gesamtorganisation oder 
richteten sich allgemein gegen den Umgang 
mit der Pandemie. Insgesamt konnten bislang 
147 Beschwerdevorgänge abgeschlossen wer-
den. Dabei wurden 6 Beschwerden als be-
rechtigt und 18 Beschwerden als teilberechtigt 
gewertet, 75 Beschwerden wurden als unbe-
rechtigt eingestuft 12. 

Anzumerken ist, dass es sich um ein besonde-
res, zeitlich fortdauerndes gesamtgesellschaft-
liches Ereignis handelt, bei dem die Einsatz-
wahrnehmung durch eine hohe Emotionalität 
von Seiten der Betroffenen geprägt ist. Diese 

12 	 48 weitere Beschwerden wurden ohne Bewertung abgeschlossen.

Beobachtung bietet einen Erklärungsansatz 
für den prozentualen Anteil von 13,8 % am Ge-
samtaufkommen der Beschwerden.

Zu den Hauptbeschwerdegründen zählen u. a. 
polizeiinterne Verstöße gegen die Eindäm-
mungsverordnung (EVO) bzw. die Masken-
pflicht sowie die Untätigkeit der Polizei bei der 
Durchsetzung der Corona-Maßnahmen. Durch 
die Fahrlässigkeit Einzelner im Umgang mit den 
bestehenden Regelungen und begrenzten 
Ressourcen bei der Durchsetzung der EVO lässt 
sich der verhältnismäßig hohe Anteil berechtig-
ter und teilberechtigter Beschwerden erklären. 
Darüber hinaus bezieht sich ein weiterer Teil 
des Beschwerdeaufkommens auf eine fehler-
hafte Kommunikation bzw. Auslegung der EVO 
im Einsatzgeschehen. 
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Grafik 9: Sonderkategorie „Rassismus“ im Berichtszeitraum

Im Betrachtungszeitraum wurden insgesamt 37 
Beschwerden der Kategorie Rassismus zuge-
ordnet, davon wurden drei Beschwerden als 
berechtigt eingestuft. 

Die erste, als berechtigt eingestufte Be-
schwerde bezieht sich auf Äußerungen eines 
Polizeibeamten in Zusammenhang mit einer 
Verkehrskontrolle. Als Konsequenz wurde ein 
Disziplinarverfahren eingeleitet.

Die zweite, als berechtigt eingestufte Be-
schwerde bezieht sich auf die Äußerung eines 
Polizeibeamten in Zusammenhang mit einer 
Ruhestörung durch eine Veranstaltung eines 

islamischen Kulturvereines. Als Konsequenz 
wurde ein Kritikgespräch geführt.

Die dritte, als berechtigt eingestufte Be-
schwerde, steht in Verbindung mit einer Anzei-
genaufnahme an einem Polizeikommissariat. 
Dabei machte der die Anzeige aufnehmende 
Polizeibeamte eine unangemessene und als 
rassistisch zu wertende zweideutige Aussage 
in Bezug auf den persönlichen Lebensbereich 
der Anzeigenerstatterin. Als Konsequenz wurde 
ein Kritikgespräch geführt.

Zur exakten Einordnung der Sachverhalte hin-
sichtlich einer straf- oder disziplinarrechtlichen 

Insgesamt wird bei der Betrachtung der Be-
schwerden eine Spaltung in Befürworter und 
Gegner von Corona-Maßnahmen deutlich. 
Konsensbildung durch Kommunikation ist vor 

dem Hintergrund teilweise dogmatischer Sicht-
weisen merklich erschwert und steigert die Be-
schwerdeanfälligkeit in diesem Bereich.
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Relevanz greift das BMDA auf die Expertise un-
terschiedlicher Dienststellen (z.B. LKA7 / Staats-
schutz) zurück. Die Untersuchung von Vorwür-
fen polizeilichen Rassismus durch das BMDA 
gehört zu den besonders sensiblen Bereichen 
des Aufgabenfeldes. Die Bewertung von poli-
zeilichen, rechtskonform ausgelegten Hand-
lungserfordernissen und empfundenem Ras-
sismus ist für die Beschwerdeführenden oft ext-

rem emotional. Wenn Menschen polizeiliches 
Handeln als rassistisch motiviert  13 wahrneh-
men, aber kein nachweisbares Fehlverhalten 
festgestellt wird, führt dies bei Betroffenen oft 
zu Gefühlen der Ohnmacht und mangelnder 
Akzeptanz; zu den bereits mit dem Beschwer-
deanlass verbundenen negativen Gefühlen 
treten zusätzlich Frustration, Enttäuschung 
oder Misstrauen ggü. der Institution Polizei auf. 

INFOBOX 5 
Racial Profiling 

Racial Profiling (rassistische Profilerstellung, auch „Ethnic Profiling“ genannt) bezeichnet 
polizeiliche Maßnahmen und Maßnahmen von anderen Sicherheits-, Einwanderungs- 
und Zollbeamten, wie Identitätskontrollen, Befragungen, Überwachungen, Durchsuchun-
gen oder auch Verhaftungen, die nicht auf einer konkreten Verdachtsgrundlage oder 
Gefahr (etwa dem Verhalten einer Person oder Gruppe) erfolgen, sondern allein aufgrund 
von („äußeren“) rassifizierten oder ethnisierten Merkmalen – insbesondere Hautfarbe oder 
(vermutete) Religionszugehörigkeit. 

Oft sind hier auch Verschränkungen mit weiteren Ungleichheitsdimensionen wie Ge-
schlecht, sozioökonomischem Status, legalem Status, Sexualität, Behinderung, Sprache 
und Lebensalter zu verzeichnen. Anlasslose Personenkontrollen allein aufgrund eines phä-
notypischen Erscheinungsbildes verstoßen gegen das Grundgesetz (Art. 3 Abs. 3 GG.), 
das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) sowie gegen das in der Europäischen 
Menschenrechtskonvention und das in der internationalen Anti-Rassismus-Konvention an-
gelegte Verbot der rassistischen Diskriminierung 14.

Das Beschwerdemanagement priorisiert ein-
gehende Berichte von rassistischen (Alltags-)
Erlebnissen und versucht, den Betroffenen im 

Rahmen transparenter Untersuchungen Ant-
worten zu geben. Im Hinblick auf die Polizei als 
lernende Organisation will die Dienststelle 

13 	 Vgl. Aikins, Muna AnNisa; Bremberger, Teresa; Aikins, Joshua Kwesi; Gyamerah, Daniel; Yıldırım-Caliman, Deniz (2021): Afrozensus 2020: 
	 Perspektiven, Anti-Schwarze Rassismuserfahrungen und Engagement Schwarzer, afrikanischer und afro-diasporischer Menschen in 	
	 Deutschland, Berlin. Online verfügbar unter: www.afrozensus.de 

14 	 https://www.bpb.de/gesellschaft/migration/kurzdossiers/308350/racial-profiling-institutioneller-rassismus-und-interventions-moeglichkeiten
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Grafik 10: Sonderkategorie „Diskriminierung“ im Berichtszeitraum

Im Betrachtungszeitraum kam es zu insgesamt 
28 Beschwerden über diskriminierendes Ver-
halten von Seiten Polizeibediensteter. Inner-
halb der Untersuchungen wurde eine Be-
schwerde als berechtigt sowie drei als teilbe-
rechtigt eingestuft.

Die als berechtigt eingestufte Beschwerde 
steht in Verbindung mit einer Ungleichbe-
handlung im Rahmen einer Anzeigenauf-
nahme. Als Konsequenz wurde ein Kritikge-
spräch geführt. 

Eine der teilberechtigten Beschwerden bezog 
sich auf eine Ungleichbehandlung im Zusam-

menhang mit einer Verkehrsüberwachungs-
maßnahme, als Konsequenz wurde ein Kritik-
gespräch geführt. 

Die zweite teilberechtigte Beschwerde bezog 
sich auf eine Gesprächssituation im Rahmen 
einer Versammlung. Als Konsequenz fand in 
diesem Fall ein Sensibilisierungsgespräch statt.
 
Die dritte als teilberechtigt eingestufte Be-
schwerde steht in Verbindung mit der Ge-
sprächssituation im Rahmen eines Bewer-
bungsverfahrens.  Als Konsequenz wurde ein 
Sensibilisierungsgespräch geführt.

BMDA durch ihre Beobachtungen dazu beitra-
gen, Reflexionsräume zu schaffen, in denen 
externe Sichtweisen in die Veränderung von 
Handlungslogiken einfließen können. Für das 

nächste Jahr sind daher eine Aufarbeitung 
der Beschwerden der Sonderkategorie Rassis-
mus geplant, um insbesondere wiederkehren-
den Vorwürfe des Racial Profiling zu stellen.
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Sonderkategorie 
„Sexualisiertes Fehlverhalten“ 
Die Auswertung der Sonderkategorie ergab für 
den Berichtszeitraum eine Beschwerde im Sep-
tember 2021 zu sexualisiertem Fehlverhalten.

Hier fühlte sich eine männliche Person wäh-
rend einer Durchsuchungsmaßnahme unsitt-
lich berührt, der Sachverhalt befindet sich 
aktuell in der Bearbeitung.

Sonderkategorie 
„Politisch motiviertes Fehlverhalten“
Im Betrachtungszeitraum ergab die Sonderka-
tegorie der Beschwerden zu politisch motivier-
tem Fehlverhalten eine Beschwerde.

Ein Petent wurde auf eine Tasche mit mehre-
ren auffälligen Aufnähern aufmerksam, die 
sich in einem Funkstreifenwagen befand. 
Nach Überprüfung durch BMDA konnte ge-

klärt werden, dass es sich bei den Aufnähern 
nicht um verfassungswidrige oder politische 
Symbole handelte. Da diese aber dennoch 
als Ausdruck einer verfassungsfeindlichen 
politischen Einstellung von Dritten wahrge-
nommen wurden, wurde nach Abschluss 
der Sachbearbeitung die Beschwerde als 
berechtigt gewertet. Ein politisch motivierter 
Hintergrund wurde nicht festgestellt. Ein Fehl-
verhalten seitens des Mitarbeiters der Polizei 
lag dennoch vor, da jegliche, nichtdienstli-
chen Symbole an Bekleidung und sichtba-
ren Utensilien nicht angebracht werden dür-
fen. Als Konsequenz wurde ein Kritikgespräch 
geführt.

Sonderkategorie 
Antisemitismus/ Hasskriminalität
Im Betrachtungszeitraum kam es zu keiner Be-
schwerde in den Sonderkategorien Antisemi-
tismus und Hasskriminalität.

Beschwerdemanagement/
Disziplinarangelegenheiten
POLIZEI HAMBURG
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Grafik 11: Inhaltliche Verteilung der Beschwerden unter Berücksichtigung der Sonderkate-
gorie „Corona“ März 2021

Bei der Erforschung von Ursachen für die Auf-
fälligkeiten zeigte sich der (gleichwohl im ge-
samten Berichtszeitraum deutliche) Einfluss der 
Pandemie auf das polizeiliche Einsatz- und da-
mit einhergehend das Beschwerdegesche-
hen. Als ein Erklärungsansatz wird die immer 
stärkere Einbindung der Polizei Hamburg in Ein-
dämmung der pandemischen Lage gesehen. 
Im Rahmen dieses besonderen (temporären), 
gesellschaftspolitisch einschneidenden Ereig-
nisses tritt die Polizei regelhaft in einem nega-

5.5 EXEMPLARISCHE BETRACHTUNG DES MONATS MÄRZ 2021

Wie bereits erwähnt soll der Monat März im Be-
trachtungsjahr aufgrund seiner ungewöhnlich 

hohen Zahl von Beschwerdeeingängen ver-
tieft analysiert werden.

tiv, auf Sanktionierung und Durchsetzung aus-
gelegten Kontext in Erscheinung. Der Monat 
März 2021 war besonders stark durch Ver-
schärfungen der Eindämmungsverordnung 
gekennzeichnet, deren Umsetzung vielfach 
durch polizeiliches Handeln sichergestellt 
wurde.

Im März 2021 lag der Anteil von Beschwerden 
mit Corona-Bezug bei 41,9 %. In dem Beschwer-
deaufkommen lässt sich vielfach ein tiefes Un-
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verständnis für den allgemeinen Umgang mit 
der Pandemie wiederfinden, das sich auf die 
Polizei als ausführendes Organ konzentriert. 
Von den insgesamt 72 Beschwerden, die ei-
nen Pandemiebezug aufwiesen, waren drei 
Beschwerden berechtigt bzw. fünf teilberech-
tigt. Ein Einzelereignis im Zusammenhang mit 
Corona-Maßnahmen war die Verfolgung ei-
nes Verstoßes gegen die EVO im Jenischpark 
Ende Februar 2021, über die in den Medien 
überregional bis in den März hinein berichtet 

5.6 INTERNE BESCHWERDEN	

wurde und die zu insgesamt 32 Beschwerden 
aus dem gesamten Bundesgebiet führte. 

Weiterhin ist davon auszugehen, dass mit der 
Arbeitsaufnahme der Dienststelle BMDA am 1. 
März 2021 und der damit verbundenen Presse-
berichterstattung mehr Bürgerinnen und Bür-
ger über die Möglichkeit der Beschwerde infor-
miert wurden und sich ermutigt fühlten, den 
Kontakt zu suchen.  

Das BMDA ist Ansprechstelle für Bedienstete 
der Polizei Hamburg, die ein beschwerdewürdi-
ges Verhalten beobachtet und zur Anzeige 
bringen möchten. Bedienstete der Polizei Ham-
burg haben die Möglichkeit, sich über die 
oben beschriebenen Kommunikationskanäle 
vertrauensvoll an die Dienstelle zu wenden. 
Dadurch sollen interne Hinweise auf kritikwürdi-
ges Verhalten ermöglicht werden, wenn in der 
Wahrnehmung des Betreffenden andere 
Wege verwehrt erscheinen, z.B., weil im Kontext 
der Beschwerde oder Meldung Vorgesetzte 
beteiligt sind. Angesichts des hohen Wertes 
der Kollegialität innerhalb der Organisation 
Polizei können auch Befürchtungen hinsicht-
lich Verlust von Freundschaften, sozialem Sta-
tus oder die Befürchtung, als „Nestbeschmut-
zer“ zu gelten oder gar Restriktionen zu erfah-
ren, bei der Entscheidung, keine Beschwerde 
oder Mitteilung über festgestellte Missstände 
zu machen, eine Rolle spielen. Die Mitarbei-
tenden des BMDA wollen in derartigen Situati-
onen einen Raum für Beratung und Offenba-
rung schaffen. 

Insgesamt lässt sich ein großes Interesse der 
Kolleginnen und Kollegen für die Dienststelle 
feststellen. Der Leiter des BMDA stellte die 
Dienststelle im Berichtszeitraum in zahlreichen 
polizeiinternen Veranstaltungen vor und erläu-
terte insbesondere die inhaltliche Schwer-
punktsetzung sowie die auf Vertraulichkeit 
ausgerichtete Arbeitsweise.

Aufkommen „Interne Beschwerden“ 
Im Berichtszeitraum erreichten das Beschwer-
demanagement insgesamt 14 interne Be-
schwerden. Im Vergleich dazu wurde in den 
Kalenderjahren 2019 und 2020 jeweils nur eine 
interne Beschwerde bekannt. Diese Entwick-
lung wird unmittelbar auf die Einrichtung der 
neuen Strukturen zurückgeführt, die es aus-
drücklich auch für Mitarbeitende ermöglicht 
und diese ermutigt, empfundene Fehlentwick-
lungen innerhalb der Polizei mitzuteilen. 

Bei der Prüfung der internen Beschwerden 
wurde zunächst festgestellt, dass der überwie-
gende Anteil nicht in den Zuständigkeitsbe-
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reich des Beschwerdemanagements fiel. Be-
schwerden gegen Beurteilungen, Dienststel-
lenwechsel oder auch interpersonelle Konflikte 
mit Vorgesetzten waren hier Gegenstand der 
Kritik 15. 

Da es sich nicht um Beschwerdeanlässe mit 
dem Risiko eines Ansehens- und Vertrauensver-
lusts der Gesamtorganisation Polizei Hamburg 
handelte, sondern vielmehr unterschiedliche 
Auslegungen von internen Regelwerken und 
hierarchischen Beziehungen Anlass der Be-
schwerden waren, wurden diese Fälle an die 
hierfür zuständigen Fachdienststellen verwie-
sen. Teilweise sind bei internen Schilderungen 
von Fehlverhalten die Grenzen zum Disziplinar-
recht überschritten gewesen, so dass eine Be-
arbeitung durch BMDA2 zu erfolgen hatte 16.

15 	 Zusammenfassend sind die in Rede stehenden Sachverhalte solche, welche die klassische Personalarbeit betreffen und damit
	 nicht in den Aufgabenbereich der Dienststelle BMDA fallen. 

16 	 Innerhalb des Berichtszeitraums wurden bei 11 Beschwerden im Rahmen der Bearbeitung Hinweise auf disziplinarrechtliche
	 Verstöße gefunden, so dass diese an BMDA2 weitergeleitet wurden. Bei 35 Beschwerden ergab sich im Laufe der Untersuchung der  
	 Verdacht einer Straftat, so dass an dieser Stelle eine Weiterleitung an das DIE erfolgte.

Im Kreis der Personalvertretung bestand an-
fänglich die Befürchtung, insbesondere durch 
die Möglichkeit der anonymen Mitteilung wür-
den polizeiintern Denunziationen gefördert 
werden. Die Auswertung der o.g. internen Be-
schwerdesachverhalte zeigt deutlich, dass 
diese Befürchtung unbegründet ist. Die bishe-
rigen Erfahrungen haben vielmehr gezeigt, 
dass die Mitarbeitenden des BMDA durch die 
eingehende Untersuchung der Beschwerden 
Unstimmigkeiten rasch aufdecken konnten 
und bis dato kein Täuschungsversuch bei ei-
ner intern eingereichten Beschwerde festge-
stellt werden konnte.

5.7 SCHWERPUNKTANALYSE „POLITISCH MOTIVIERTES FEHLVER-
HALTEN UND SOCIAL MEDIA“

Neben dem Aufbau und der Implementie-
rung neuer Strukturen wurden im Berichtsjahr 
erste thematische Schwerpunkte gesetzt. Kritik-
würdiges Verhalten zeigte sich u.a. in Sachver-
halten mit einem politisch motivierten Fehlver-
halten im Kontext der Nutzung von Social Me-
dia durch Polizeibedienstete. 

Zunächst gilt der Begriff „politisch motiviertes 
Fehlverhalten“ im vorliegenden Kontext nied-
rigschwellig und losgelöst, etwa von dem 

sicherheitsbehördlichen Extremismusbegriff. 
Ansatzpunkt ist hier das sog. Mäßigungsge-
bot (§ 33 Beamtenstatusgesetz). Die Anforde-
rungen an die politische Neutralität von Poli-
zeibeamtinnen und –beamten sind hoch, 
um das Ansehen und das Vertrauen in die 
Organisation Polizei zu wahren. Einem derarti-
gen Fehlverhalten ist bewusst niedrigschwel-
lig und offensiv zu begegnen, um Schaden 
von der Gesamtorganisation abzuwenden. 
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Bei der Nutzung von sozialen Medien durch 
Polizeibedienstete kam es im Berichtszeitraum 
zu Auffälligkeiten. So wurden innerhalb der re-
gelhaft öffentlich zugänglichen Social-Media-
Profile Inhalte gepostet, die in ihren unter-
schiedlichen Ausprägungen dazu geeignet 
waren, das Ansehen der Polizei Hamburg zu 
schädigen. 

Die Gemeinsamkeit diesbzgl. zur Kenntnis ge-
langter Beschwerden ist die Kritik an dem be-
wussten Verweis auf den Dienstherren „Polizei 
Hamburg“ im Kontext privater Interessen und 

Meinungen. So werden zur Schaffung erhöhter 
Aufmerksamkeit, aber insbesondere um der ei-
genen politischen Sichtweise Nachdruck zu 
verleihen, eingestellte Posts häufig in einen Zu-
sammenhang mit der Polizei Hamburg gestellt. 
Die Verknüpfung eines (subjektiven) politischen 
Statements mit einem Bild in Uniform führt häu-
fig zu externer, aber auch teilweise intern an-
gezeigter Kritik. Eine nähere Betrachtung der 
Sachverhalte hat gezeigt, dass der Hinweis auf 
die berufliche Tätigkeit vermehrt mit politischen 
Meinungsäußerungen am rechten Pol des po-
litischen Spektrums stattfindet. 

Tabelle 1: Beschwerden im Kontext der Nutzung sozialer Medien im Berichtszeitraum 17

Nr.	 Datum	 Art 18 Social Media	 Verdacht der beamtenrechtlichen 
Pflichtverletzung i.V.m.

	 1	 03/2021	 Verwaltungsermittlung	 WhatsApp	 politisch motivierten Äußerungen
	

	 2	 04/2021	 Verwaltungsermittlung	 Facebook	 Corona

	 3	 05/2021	 Verwaltungsermittlung	 Instagram	 Corona

	 4	 05/2021	 Disziplinarverfahren	 WhatsApp	 Corona
	
	 5	 07/2021	 Verwaltungsermittlung	 Facebook	 politisch motivierten Äußerungen

	 6	 08/2021	 Verwaltungsermittlung	 Instagram	 freizügige Darstellung

	 7	 09/2021	 Disziplinarverfahren	 TikTok	 missbräuchlicher Nutzung der Polizeiuniform

	 8	 11/2021	 Disziplinarverfahren	 WhatsApp	 politisch motivierten Äußerungen

	 9	 12/2021	 Verwaltungsermittlung	 Facebook	 politisch motivierten Äußerungen

17 	 Des Weiteren kam es zu einer Beschwerde über den Internetauftritt (TikTok / Instagram) eines Brandenburger Polizeibeamten.
	 Die Beschwerde wurde an die zuständige Behörde weitergesteuert. 

	 10	 12/2021	 Verwaltungsermittlung	 Facebook	 Veröffentlichung dienst-interner Daten

	 11	 12/2021	 Verwaltungsermittlung	 Facebook	 private Drohung bzgl. Beziehungsstreitigkeiten 

18  	 Teilweise erhielt das BMDA über die aufgeführten Verwaltungsermittlungen / Disziplinarverfahren im Kontext sozialer Medien über  
	 eingereichte Beschwerden Kenntnis.
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	 12	 12/2021	 Disziplinarverfahren/ 
			   Verwaltungsermittlung

	 13	 12/2021	 Verwaltungsermittlung	 WhatsApp 	 politisch motivierte Äußerungen
	

	 14	 01/2022	 Beschwerde	 TikTok	 missbräuchlicher Nutzung der Polizeiuniform
			   Verwaltungsermittlung

	 15	 01/2022	 Verwaltungsermittlung	 Facebook	 politisch motivierte Äußerungen

	 16	 01/2022	 Verwaltungsermittlung	 WhatsApp	 Corona

	 17	 01/2022	 Verwaltungsermittlung	 Instagram	 Freizügige Darstellung

	 Twitter	 Corona

Erhält das BMDA von derartigen Fällen Kennt-
nis – ob durch Meldungen Dritter, durch  
‚eigene Suche oder in der Zusammenarbeit 
mit der Presseabteilung der Polizei Hamburg 
(PÖA) – werden diese zunächst zur Prüfung 
der straf- bzw. disziplinarrechtlichen Relevanz 
an die entsprechende Fachdienststelle wei-
tergeleitet. Nur in geringfügigen Fällen ist kein 
disziplinarrechtlicher Verstoß gegen politische 
Mäßigungspflichten zu konstatieren. 

Losgelöst von einer politischen Dimension 
versuchen häufig gerade jüngere Kollegin-
nen und Kollegen in der Gestaltung ihres Ac-
counts, durch den sichtbaren Verweis auf 
das eigene Berufsbild das Interesse Dritter an 
ihrem Profil zu steigern. Dabei lässt sich die 
Teilnahme an so genannten Challenges auf 
Kanälen wie TikTok oder Instagram beobach-
ten, die im Zweifel ebenfalls dazu geeignet 
sind, ein unerwünschtes Bild der Polizei Ham-
burg in der Öffentlichkeit zu erzeugen. Hier 
liegen keine strafrechtlichen Verfehlungen 
vor, allerdings erfolgt auch hier eine Prüfung 
hinsichtlich eines disziplinarrechtlich zu wür-
digenden Fehlverhaltens. Erst nach der er-

folgten Feststellung, dass kein normativer Ver-
stoß vorliegt, wird der Sachverhalt im Rahmen 
eines Beschwerdeverfahrens untersucht. 

Dieses Beispiel zeigt deutlich die Schnittstellen 
zwischen den Sachgebieten Beschwerdema-
nagement und Disziplinarangelegenheiten in-
nerhalb des BMDA. Beide Sachgebiete sind 
auf die Sicherung interner Qualitätsansprüche 
ausgerichtet und ergänzen sich bei der Be-
wertung, aber auch in der Bearbeitung von 
Einzelfällen. 

Evidenzbasierte Fortbildung: 
Beispiel Social Media
Das unterschiedlich motivierte, aber gleicher-
maßen das Ansehen der Polizei schädigende 
Verhalten Einzelner bei der Nutzung sozialer 
Medien führte zunächst zu einer internen Be-
fassung mit der Thematik, dies unter Einbezie-
hung von Fachdienststellen. Ziel war es, ge-
meinsam eine ganzheitliche Betrachtung der 
Problematik sicherzustellen sowie geeignete 
Gegenmaßnahmen zu erarbeiten.
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Hierzu unterstützte das BMDA die Presseabtei-
lung der Polizei bei der Entwicklung eines In-
formationsblattes für ein regelkonformes Ver-
halten in den sozialen Medien. Weiterhin 
wurde das Thema in Vorträgen für Studie-
rende und Auszubildende der Akademie der 
Polizei Hamburg erörtert. Bei als berechtigt 
bewerteten Beschwerden vereinbarte das 
BMDA in Absprache mit dem Social-Media-
Team der Polizei Hamburg Fortbildungen, um 
die insofern Beschwerten für das Problem 
und die Tragweite des eigenen Handelns zu 
sensibilisieren. 

Von besonderer Bedeutung für die Prävention 
und eine Kultur des Hinschauens war aller-
dings ein neu geschaffenes Format, das sich 
an Multiplikatoren mit Vorbildeigenschaft, in 
der Regel Führungskräfte, richtet. Die Dienst-
stelle BMDA kann aufgrund ihrer personellen 
Ausstattung nicht alle Mitarbeitenden der Poli-
zei Hamburg in einzelnen Themenbereichen 
fortbilden und wendet sich mit eigenen Dienst-
unterrichten daher ausschließlich an Füh-
rungskräfte 19. 

Durch den an den Dienststellen stattfinden-
den Austausch wird (1) ein Problembewusst-
sein geschaffen und (2) Wissen zum dienst-
rechtlichen Umgang mit derartigen Fällen zur 
Verfügung gestellt. Durch Sensibilisierung und 
Handlungssicherheit sollen die unmittelbaren 
Vorgesetzten Interpretationsräume unmissver-
ständlich schließen können und damit das 
Neutralitätsgebot der Polizei in der Öffentlich-
keit sicherstellen.

19	 Dienstunterrichte sind interne Fortbildungseinheiten mit dienstlichem Bezug zur Weiterentwicklung von Mitarbeitenden.

Bereits kurz nach Vorliegen der o. g. Erkennt-
nisse wurden die nachfolgend genannten 
Veranstaltungen geplant und von Mitarbei-
tenden des BMDA durchgeführt: 

	f In einem Dienstunterricht für Führungs-
kräfte wurde das Thema Nutzung sozialer 
Medien und Messengerdienste in dienstli-
chen und privaten Kontexten vorgestellt. 

	f Im Zusammenarbeit mit dem Institut für 
Führungsweiterbildung an der Akademie 
der Polizei Hamburg wurde eine Fortbil-
dung für Führungskräfte zum Recht des öf-
fentlichen Dienstes entwickelt, die aus ak-
tuellem Anlass auch auf politische Mäßi-
gungspflichten einging. 

	f Das BMDA beteiligte sich an der Entwick-
lung und Durchführung einer Veranstal-
tung anlässlich des Internationalen Tages 
der Toleranz zur Erinnerung an Prinzipien, 
die zu einem menschenwürdigen und 
wertschätzenden Zusammenleben beitra-
gen sollen.

	f Ein weiterer Dienstunterricht für Führungs-
kräfte wurde zum Thema Grenzüberschrei-
tungen im polizeilichen Alltag in Zusam-
menarbeit mit dem ITK und dem LKA 
7 / Staatsschutz entwickelt. Dieser stellt spe-
ziell auf die Wirkung und die Konsequen-
zen bei politisch motiviertem Fehlverhalten 
im Kontext Polizei ab.
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5.8 BETEILIGUNG AN DER ERHEBUNG 
„EXTREMISTEN IN SICHERHEITSBEHÖRDEN“ 

Nach entsprechenden Vorarbeiten im Jahr 
2020 beauftragte die Ständige Konferenz der 
Innenminister und –senatoren (IMK) am 10. 
Dezember 2020 das Bundesministerium des In-
nern (Bundesamt für Verfassungsschutz, BfV) 
mit der Erarbeitung eines Lageberichts „Rechts-
extremisten, Reichsbürger und Selbstverwalter 
in Sicherheitsbehörden“. Hierzu wurden zu-
nächst in einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
verbindliche Erfassungskriterien für die Samm-
lung einschlägiger Fälle in den Ländern sowie 
den Sicherheitsbehörden des Bundes erarbei-
tet. Außerdem wurden Methodik, Abfragefor-
mate und Erfassungszeiträume vereinbart, um 
eine einheitliche Erhebung in allen Landes- 
und Bundesbehörden zu gewährleisten.

Zu erfassen waren danach
	f Sachverhalte, bei denen tatsächliche An-

haltspunkte für rechtsextremistische Be-
strebungen (nach Definition der Sicher-
heitsbehörden) oder Bezüge zur Reichs-
bürger- und Selbstverwalterszene (nach 
Definition der Verfassungsschutzbehör-
den) vorliegen, die im Zeitraum 01. Juli 
2018 bis 30. Juni 2021 (36 Monate) regist-
riert wurden (sich also auch vor Juli 2018 
ereignet haben können).

	f Sachverhalte, die einen Verdacht auf 
rechtsextremistische Verhaltensweisen 
be-gründen (einschließlich Verdachtsfälle 
nach Einleitung dienst- und arbeitsrecht-
licher Maßnahmen); Vorfälle, die zu Vor-
ermittlungen ohne Einleitung eines Ver-
fahrens geführt hatten, waren nicht zu 
berücksichtigen. 

Ein „Sachverhalt“ ist definiert als ein Tatgesche-
hen durch eine Person. 

Ab Mai 2021 wurden die insoweit definierten 
Sachverhalte in den Sicherheitsbehörden des 
Bundes und der Länder erfasst. In der Behörde 
für Inneres und Sport Hamburg waren daran 
beteiligt das Amt für Innere Verwaltung und 
Planung, das Dezernat Interne Ermittlungen 
(DIE), das Landesamt für Verfassungsschutz 
(LfV) sowie die Dienststellen Personalmanage-
ment (PERS) und das BMDA der Polizei Ham-
burg. In einem aufwändigen Prozess wurde 
das Fallaufkommen der Dienststellen retrograd 
gesichtet und ausgewertet; Sachverhalte wur-
den in Hinsicht auf die Erfassungskriterien ana-
lysiert und bei sukzessiver Bearbeitung an un-
terschiedlichen Dienststellen zusammenge-
führt, um Doppelerfassungen zu vermeiden. 

Eine abschließende Bewertung in Hinsicht auf 
die bundeseinheitlichen Erfassungskriterien 
des BfV fand im LfV Hamburg statt. Bei Vorlie-
gen der rechtlichen Voraussetzungen wurden 
gemeldete Sachverhalte in nachrichtendienst-
lichen Datenbanken erfasst und analysiert, z.B. 
in Hinsicht auf Kontakte und Kennlinien. 

Angesichts der engen personal- und dienst-
rechtlichen Vorgaben, etwa zu Datenschutz 
und Löschfristen sowie teils laufender Verfah-
ren, weist die nachfolgende Tabelle zur Veröf-
fentlichung geeigneten Informationen zu den 
dem Lagebericht des BfV aus Hamburg für 
den Betrachtungszeitraum 2021/2022 aus. Der 
Lagebericht des BfV weist die bundesweit ge-
sammelten Sachverhalte hingegen lediglich 
kumuliert aus.
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Nr.	 Jahr	 Sachverhalt	 Sachstand (Juli 2021)	

	 1	 2021	 Rassistische Beleidigung, gewaltorientierte Handlung	 Strafverfahren eingestellt

	 2	 2021	 Politisch motivierte Beleidigung	 Laufendes Verfahren (strafrechtlich)

	 3	 2021	 Rassistische Beleidigung	 Laufendes Verfahren (strafrechtlich)

6. STRUKTURDATEN DER BESCHWERDEVERFAHREN

Ziel der Untersuchungen einer Beschwerde ist 
die Bewertung der enthaltenen Kritik und die 
Klärung der Frage, ob ein individuelles, vor-
werfbares Fehlverhalten vorliegt. Wie in Kapitel 
4.2 dargestellt, sind Beschwerden nach derzei-
tiger bundesweiter Praxis nach Abschluss der 
Untersuchung als (1) berechtigt, (2) teilberech-
tigt oder (3) unberechtigt zu bewerten. Be-
schwerden, für die keine Bewertung in diesem 
Sinne vorgenommen werden kann, werden 
ohne Bewertung abgeschlossen. Letzteres ist 
regelmäßig dann der Fall, wenn sich Be-
schwerden nicht auf das Fehlverhalten einzel-
ner, sondern auf die Gesamtorganisation Poli-
zei beziehen.

Von den im Betrachtungszeitraum eingegan-
genen 1249 Beschwerden konnten 1082 abge-
schlossen werden. Die Zahl der berechtigten 
und teilberechtigten Beschwerden beträgt 200 
(16,0 %), davon waren 33 Vorgänge zusätzlich 
Sonderkategorien zuzuordnen. 

Zugleich umfasst der messbare Umfang poli-
zeilichen Handelns im Berichtszeitraum 503.870 
Einsatzanlässe. Das bedeutet in der Relation: 
bei 0,04 % aller erfassten polizeilichen Interakti-
onen mit den Bürgern und Bürgerinnen kam 
es zu einer Beschwerde, die als berechtigt 
oder teilberechtigt angesehen wurde. 

6.1 BESCHWERDEEINGANG

Für die Kontaktaufnahme mit dem BMDA ste-
hen vielfältige Möglichkeiten (vgl. Kapitel 3.5) 

zur Verfügung, deren Nutzung im Berichtszeit-
raum nachfolgend dargestellt wird.

Tabelle 2: Erhebung extremistischer Sachverhalte in Hamburger Sicherheitsbehörden im 
Berichtszeitraum 
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Grafik 12: Kontaktaufnahme im Berichtszeitraum

Der mit Abstand größte Anteil der eingehen-
den Beschwerden (805 Sachverhalte, 64,5 %) 
erreichte die Dienstelle BMDA per E-Mail 
(beschwerdestelle@polizei.hamburg.de). 

Bei der Auswertung dieser Kommunikations-
form ließ sich feststellen, dass bei der Nutzung 
dieses Mediums eine Beschwerde häufig im 
unmittelbaren Zusammenhang mit einem ne-
gativ empfundenen Erlebnis formuliert und 
per Smartphone übermittelt wurde. Derartige 
E-Mails sind häufig durch eine verkürzte Dar-
stellung gekennzeichnet, der negative Affekt, 
der oftmals prägend für den Inhalt ist, wird 
deutlich. Der Ansatz der kurzfristigen und nach 
Möglichkeit persönlichen Kontaktaufnahme 
(vgl. Kapitel 3) führt an dieser Stelle regelhaft 
zu verkürzten Beschwerdeverfahren, da es sich 
oft um einfach gelagerte Fragen zum auslö-
senden Ereignis (z.B. lange Wartezeiten auf-
grund einer Verkehrsbehinderung) handelt. 
Durch eigene polizeiliche Fachlichkeit oder 
durch die rasche Kontaktaufnahme mit dem 
örtlich zuständigen Polizeikommissariat kön-
nen bestehende Fragen zügig beantwortet 

und etwaige Kritik unmittelbar und zufrieden-
stellend aufgearbeitet werden. 

Die klassischen Kommunikationskanäle rück-
ten an dieser Stelle in den Hintergrund: Telefo-
nisch gingen 188 (15,1 %) sowie per Post/Fax 
145 (11,6 %) Hinweise auf ein kritisiertes Verhal-
ten ein. Über das neu entwickelte digitale Hin-
weisgebersystem gingen seit März 2021 insge-
samt 95 (7,6 %) Beschwerden ein, von denen 
wiederum 38 (40,0 %) anonym eingereicht 
wurden. Das Verhältnis interner und externer 
Beschwerdeführer wurde bereits gesondert im 
Kapitel 5.6 dargestellt. 

Die Außenstelle Mönckebergstraße wurde seit 
März 2021 von insgesamt 30 Personen mit ei-
nem konkreten Anliegen aufgesucht; dabei 
wurden durch die anwesenden Mitarbeiter 16 
Beschwerden aufgenommen. Darüber hinaus 
wird die Außenstelle auch von Menschen auf-
gesucht, die formal keine Beschwerde einle-
gen, sondern vielmehr eine Meinung über die 
Polizei äußern wollen. Dabei geht es häufig um 
allgemeine Herausforderungen in der Lebens-

mailto:beschwerdestelle%40polizei.hamburg.de?subject=
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welt der Petenten, bei deren Bewältigung sie 
Unterstützung wünschen. Das Beschwerdema-
nagement hat auf diese Feststellung reagiert 
und die Zusammenarbeit mit externen Bera-
tungsstellen intensiviert, damit so zumindest 
eine Verweisberatung, etwa an psychosoziale 
Hilfen, stattfinden kann.

Die Gründe für die bisher nur bedingte Nut-
zung der externen Niederlassung sind in der 
Konsolidierung der Dienststelle und der Ent-
wicklung von Nutzungsroutinen zu vermuten. 

Die Außenstelle soll insbesondere die sozialwis-
senschaftliche Komponente des Beschwerde-
managements stärken und den Raum für 
niedrigschwellige Formate der Konfliktlösung 
bieten. Aufgrund der pandemischen Lage 
war dies noch nicht zufriedenstellend umsetz-
bar. Ziel ist es, im kommenden Jahr die Außen-
stelle deutlich stärker zu bewerben und zu nut-
zen. Sie soll als fester Ort für niedrigschwellige 
Gespräche mit Beschwerdeführenden etab-
liert und für moderierte Konfliktgespräche ver-
mehrt genutzt werden.

6.2 VERFAHRENSABSCHLÜSSE

Erklärtes Ziel des BMDA ist ein zügiger, belast-
barer Verfahrensabschluss, der den Beschwer-
deführenden benötigte Antworten zur Verfü-
gung stellt, aber auch den Beschwerten ggf. 
entlastet bzw. der Organisation eine zeitnahe 

Konsequenz ermöglicht. Doch nicht jedes Ver-
fahren lässt sich aus den o. g. Gründen in der 
angestrebten kurzen Zeit abschließen. Nach-
folgend werden die Verfahrensabschlüsse im 
Berichtszeitraum dargestellt.

Grafik 13: abgeschlossene Beschwerdevorgänge im Dreijahresvergleich 20 

20 	 Betrachtungszeitraum 01. März 2019 – 28. Februar 2022
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21 	 Aktuell noch in Bearbeitung befinden sich: 5 Beschwerden aus 2019/2020, 28 Beschwerden aus 2020/2021 und 167 Beschwerden  
	 aus 2021/ 2022.

Im Berichtszeitraum wurden 7,8 % der Beschwer-
den als berechtigt, 10,7 % als teilberechtigt 
und 62,2 % der Beschwerden als unberechtigt 
bewertet 21.  

Im Vergleich mit Vorjahreszeiträumen zeigt sich 
im Berichtszeitraum eine Zunahme der Be-
schwerden. 

Während der Anteil der unberechtigten Be-
schwerden 2021/2022 bei 62,2 % lag und sich 
damit auf einem vergleichbaren Niveau zu 
den Vorjahren befindet, lag der Anteil der be-
rechtigten Beschwerden 2019/2020 bei 14,4 % 
und 2020/2021 bei 10,5 % am jeweiligen Be-
schwerdeaufkommen.

Beschwerdeabschlüsse 
„ohne Bewertung“
Auffällig ist, dass im Berichtszeitraum 2021/2022 
bei 19,3 % (209 Vorgänge) aller abgeschlosse-
nen Beschwerden keine Bewertung vorge-
nommen werden konnte, was eine erhebliche 
Zunahme, insbesondere im Vergleich zu dem 
Berichtszeitraum 2019/2020, darstellt. Erklä-
rungsansätze hierfür sind, das (1) teilweise 
Fehlen von zur Untersuchung benötigten Infor-
mationen, sodass in Ermangelung von Ermitt-
lungsansätzen derartige Eingänge ohne Be-
wertung abgeschlossen werden müssen. Dar-
über hinaus zeigte sich im Berichtszeitraum, 
dass auf gesellschaftlich relevante Einzelereig-
nisse oftmals eine (2) Vielzahl von Reaktionen 

durch lediglich mittelbar beteiligte Personen 
erfolgten. Innerhalb dieser Beschwerden, die 
statistisch als ein Einzelereignis erfasst werden, 
darf die Dienstelle keine weiterführenden Infor-
mationen geben. Ein mittelbar betroffener Be-
schwerdeführender wird über diesen Umstand 
durch das BMDA informiert und erhält ledig-
lich die Information, dass seine eingereichte 
Beschwerde untersucht wird. Letztlich errei-
chen die Beschwerdestelle eine Vielzahl von 
(3) allgemeinen, gegen die Polizei als Gesamt-
organisation gerichtete Beschwerden, bei de-
nen ein konkretes Fehlverhalten nicht vorliegt. 
Oftmals enthalten diese Kritikäußerungen Fra-
gen zu den Grundlagen polizeilichen Han-
delns, der Ressourcensteuerung bzw. der Er-
läuterung von Rechtsgrundlagen. Auch in die-
sen Fällen nimmt die Sachbearbeitung Kon-
takt mit dem Beschwerdeführenden auf und 
versucht, zufriedenstellende Antworten zu ge-
ben. Diese Gruppe von Beschwerden stellt 
den größten Anteil an Beschwerden, bei de-
nen keine Bewertung möglich ist, dar.

Abgeschlossene 
Beschwerdevorgänge digitales 
Hinweisgebersystem
Wie bereits erwähnt erreichten über das neu 
zur Verfügung gestellte digitale Hinweisgeber-
system 95 Beschwerden das Beschwerdema-
nagement der Polizei Hamburg. Davon konn-
ten bereits 87 Beschwerden abgeschlossen 
werden.
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Grafik 14: Abschluss von Beschwerdevorgängen aus dem digitalen Hinweisgebersystem 

Häufigste Kritikpunkte waren hier Beschwerden 
im Zusammenhang mit dem ruhenden Ver-
kehr sowie das Verhalten und Auftreten von 
Polizeibeamten im Umgang mit Bürgerninnen 
und Bürgern (Hauptkategorie Einsatzwahrneh-
mung). Weiterhin wurde das System in zwei  
Fällen für die Einreichung interner Beschwer-

den genutzt. Diese beiden Beschwerden wur-
den als unberechtigt eingestuft und hatten 
personalrechtliche Fragestellungen zum In-
halt. Nachfolgend wird die Verteilung der be-
rechtigten und teilberechtigten Beschwerden 
aus dem digitalen Hinweisgebersystem darge-
stellt.

Grafik 15: Beschwerdekategorie der berechtigten / teilberechtigten Beschwerden aus dem 
digitalen Hinweisgebersystem
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6.3 POLIZEIINTERNE VERTEILUNG DES BESCHWERDEAUFKOMMENS

Im Folgenden wird die Verteilung aller einge-
gangenen Beschwerden auf die einzelnen Or-

ganisationseinheiten (OE) innerhalb der Poli-
zei Hamburg dargestellt. 

BMDA
LEITUNG

Beschwerdemanagement und Disziplinarangelegenheiten

PD / A15

ANALYSE / AUSWERTUNG

PHK/A11

BMDA 1
SACHGEBIETSLEITUNG

Beschwerdemanagement

EG 13

BMDA 2
SACHGEBIETSLEITUNG

Disziplinarangelegenheiten

EKHK / A 13

WSPS
Wasserschutzpolizeischule

LSt
Leitungsstab

PERS
Personal

PÖA
Presse- und

Öffentlichkeitsarbeit

J
Justiziariat

SP
Schutzpolizei

WSP
Wasserschutz-

polizei

LKA
Landes-

kriminalamt

LPV
Landespolizei-

verwaltung

IT
Informations-

technik

AK
Akademie

DIE
Dezernat Interne

Ermittlungen
(Direktionsrecht Staatsrat 
der Behörde für Inneres 

und Sport)

Beschwerdemanagement 

Disziplinarangelegenheiten
PL

Polizeipräsident

PLV
Polizeivizepräsident

Personalrat der Polizei

Gleichstellungsbeauftragte

Datenschutzbeauftragter

Schwerbehinderten-
vertretung

Strategische
Personalentwicklung

INFOBOX 6
Organisationseinheiten der Polizei Hamburg (Stand April 2021)

Grafik 16: Verteilung der Beschwerden in den Organisationseinheiten (OE) 
im Berichtszeitraum



 56

Bei der Betrachtung der Verteilung des Be-
schwerdeaufkommens ist zunächst die zu er-
wartende starke Belastung der OE Schutzpoli-
zei zu erkennen. Diese lässt sich einerseits aus 
der personellen Größe im Vergleich zu allen 
anderen OE ableiten, primär aber aus dem 
besonderen Aufgabenzuschnitt des unifor-
mierten Streifendienstes.

So werden Maßnahmen, die aus einem ein-
gehenden Notruf in der Polizeieinsatzzentrale 
erwachsen, nahezu ausschließlich durch Be-
amtinnen und Beamten der Schutzpolizei 
wahrgenommen. Die Rahmenbedingungen 
am Einsatzort sind regelhaft durch Emotionen, 
darunter Erwartungshaltungen an die Polizei 
und deren Enttäuschung am Einsatzort, ge-
setzt, die wiederum oft zu Kritikäußerungen 
und Beschwerden führen. 

Im Ergebnis erhöht sich dadurch für die Schutz-
polizei signifikant das Beschwerdepotential, z.B. 

im Vergleich zu Mitarbeitenden des LKA, die 
grundsätzlich zeitverzögert und meist nach ei-
ner Beruhigung vor Ort auf die Beteiligten trifft. 
Innerhalb der Schutzpolizei sind - wiederum - 
die Polizeikommissariate im Vergleich z.B. zur 
Landesbereitschaftspolizei oder der Verkehrs-
direktion am häufigsten von Beschwerden be-
troffen. Auch hier ist die Aufgabenstruktur aus-
schlaggebend für das erhöhte Beschwerde-
potential. 

Häufungen an einzelnen Wachen wurden ein-
gehend hinsichtlich möglicher Ursachen un-
tersucht. Dabei konnte festgestellt werden, 
dass insbesondere Einzelereignisse im Ver-
kehrsbereich (z.B. Einrichtung einer Baustelle, 
Ahndung einer Verkehrsordnungswidrigkeit 
etc.) sowie individuelle Konfliktkonstellationen 
zu derartigen Häufungen führten. Strukturelle 
Fehlentwicklungen an einer einzelnen Wache 
konnten im Berichtszeitraum nicht festgestellt 
werden.

6.4 BESCHWERTE PERSONEN

Zur Untersuchung, welche Gruppen innerhalb 
der Polizei Hamburg in der Ausübung ihres 
Dienstes einem höheren Beschwerdepotential 
unterliegen, hat das BMDA 200 Datensätze 
aus den Kategorien berechtigt / teilberechtigt 
ausgewertet. Daraus ergaben sich eine An-
zahl von 178 beschwerten Personen. Die Ab-
weichung zu der Gesamtanzahl berechtigter/ 
teilberechtigter Beschwerden ergibt sich dar-
aus, dass innerhalb eines Beschwerdevorgan-

ges mehrere Personen berechtigt beschwert 
werden können bzw. eine Beschwerde als be-
rechtigt oder teilberechtigt eingestuft werden 
kann, ohne dass ein individuell zuzuordnen-
des Fehlverhalten vorliegt.

Im Folgenden werden die soziodemografi-
schen Daten zu den (teil-)berechtigt be-
schwerten Polizeibediensteten betrachtet.
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Grafik 17: Auswertung Beschwerte „Altersstruktur“

Grafik 18: Auswertung Beschwerte „Dienstalter“
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Grafik 19: Auswertung Beschwerte „ausgeübte Funktion“

Innerhalb der Altersstruktur der Beschwerten 
lässt sich keine Signifikanz feststellen. Die nied-
rigen Zahlen an den Polen der Skalierung las-
sen sich mit der typischen Verwendung dieser 
Altersgruppen erklären. Während die Gruppe 
der jüngsten Mitarbeiter sich primär in der 
Ausbildung an der Akademie der Polizei Ham-
burg befindet, dürfte der überwiegende An-
teil der lebensälteren Belegschaft einer Büro-
tätigkeit nachgehen.

Die 178 betrachteten Datensätze betrafen 137 
männliche und 41 weibliche Beschwerte. 

Allerdings zeigt eine Auswertung nach dem 
Merkmal Berufserfahrung (Dienstalter), dass 
die Gruppe der Bediensteten, die über das 

geringste Dienstalter verfügt, überproportional 
häufig unter den Beschwerten vertreten ist. 22  

22 		  Die vorliegende Abbildung bezieht sich ausschließlich auf den Abschluss von Beschwerden. Wie bereits angeführt, stellen Beschwerden 
ein kritikwürdiges Verhalten dar, welches kein normativ zu würdigenden (Fehl-)Charakter beinhaltet. Ziel der Maßnahmen zur Auflösung 
berechtigter / teilberechtigter Beschwerden ist es, die betroffenen Polizeibediensteten in die Lage zu versetzen bei einer zukünftig ähnlich 
gelagerten Situation einen verbesserten Umgang mit dieser zu finden. Losgelöst hiervon sind bei straf- und disziplinarrechtlich zu würdigen 
den Fehlverhalten entsprechend verschärfende Maßnahmen vorgesehen.

Zwei Gründe können hierfür ausschlagge-
bend sein: Zum einen zeigt die Auswertung, 
dass beschwerte Mitarbeitende überwiegend 
im Reviervollzugsdienst ohne Führungsfunktion 
tätig waren; das erhöhte Beschwerdepotential 
entsprach insofern dem o.g. Aufgabenprofil. 
Zum anderen wird diese Aufgabe innerhalb 
der Polizei primär durch die jüngeren und mitt-
leren Jahrgänge wahrgenommen. Es lässt 
sich weiterhin die Tendenz feststellen, dass Be-
schwerden gegen (dienst-)jüngere Polizeibe-
amten häufig in deren Kommunikationsverhal-
ten begründet sind. Aus diesem Grunde ist die 
Dienststelle BMDA eine Kooperation mit der 
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23 	 Hinsichtlich der Kritik an diesen Bewertungskategorien siehe Kapitel 4.2.

Universität Hamburg eingegangen, um unter-
suchen zu lassen, inwieweit die Ursachen von 
Beschwerden in fehlerhafter Kommunikation 
begründet sind und welche Faktoren dabei 
eine Rolle spielen. Auf dieser Grundlage sollen 
zukünftig neue Kommunikationstrainings in Zu-
sammenarbeit mit der Akademie der Polizei 

Hamburg entwickelt werden (siehe Kapitel 8.5). 
Dennoch sollte zum anderen auf verbesserter, 
mehrjähriger Datengrundlage ein denkbarer 
grundsätzlicher Zusammenhang von niedri-
gem Dienstalter, niedrigem Lebensalter und 
Beschwerdepotential beleuchtet werden.

6.5 KONSEQUENZEN DER BESCHWERDEBEARBEITUNG 

Werden Beschwerden als berechtigt oder teil-
berechtigt eingestuft 23, muss die Polizei Ham-
burg auf das erwiesene Fehlverhalten reagie-
ren. Die entsprechenden Maßnahmen sollen 
auf der Individualebene weniger sanktionieren 
als vielmehr eine Auseinandersetzung des Be-
troffenen mit seinem Verhalten fördern und ihm 
einen zukünftig angemessenen Umgang in ei-
ner ähnlich gelagerten Situation ermöglichen. 

Im unmittelbaren Vorfeld des Abschlusses ei-
nes Beschwerdeverfahrens berät die Dienst-
stelle BMDA die betreffenden OE-Leiter hin-
sichtlich der zu treffenden Konsequenzen. Die 
Beratung orientiert sich am Einzelfall und be-
rücksichtigt nach Möglichkeit die Intention des 
Beschwerdeführenden.

Grafik 20: Konsequenzen bei berechtigen / teilberechtigten Beschwerden
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Zu den in langjähriger Polizeipraxis etablier-
ten und bewährten Konsequenzen bei er-
kanntem Fehlverhalten gehören Sensibilisie-
rungs- und Kritikgespräche. Mit diesen sol-
len eine (1) aktive Auseinandersetzung mit 
dem eigenen Verhalten gefördert, (2) An-
stöße für einen Perspektivwechsel gegeben 
sowie (3) alternative Handlungsoptionen in 
zukünftig ähnlich gelagerten Sachverhal-
ten aufgezeigt werden. Dabei will das BMDA 
keinesfalls als belehrende Instanz wirken, 
sondern bezieht die polizeilichen Hand-
lungszwänge explizit in die Betrachtung ein 
und berücksichtigt bei der Suche nach 
konstruktiven Lösungen sämtliche Perspekti-
ven auf das Geschehen.

Im Berichtszeitraum wurde in Konsequenz 
aus berechtigten oder teilberechtigten Be-
schwerden innerhalb der Nachbereitung 
151 (75,5 %) Sensibilisierungs- oder Kritikge-
spräche mit dem beschwerten Mitarbeiten-
den geführt. In zwei Fällen wurde der be-
treffende Beamte zu der Teilnahme an einer 
themenspezifischen Fortbildungsveranstal-
tung verpflichtet. In drei Fällen wurde die 
Teilnahme an einem Dienstunterricht vorge-
geben. 

In 33 Fällen (16,5 %) gab es keine Maß-
nahme im Sinne der hier vorgestellten for-
malisierten Reaktionsmöglichkeiten. In die-
sen Fällen hatte das BMDA hinreichenden 
Grund zu der Annahme, dass die be-
schwerten Beamten und Beamtinnen im 
Verlauf des Untersuchungsverfahrens be-
reits das eigene Verhalten als kritik- und ver-
besserungswürdig erkannt hatten und inso-
fern von einer zukünftigen Verhaltensände-
rung ausgegangen werden konnte. 

Während im Berichtszeitraum die Neukonzepti-
onierung und der schnelle Aufbau der Dienst-
stelle im Mittelpunkt unserer Arbeit standen, 
will das BMDA zukünftig in Fragen der Bewer-
tung und der Konsequenzen aus Beschwer-
den stärker konzeptionell arbeiten und an Profil 
gewinnen. Dabei sollen die berechtigten Inter-
essen der Beschwerdeführenden sowie der 
Beschwerten im Mittelpunkt stehen. Zugleich 
sollen die Möglichkeiten des neuen interdiszi-
plinären Zugangs der Dienststelle genutzt wer-
den. Ziel ist es, mehr Möglichkeiten des Aus-
tauschs zu schaffen, um in einen Dialog zwi-
schen Beschwerdeführendem und Beschwer-
ten einzutreten, da hier die größten Chancen 
für ein nachhaltiges gegenseitiges Verstehen 
gesehen werden. 

Darüber hinaus sollen zukünftig verstärkt Fort-
bildungsmaßnahmen vorgegeben werden, 
um eine Befassung mit dem eigenen, festge-
stellten Fehlverhalten sicherzustellen. Das Ziel 
ist dabei nicht nur, die Einsicht der Beschwer-
ten zu erreichen, sondern auch, sie zu schüt-
zen, damit nicht im Wiederholungsfall ein er-
neutes, möglicherweise schwerwiegenderes 
Verfahren folgt. Zudem zeigt sich auf der struk-
turellen Ebene, dass bereits das vorhandene 
Datenaufkommen nahelegt, die Gruppe der 
Berufsanfänger genauer zu betrachten (vgl. 
Kapitel 6.4). Hier steht das Ziel, durch Auswer-
tung des Beschwerdeaufkommens evidenzba-
sierte Fortbildungen zu initiieren, im Mittel-
punkt. Denkbar wäre z.B. die Entwicklung von 
Supervisionsformaten, in denen die Eindrücke 
der frühen beruflichen Erfahrungen angemes-
sen verarbeitet und einsortiert werden können. 
Auch dieser Aspekt soll im kommenden Jahr 
stärker in den Fokus für einen zielgerichteten 
Umgang mit Kritik gerückt werden.
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6.6 BESCHWERDEFÜHRENDE

Das BMDA wie auch die Organisation Polizei 
Hamburg insgesamt müssen an Informationen 
von Bürgerinnen und Bürgern interessiert sein, 
die sich kritisch mit der Polizei auseinanderset-
zen, um Hinweise auf Potenziale zur Weiterent-
wicklung zu erhalten. Deshalb beschränkt sich 
die Analyse der eingegangenen Beschwer-
den nicht nur auf die Erhebung und Auswer-
tung von polizeibezogenen Daten, sondern 
bezieht die Gruppe der Beschwerdeführen-
den mit ein. 

Um mehr über die Beschwerdeführenden zu 
erfahren, aber auch zur Abfrage der Zufrie-
denheit mit der Arbeit des BMDA oder zu der 
Wahrnehmung der Polizei Hamburg im Allge-
meinen wurde ein Fragebogen (Feedback) 

entworfen. Dieser wird nach Abschluss eines 
Beschwerdeverfahrens an jeden Beschwerde-
führenden postalisch verschickt, unabhängig 
davon, ob die Kritik als berechtigt oder unbe-
rechtigt eingestuft wurde. In dem Schreiben 
enthalten ist ein frankierter Rückumschlag. Die 
Beantwortung des Fragebogens erfolgt freiwil-
lig und ist anonym, sodass eine Verknüpfung 
mit der jeweiligen Beschwerde nicht möglich 
ist. 

Der Fragebogen wurde im April 2021 fertigge-
stellt, sodass noch nicht im Rahmen jeder Be-
schwerde im Berichtszeitraum ein Fragebogen 
versandt werden konnte. Im Folgenden wer-
den die daraus gewonnenen Erkenntnisse 
dargestellt.

Grafik 21: Rücklauf Fragebogen im Berichtszeitraum
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Insgesamt wurden seit Einrichtung des neuen 
Beschwerdemanagements im Betrachtungs-
zeitraum bereits 1082 der eingegangenen Be-
schwerden abgeschlossen. Bei 395 Vorgän-
gen wurde ein Fragebogen versandt. Bleibt 
der Petent anonym oder möchte seine postali-

sche Erreichbarkeit nicht angeben, kann kein 
Fragebogen versandt werden.

Im genannten Berichtszeitraum sind 147 Frage-
bögen an BMDA zurückgesandt worden, dies 
entspricht einer Quote von 37,2 %.

Grafik 22: Auswertung Fragebogen „Geschlecht“

Beschwerdemanagement/
Disziplinarangelegenheiten
POLIZEI HAMBURG
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Grafik 23: Auswertung Fragebogen „Staatsangehörigkeit“

Grafik 24: Auswertung Fragebogen „Altersstruktur“
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Grafik 25: Auswertung Fragebogen „Beschäftigungsverhältnis“

Die soziodemographischen Daten zeigen, 
dass der typische Beschwerdeführende männ-
lich und lebensälter, deutsch und berufstätig 
bzw. selbständig ist. Auffällig ist, dass sich kaum 
Personen mit einer nichtdeutschen Staatsan-
gehörigkeit bzw. mit Migrationshintergrund in 
dieser Auswertung finden. Das Statistikamt 
Nord weist für 2020/21 einen Bevölkerungsan-
teil dieser Personengruppe von 36,7% aus (rd. 
700.000 Personen) 24. 

24 	 Quelle: https://region.statistik-nord.de/detail/1010000000000000000/2/. Die Bevölkerung mit Migrationshintergrund wird im Rahmen einer 
Sonderauswertung des Statistikamts Nord aus dem Melderegister generiert (ohne Nebenwohnsitz). Zu der Bevölkerung mit Migrations-
hintergrund gehören die ausländische Bevölkerung sowie alle ab 1950 außerhalb von Deutschland Zugewanderten unabhängig von 
ihrer Nationalität. Dazu zählen auch die in Deutschland geborenen eingebürgerten früheren Ausländerinnen und Ausländer sowie in 
Deutschland Geborene mit deutscher Staatsangehörigkeit, bei denen sich der Migrationshintergrund aus der Migrationserfahrung der  
Eltern oder eines Elternteils ableitet. Außerdem gehören zu dieser Gruppe seit 2000 auch die (deutschen) Kinder ausländischer Eltern, die 
die Bedingungen für das Optionsmodell erfüllen. Nicht zur Bevölkerung mit Migrationshintergrund zählen Vertriebene in Folge des Zweiten 
Weltkriegs.

Selbst wenn man wegen sprachlicher Barrie-
ren eine geringere Rücklaufquote der Frage-
bögen unterstellt, sind  bereits diese ersten 
Auswertungen ein klarer Hinweis, dass die Zu-
gänglichkeit der Beschwerdestelle für diese 
Zielgruppen künftig verbessert werden muss. 
Weiterhin erfolgt eine Rücksendung des Frage-
bogens häufig durch lebensältere Personen, 
während junge Erwachsene, die statistisch ge-
sehen häufiger mit Polizei in negativen Kontex-
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25 	 Vgl. das Jugendlagebild der Polizei Hamburg 2020 zu den Tatverdächtigenbelastungszahlen, abrufbar unter https://www.polizei.ham-
burg/contentblob/15090300/101a3424e285b291e12a627a7794a8f3/data/jugendlagebild-2020-do.pdf

ten in Kontakt treten 25, an dieser Stelle unter-
repräsentiert sind. Durch die Angaben zum 
Beschäftigungsverhältnis wird diese Annahme 
bestärkt, da sich kaum Studierende, Schülerin-
nen oder Schüler wiederfinden lassen. 

Die Interpretation dieser Zahlen sind jedoch 
zunächst lediglich Arbeitshypothesen, da auf-
grund der bisher geringen Anzahl zurückge-

sandter Fragebögen in Verbindung mit dem 
geringen Betrachtungszeitraum noch keine 
validen Aussagen getroffen werden können. 
Auch lässt die Auswertung der Fragebögen 
nur bedingt Rückschlüsse auf die tatsächliche 
Verteilung der Gruppen am Beschwerdeauf-
kommen zu, da von 62,8 % der Befragten keine 
Rückantwort erfolgte.

Grafik 26: Auswertung Fragebogen „Zufriedenheit“

Die Auswertung hinsichtlich der Zufriedenheit 
der Beschwerdeführenden mit der Arbeit des 
BMDA zeigt einen aktuell positiven Trend. Ne-
ben der allgemein gehaltenen Möglichkeit 
der Rückmeldung zur Zufriedenheit mit der Be-
arbeitung der Beschwerde, können die Peten-

ten in einem Freitextfeld weitere Anmerkungen 
zum Beschwerdeverfahren machen. Dabei 
beziehen sich die Angaben sowohl auf die 
Arbeit des BMDA als auch auf Polizeiarbeit im 
Allgemeinen. Besonders hervorgehoben 
wurde von einer Vielzahl der Antwortenden 
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die schnelle und direkte Kontaktaufnahme 
durch die Beschwerdesachbearbeitung sowie 
der regelhafte Beschwerdeabschluss in Form 
eines persönlichen Gespräches mit dem 
Dienstvorgesetzten des Beschwerten. Diese, 
von der Bewertung einer Beschwerde unab-
hängige, Form der Nachbereitung, ermög-
licht vielen Petenten nochmals dezidiert Fra-
gen zu ihrer Kritik stellen zu können und unmit-

telbare Antworten zu erhalten. Verbesserungs-
vorschläge wurden häufig an die Polizei als 
Gesamtorganisation gerichtet. Wiederkeh-
rend wurde von einem wahrgenommenen 
Misstrauen der Polizei gegenüber dem Bürger 
berichtet, verbunden mit dem Wunsch eines 
unvoreingenommenen Agierens am Einsatz-
ort. 

Grafik 27: Auswertung Fragebogen „Zufriedenheit in Relation zur Beschwerdebewertung“

Zusammenfassend bleiben auch hier die Ent-
wicklungen über einen längeren Betrach-
tungszeitraum abzuwarten. Durch die stan-
dardisierte Versendung der Fragebögen zum 
Abschluss eines Beschwerdeverfahrens  
werden wir zukünftig bessere Informationen 

für die Anpassung, Verbesserung und Auswei-
tung unserer Angebote gewinnen, denn das 
BMDA möchten zielgruppengerechte, pass-
genaue Angebote für die Einreichung von  
Kritik machen.



 67

7. FALLBEISPIELE

Die im Folgenden kurz dargestellten Fallbei-
spiele sollen einerseits einen Einblick in die 
Bandbreite der bei dem BMDA bearbeiteten 
Themen und Problemstellungen geben, zum 
anderen die interdisziplinäre Arbeitsweise der 

Dienststelle vorstellen. Die Fälle sollen den mul-
tiperspektivischen Ansatz des BMDA verdeutli-
chen und unser Bestreben nach individuellen 
Lösungen verdeutlichen.

7.1 EINSATZWAHRNEHMUNG NACH EINEM 
ANTISEMITISCHEN ANGRIFF

Im September 2021 kam es vor einem großen 
Kaufhaus in Hamburg zu einem tätlichen An-
griff auf einen jüdischen Teilnehmer einer 
Mahnwache, der dort friedlich gegen Antise-
mitismus und für das Existenzrecht des Staates 
Israel demonstrierte. Nachdem der Täter den 
Mann zunächst verbal beleidigt hatte, schlug 
er dem Opfer unvermittelt ins Gesicht, so dass 
dieser stürzte, sich erhebliche Verletzungen zu-
zog und stationär behandelt werden musste. 

Ebenfalls Teilnehmerin der Mahnwache war 
die betagte Mutter des Opfers. Unter Schock 
stehend folgte sie dem Täter und konnte mit 
ihrem Handy Videoaufnahmen des Flüchten-
den machen. Diese Aufnahmen wollte sie den 
zwischenzeitlich am Tatort eingetroffenen Poli-
zeikräften übergeben. Diese vernahmen je-
doch gerade Zeugen, hatten außerdem be-
reits Bild- und Videomaterial von diversen Tat-
zeugen erhalten und wiesen die Mutter daher 
zunächst ab. Dieses Verhalten wurde als eine 
barsche Zurückweisung wahrgenommen. Die 
Beschwerdeführerin hatte das Gefühl, dass 
ihre Aufnahmen nicht gewollt seien und emp-
fand das Vorgehen der Beamten als wenig 

empathisch sowie der Situation unangemes-
sen. Unter dem Eindruck der Tat und der Ver-
letzungen ihres Sohnes stehend, hätte sie sich 
eine verständnisvolle Ansprache gewünscht.
Wenige Tage später wandte sich ein Angehö-
riger der Familie an den Ersten Bürgermeister 
und beschwerte sich über das Handeln der 
Polizei. Das BMDA übernahm den Sachverhalt 
als Beschwerde. Noch am Tag des Eingangs 
nahmen Mitarbeitende telefonischen Kontakt 
zu der Mutter auf, sicherten ihr Unterstützung 
bei der Beantwortung offener Fragestellungen 
zu und erläuterten die Rolle und die Möglich-
keiten des Beschwerdemanagements. 

Alle mit der Tat befassten behördlichen Instan-
zen und Institutionen wurden kontaktiert, die 
vor Ort eingesetzten Polizeibeamten ermittelt 
und konkrete Stellungnahmen zu dem Sach-
verhalt angefordert. Nach Schilderung der 
eingesetzten Polizeikräfte war der Betroffenen 
in einem kurzen Kontakt in sachlichem Ton er-
läutert worden, dass bereits diverse Foto- und 
Videoaufnahmen der Tat vorliegen würden 
und der Täter darauf sehr gut zu erkennen sei. 
Die Betroffene sei in diesem Zuge um Geduld 
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gebeten worden, damit die laufende Zeugen-
befragung abgeschlossen werden konnte. 
Nach Beendigung der Anzeigenaufnahme 
durch die Polizeikräfte sei die Betroffene je-
doch nicht mehr vor Ort gewesen. 

Anhand der Aktenlage wurde bereits zu die-
sem Zeitpunkt ersichtlich, dass das Verhalten 
der Beamten zwar formal korrekt war und poli-
zeilichen Handlungslogiken entsprach, im Hin-
blick auf die komplexe Situation - insbesondere 
im Hinblick auf die Umstände der Tat, das Ver-
wandtschaftsverhältnis zum Opfer sowie dem 
Lebensalter der Betroffenen - jedoch nicht an-
gemessen war. Der Fokus der Polizeikräfte lag 
erkennbar auf der Ergreifung des Täters, die 
berechtigten Bedürfnisse der (indirekt) betrof-
fenen Mutter hätten an dieser Stelle eine stär-
kere Berücksichtigung erfahren müssen.

Mitarbeiter des Beschwerdemanagements tra-
ten daraufhin erneut in Kontakt mit der Betrof-
fenen und vereinbarten einen persönlichen 
Gesprächstermin, um sich ihren Bedenken 
und Vorwürfen zu stellen und Unterstützung 
anzubieten. Auf Wunsch dieser fand das Ge-
spräch in deren häuslichem Umfeld statt. Im 
Gespräch schilderte die Mutter noch einmal 
umfassend die Geschehnisse und ging dabei 
dezidiert auf die aus ihrer Sicht kritikwürdigen 
Punkte ein. Insbesondere der Mangel ihrer Be-
treuung vor Ort als Mutter des Opfers und der 
Vermittlung des Desinteresses an ihren Bewei-
sen hätten einen äußerst negativen Eindruck 
auf sie hinterlassen. So habe ihr Sohn immer 
noch mit den physischen und psychischen 
Auswirkungen des Angriffs zu kämpfen; auch 
sie selbst leide noch an dem Geschehen. 
Durch die Zunahme antisemitischer Gewalt in 
Deutschland fühle sie sich als Jüdin in Deutsch-

land nicht mehr sicher und habe ein starkes 
Bedürfnis nach einer sensiblen Polizei. 

Die andauernde, verstörende Wirkung der Tat, 
aber auch die Irritation über das polizeiliche 
Verhalten waren für die Mitarbeiter der Be-
schwerdestelle deutlich spürbar. Im Rahmen 
der auf Ausgleich und Erklärung zielenden 
Bearbeitung wurden in diesem Gespräch 
auch die polizeilichen Handlungsroutinen er-
läutert, deren vorrangiges Ziel die Ergreifung 
des Täters war, wofür wegen einer zeitgleichen 
Großveranstaltung (Hamburg Triathlon) nur 
wenige Einsatzkräfte zur Verfügung standen. 
Im weiteren Verlauf wurden die Kritikpunkte 
aufgenommen und eine Beantwortung der 
offenen Fragen zum polizeilichen Verhalten 
vor Ort zugesichert.

Im Rahmen der polizeiinternen Aufarbeitung 
des Sachverhalts führten Mitarbeitende des 
BMDA Gespräche mit den beteiligten Beam-
ten und erörterten die Kritikpunkte. Innerhalb 
dieser Nachbereitung wurden einerseits die 
bereits erwähnten, vorherrschenden Rahmen-
bedingungen deutlich, die den Einsatz zusätz-
lich aus deren Sicht erschwerten. Anderseits 
wurde durch die Betroffenen der Perspektiv-
wechsel angenommen und die bewusste Ein-
beziehung der emotionalen Ebene mit aufge-
nommen. Dabei wurde speziell über Möglich-
keiten einer zukünftig besseren Betreuung von 
Betroffenen, trotz erschwerter Bedingungen 
am Einsatzort, gesprochen. Des Weiteren 
nutzte das BMDA diesen Sachverhalt und die 
daraus erlangten Erkenntnisse in der Zusam-
menarbeit mit der Akademie der Polizei und 
dem Institut für Transkulturelle Kompetenz (ITK), 
um die dortigen Kenntnisse zur Wirkung von 
polizeilichen Maßnahmen auf Opfer bei der 
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Aufnahme von Hass-Kriminalität in Fortbil-
dungseinheiten einfließen zu lassen. 

Die Ergebnisse des Austausches mit den be-
teiligten Beamten wurden der Betroffenen in 
einem persönlichen Gespräch mitgeteilt. Trotz 
der Klärung war erkennbar, dass die Mutter 
grundsätzlich über die Einsatzwahrnehmung 
vor Ort enttäuscht blieb und zudem weiterge-
henden Beratungsbedarf hatte. Insbesondere 
zur psychologischen Aufarbeitung des Ge-
schehens und zur Vorbereitung auf das anste-

hende Gerichtsverfahren bestanden weiter-
führende Fragen, die durch das BMDA nur be-
dingt beantwortet werden konnten. Im Nach-
gang des Gesprächs kam es deswegen zu 
einem zusätzlichen Austausch mit der Betroffe-
nen, bei dem Kontakte zu Institutionen vermit-
telt wurden, die die Familie bei der weiteren 
Aufarbeitung des Geschehenen unterstützen. 
Das BMDA steht der Familie auch weiterhin als 
Ansprechpartner bei allen Fragen rund um 
das polizeiliche Handeln zur Verfügung.

7.2 VERHALTEN EINES KOMPARSEN IN POLIZEIUNIFORM BEI TIKTOK

Das BMDA erhielt im Januar 2022 diverse Mit-
teilungen über einen vermeintlichen Hambur-
ger Polizisten, der auf der Internetplattform Tik-
Tok mehrere Videos hochgeladen hatte, die 
fragwürdiges bis rechtswidriges polizeiliches 
Handeln zeigten. Vor allem ein nur wenige Se-
kunden langes Video verzeichnete binnen 
kürzester Zeit über fünf Millionen Aufrufe. Darin 
war ein Polizist zu sehen, der einen offenbar in 
Gewahrsam genommenen Mann in einer Ar-
restzelle provoziert und verhöhnt. Eine Vielzahl 
von empörten Reaktionen ging bei verschie-
denen Hamburger Behörden und Polizeidienst-
stellen ein. Zugleich stieß das Video auch auf 
großes Medieninteresse. 

Das BMDA übernahm unmittelbar nach dem 
Eingang der ersten Mitteilung federführend für 
die Polizei Hamburg die Aufklärung des Sach-
verhaltes. Da aufgrund der Machart der Vi-
deos nicht auszuschließen war, dass es sich 
tatsächlich um einen Polizeibeamten in einer 
realen Situation handeln könnte, sicherten die 

Mitarbeitenden des BMDA zunächst die in 
Rede stehenden Videos. 

Innerhalb der Untersuchungen stellte sich her-
aus, dass die gezeigten Aufnahmen im Jahr 
2020 bereits schon einmal öffentliche Aufmerk-
samkeit erfahren hatten, auch wenn sie da-
mals nicht die gleiche Reichweite erzielt hat-
ten. Bereits damals war der Urheber aufgefor-
dert worden, diese zu löschen, woran dieser 
sich offensichtlich bis zum Januar 2022 gehal-
ten hatte. Bei den gezeigten Personen und 
dem Urheber der Videos handelte es sich um 
Darsteller bzw. Komparsen einer regionalen TV- 
Produktion. Die gezeigten Situationen waren 
somit alle gestellt und zeigten kein (reales) 
Handeln der Hamburger Polizei. 

Der vermeintliche Polizist hatte das fragwür-
dige Video über einen menschenverachten-
den Hamburger Polizisten augenscheinlich 
dazu genutzt, binnen kürzester Zeit möglichst 
viele Follower auf der Internetplattform zu ge-
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winnen. Das BMDA informierte alle bekannt 
gewordenen Beschwerdeführenden sowie 
den Polizeipräsidenten über die Hintergründe 
des Vorfalls. Durch die Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit wurde im Kontakt mit der TV-Produk-
tion sichergestellt, dass künftig die Verwen-
dung von Ausstattungsmitteln für die Erstel-
lung solch irreführender und das Vertrauen in 
die Polizei Hamburg untergrabender Inhalte 
unterbunden wird. Im Folgenden wurde das 
Justiziariat der Polizei Hamburg beauftragt, 
den Sachverhalt auf mögliche strafrechtliche 
und zivilrechtliche Aspekte zu prüfen. Diese 
Prüfung steht zum jetzigen Zeitpunkt noch aus. 

Der Vorfall zeigt, wie auch Dritte in Social Me-
dia bewusst das Berufsbild Polizei im Kontext 
privater Interessen einsetzen, um diese Ver-
knüpfung für ihre Zwecke zu nutzen. Bei dem 
geschilderten Sachverhalt handelt es sich 
nicht um einen Einzelfall und derartige Inhalte 
werden mit einiger Wahrscheinlichkeit die Poli-
zeien künftig verstärkt fordern. Da auf den ers-
ten Blick häufig Entstehung und Hintergrund 
derartiger Videos nicht zu erkennen sind, ist 
diese Form der Aufmerksamkeitsgenerierung 
besonders gefährlich, weil sie das Vertrauen 
der Öffentlichkeit in die Polizei und den Rechts-
staat nachhaltig beschädigen kann.

7.3 RECHTSRADIKALE STRUKTUREN INNERHALB 
EINES POLIZEIKOMMISSARIATS?

Die Dienststelle BMDA erhielt anonym ein mehr-
seitiges Schreiben, in dem eine generelle Radi-
kalisierung der Polizei und insbesondere eines 
einzelnen Polizeikommissariats (PK) behauptet 
wurde. Gegenstand der Kritik war das Auftre-
ten eines Polizeibeamten in einem migrantisch 
geprägten Stadtteil, in dem dieser für bürger-
nahe Polizeiarbeit (BFS) sowie als zuständiger 
Beamter für Schulen (Cop4U) tätig war. Die Kri-
tik galt insbesondere dessen Verhalten in So-
cial Media 26. 

Aufgefallen war der Beamte den Verfassern 
des Schreibens, weil dieser über Jahre seinen 
öffentlich einsehbaren Facebook – Account 

26 	 BFS (Beamte im besonderen Fußstreifendienst) sollen in engem Kontakt die sichtbare bürgernahe Präsenz in ihrem Betreuungsgebiet 
sicherstellen. Cop4U sind Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte, die Schulen im Rahmen der polizeilichen Zuständigkeiten als erste An-
sprechpartner zur Verfügung stehen.

nutzte, um einerseits regelmäßig Beiträge mit 
dienstlichen Bezügen zu veröffentlichen, an-
dererseits Posts mit politisch am „rechten Rand“ 
und einseitig gesellschaftskritisch geprägten 
Ansichten zu teilen. Darunter waren Posts so 
genannter alternativer Medien aus dem 
rechtsradikalen bis rechtsextremen Spektrum. 
Die Inhalte des öffentlich zugänglichen Profils 
des Polizeibeamten wurden regelmäßig von 
einer Vielzahl von Personen kommentiert. Auf-
fällig war dabei insbesondere die mangelnde 
Abgrenzung und Passivität des Beamten an-
gesichts erkennbar rechtsextremistisch moti-
vierter Äußerungen Dritter auf seinem Profil, die 
er weder gelöscht, noch negativ kommentiert 
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hatte und offen auf seinem Profil einsehbar 
beließ. Eine Vielzahl weiterer Bediensteter des 
betreffenden PK standen über Facebook mit 
dem Beschwerten in Kontakt und hatten somit 
zwangsläufig einen großen Teil der hier the-
matisierten Posts zumindest wahrgenommen 
und teilweise auch kommentiert.  

Insgesamt ergab sich für die Beschwerdefüh-
renden der Eindruck, das gesamte PK kenne 
die Einstellung des hier beschwerten Beamten 
und begrüße sie womöglich. Da zumindest ein 
Teil der Verfasser der Mitteilung an das BMDA 
im Einzugsbereich des betreffenden PKs woh-
nen, lag die Übertragung der in Social Media 
gewonnenen Eindrücke auf das eigene Erle-
ben der polizeilichen Maßnahmen in der eige-
nen Lebenswelt nahe. Entsprechend wurden 
Maßnahmen durch Polizeikräfte des PKs - ins-
besondere solche des konkret beschwerten 
Beamten - grundsätzlich vor dem Hintergrund 
des Beschwerdeanlasses gewertet und Zweifel 
daran deutlich, dass die Kräfte des beschwer-
ten PKs konsequent für die freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung einträten.

Nach Bekanntwerden des Schreibens bildete 
das Beschwerdemanagement umgehend 
eine Task Force, die sämtliche relevanten Da-

ten sicherte und alle zur Verfügung stehenden 
Posts sichtete, dies auch betreffend anderer 
auffällig gewordener Polizeibeamtinnen und 
Polizeibeamter. Der konkret beschwerte Beamte 
wurde umgehend seiner Funktion enthoben. 
Das DIE und die Staatsschutzabteilung des Lan-
deskriminalamtes wurden in die Untersuchun-
gen eingebunden, parallel erfolgte eine diszi-
plinarrechtliche Prüfung durch das BMDA2.

Auch in diesem Fall zeigte sich, wie wichtig die 
Sensibilisierung hinsichtlich der Nutzung sozia-
ler Medien, das politische Neutralitätsgebot 
und in diesem Kontext die Verantwortung je-
des einzelnen Polizeibediensteten sind. Wie 
oben dargestellt führt das BMDA dazu bereits 
regelmäßig polizeiinterne Dienstunterrichte 
durch und wird diese - in Zusammenarbeit mit 
dem Institut für Transkulturelle Kompetenz und 
der Akademie der Polizei - weiter ausbauen. 
Vor allem die polizeilichen Führungskräfte müs-
sen Radikalisierungstendenzen im Zusammen-
hang mit der Nutzung von Social Media erken-
nen und auf Grenzüberschreitungen reagie-
ren. Dazu gehört auch, eine Fehler- und Dis-
kussionskultur vorzuleben, die es Beamtinnen 
und Beamten ermöglicht, kritikwürdiges Ver-
halten offen anzusprechen und eine Haltung 
zu beziehen. 

8. VERNETZUNG

Das Beschwerdemanagement braucht so-
wohl interne als auch externe Partner, um 
seine gesteckten Ziele zu erreichen. Neben 
Multiplikatoren und Ansprechpartnern inner-
halb der Polizei Hamburg braucht es Arbeits-
kontakte zu anderen Fachbehörden, Partner-

dienststellen in anderen Ländern, zu Medien 
sowie einen Austausch mit Forschenden und 
den Kontakt zu den relevanten zivilgesellschaft-
lichen Organisationen.
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Im Berichtszeitraum konnte bereits ein Netz-
werk interner wie externer Partnerschaften ge-
knüpft werden, das im Folgenden im Überblick 
dargestellt wird. Polizeiintern wie bei den exter-
nen Zielgruppen stehen dabei Akzeptanz und 
Vertrauensbildung für die neue Dienststelle im 

Mittelpunkt. Im Austausch mit Partnerdienst-
stellen und der Wissenschaft sieht das BMDA 
zudem eine Chance, das eigene Handeln zu 
hinterfragen, um Impulse für Weiterentwicklun-
gen zu erhalten. 

8.1 POLIZEIINTERNE KOMMUNIKATION 

	f Der nachfolgende Überblick zeigt die 
Maßnahmen der Dienststelle BMDA zur 
polizeiinternen Öffentlichkeitsarbeit. 

	f Im Intranet der Polizei Hamburg gab es zu-
nächst einen Podcast mit dem Innense-
nator zu den Hintergründen und Zielen 
der neuen Beschwerdestelle. Des Weite-
ren wurde eine allen Bediensteten offen-
stehende E-Mailadresse für Anregungen 
und Diskussionen freigeschaltet und 
schließlich die Dienststelle BMDA und de-
ren Arbeitsweise in zwei Veröffentlichun-
gen vorgestellt.

	f Auch in der Mitarbeiterzeitschrift „Ham-
burger Polizeijournal“ wurde die Dienst-
stelle BMDA und deren Arbeitsweise in 
einem Artikel vorgestellt

	f Der Leiter des BMDA nahm an Leitungs-
besprechungen aller Organisationsein-
heiten der Polizei Hamburg teil, um dort 
die neue Dienststelle zu präsentieren und 
sich der Diskussion zu stellen. 

	f Das Forum-P ist ein Zusammenschluss 
von Polizisten und Freunden der Polizei 
Hamburg, die sich das Ziel gesetzt ha-
ben, zur Fortentwicklung der Hamburger 
Polizei beizutragen. Dort stellte der Leiter 
des BMDA die Dienststelle im Rahmen ei-
ner Präsenzveranstaltung im Polizeipräsi-
dium vor. Eine aufgrund der hohen 
Nachfrage geplante Zweitveranstaltung 
musste aufgrund der pandemischen 
Lage abgesagt werden.

	f Auch in Gesprächsrunden mit den Poli-
zeigewerkschaften (GDP und BDK) 
wurde die Dienststelle BMDA vorgestellt 
und diskutiert. 

Weitere geplante, interne Informationsveran-
staltungen und Diskussionsrunden mussten 
aufgrund der pandemischen Lage abgesagt 
werden. 
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8.2 INTERNE ARBEITSBEZIEHUNGEN

Das BMDA hat mit polizeilichen Fachdienst-
stellen Arbeitsbeziehungen aufgenommen 
bzw. bereits bestehende neu geordnet. Durch 
den Aufbau neuer Strukturen sollen Arbeits-
abläufe effektiv und effizient gestaltet, das 
Spektrum an Wissensquellen sowie Hand-
lungsmöglichkeiten erweitert werden. Nach-
folgend werden die internen Arbeitsbezie-
hungen kurz dargestellt.

	f Die Pressestelle der Polizei (PÖA) unter-
stützt das BMDA beim Monitoring sozialer 
Medien hinsichtlich beschwerderelevan-
ter Inhalte sowie bei der Untersuchung 
von Beschwerden, die einen Bezug zur 
Nutzung von Medien aufweisen. Es findet 
ein gegenseitiger Informationsaustausch 
über medial relevante Sachverhalte sowie 
die gegenseitige Unterstützung bei der 
Entwicklung von Informationsmaterialien 
zur Nutzung von sozialen Medien statt. Die 
Kolleginnen und Kollegen helfen bei der 
Planung und Durchführung von Veran-
staltungen, Interviews sowie der Platzie-
rung von Informationen in den internen 
Medien. 

	f Mit der Akademie der Polizei Hamburg 
pflegt das BMDA einen engen Aus-
tausch über die Erkenntnisse zur Entwick-
lung entsprechender Aus- und Fortbil-
dungsbedarfe. Aus aktuellem Anlass hat 
das BMDA im Berichtszeitraum die Dienst-
stelle bei Auszubildenden und Studie-
renden vorgestellt und dabei einen 
Schwerpunkt auf das Erkennen und den 
Umgang mit Radikalisierungstendenzen 
gelegt. Außerdem unterstützt das BMDA 

die Mitarbeitenden der Einstellungsstelle 
der Polizei Hamburg, indem das BMDA 
sie über erkannte Risikofaktoren für Fehl-
verhalten informiert, sodass diese in Ein-
stellungsverfahren berücksichtigt wer-
den können. 

	f Das Institut für Transkulturelle Kompetenz 
an der Akademie der Polizei Hamburg 
unterstützt das BMDA bei der Bewertung 
von Beschwerden, die gesellschaftliche 
Minderheiten betreffen, bei der Identifi-
zierung geeigneter Lösungsvorschläge 
und stellt bei Bedarf Kontakte zu Interes-
senvertretungen und Communitys für 
das BMDA her. Das ITK entwickelt mit 
dem BMDA gemeinsam Inhalte für ziel-
gerichtete Unterrichtseinheiten, etwa 
zum Umgang mit Radikalisierungsten-
denzen. Gemeinsam führen sie  im Ver-
bund Veranstaltungen durch, so auch 
im Berichtszeitraum beispielsweise den 
Tag der Toleranz. Schließlich werden re-
gelmäßig Mitarbeitende des BMDA bei-
mITK, mit dem Ziel der Steigerung der in-
dividuellen transkulturellen Kompetenz, 
fortgebildet. 

	f Am Institut für Führungsweiterbildung der 
Polizei Hamburg wird die Dienststelle und 
ihre Arbeitsweise dem operativen Füh-
rungspersonal in fortlaufenden Formaten 
vorge-stellt und sich über das Erkennen 
von Fehlverhalten mit den Schwerpunkten 
Radikalisierungstendenzen, sexualisiertes 
Fehlverhalten sowie Fehlverhalten in sozia-
len Medien ausgetauscht. 
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	f Regelmäßig kooperiert das BMDA mit der 
Staatsschutzdienststelle des Landeskrimi-
nalamtes, wenn es um die Überprüfung 
und Bewertung von Beschwerden geht, 
die ein politisch motiviertes Fehlverhalten 
zum Hintergrund haben. Auch nimmt die 
Dienststelle BMDA an spezifischen Fortbil-
dungsmaßnahmen teil, die u. a. unsere 
Kompetenz zum Erkennen von verbotenen 
Symboliken und dem Erkennen von Radi-
kalisierungstendenzen steigern. 

	f Mit dem Kommunikationsteam der Polizei 
Hamburg kooperiert das BMDA regelmä-
ßig im Kontext von Veranstaltungen und 
Versammlungen. Insgesamt sieben Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der Dienst-
stelle BMDA lassen sich für die Arbeit im 
Kommunikationsteam ausbilden. Zusätz-

lich ist das Beschwerdemanagement fes-
ter Bestandteil der Nachbereitung von 
Großeinsätzen durch die Organisations-
einheit Schutzpolizei.

	f Mit der Gleichstellung der Polizei Hamburg 
besteht ein regelmäßiger Austausch über 
Entwicklungen spezifischer Problemfelder 
und die gemeinsame Erarbeitung von 
Handlungskonzepten. 

	f Außerdem ist das BMDA Mitglied der AG 
Demokratische Resilienz („Mit Sicherheit für 
die Demokratie – Strategien gegen Radika-
lisierung“) an der Akademie der Polizei 
Hamburg, die Strategien für den Umgang 
mit Radikalisierungsfällen in den eigenen 
Reihen sowie die entsprechende Präven-
tion, Aus- und Fortbildung entwickelt. 

8.3 EXTERNE KOOPERATIONSPARTNER

Erste Verknüpfungen mit externen Interessen-
vertretungen, aber auch der proaktive Kon-
takt mit Plattformen für die Bekämpfung von 
Rassismus und Diskriminierung, bieten uns 
die Möglichkeit, die Ansprechbarkeit des 
BMDA zu signalisieren, aber auch aus den Er-
fahrungen externer Beratungsstellen und zi-
vilgesellschaftlicher Organisationen zu ler-
nen. Insbesondere das Wissen zum Entste-
hen und der Wirksamkeit von Alltagsrassis-
mus soll durch den Austausch gemehrt 
werden. 

So hat der Leiter des BMDA im Berichtszeit-
raum die Dienststelle vorgestellt bei den Orga-
nisationen:

	f amira „Beratung bei Diskriminierung we-
gen (zugeschriebener) Herkunft und Reli-
gion“. Die aufgebaute Kooperation konnte 
bereits in zwei Fällen genutzt werden. 

	f bnw „Beratungsnetzwerk gegen Rechtsext-
remismus“ mit Fachbehörden und zivilge-
sellschaftlichen Organisationen. 

	f Beratungsstelle empower „Beratung für Be-
troffene rechter, rassistischer und antisemi-
tischer Gewalt“. Hier wurden bereits aus-
führlich Möglichkeiten der Zusammen-ar-
beit erörtert, aber auch unterschiedliche 
Handlungslogiken und Zielsetzungen deut-
lich, sodass das BMDA auf einen fortlau-
fenden Prozess setzt. 
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	f Initiative „Omas gegen Rechts“. 

	f Imic Interkulturelles Migranten Integrati-
ons Center.

	f Behörde für Wissenschaft, Forschung, 
Gleichstellung und Bezirke Amt für 
Gleichstellung und gesellschaftlichen 
Zusammenhalt. 

Im Kontext der öffentlichen Debatte und Initi-
ativen um Black Lives Matter und Einzelfälle in 

Hamburg nahm der Leiter des BMDA im Feb-
ruar 2021 an einer gemeinsamen Veranstal-
tung im Polizeipräsidium Hamburg mit Vertre-
terinnen und Vertretern der Black Commu-
nity in Hamburg zur Erörterung von Fragen 
zum Thema „organisationaler Rassismus“ teil 
und stellte die Dienststelle und ihre Arbeits-
weise im Zusammenwirken mit dem ITK vor. 
Auch war das BMDA an der Erörterung eines 
Forderungskataloges der Black Community 
an die Polizei Hamburg beteiligt.

8.4 TEILNAHME AN FORTBILDUNGSMASSNAHMEN

Mitarbeitende des BMDA nahmen im Berichts-
zeitraum an folgenden internen und externen 
Fortbildungsmaßnahmen teil:

Tabelle 3: Fortbildungsmaßnahmen

	 März 2021	 Diakonie Hamburg 	 „Umgang mit eigenen Rassismuserfahrungen  
			   im beruflichen Kontext“

	 November 2021	 amira	 „Umgang mit und Weitervermittlung von 
			   Betroffenen – Eine Schulung für Mitarbeitende 
			   der Anlaufstellen der FHH“

	 Dezember 2021	 Essen stellt sich quer 
		  i. V. m. 
		  Ruhr-Universität Bochum

	 November 2021	 empower	 „(Alltags-) Rassismus in Hamburg – 
			   Was ist rassismuskritisches Denken und Handeln?“

	 November 2021	 FHH	 „Weiterentwicklung der Antidiskriminierungs- 
			   strategie der FHH -Auftaktveranstaltung“

		  „Querdenken – von der Homöopathie 
		  zur Holocaustrelativierung“
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	 November 2021 	 FHH/ Generalkonsulat	 Gesprächsrunde mit Lecia Brooks
			   “Truth & Liberation: BLM and the Legacy 
			   of the Civil Rights Movement in the U.S.”

	 Januar 2021	 Polizei Hamburg	 „LSBTI*-Ansprechpersonen der Polizei Hamburg 	
			   - Umgang mit trans*- und 
			   intergeschlechtlichen Personen“

	 November 2021	 Polizei Hamburg	 „Umgang mit Messengerdiensten 
			   und sozialen Medien“

	 November 2021	 Institut für 
		  Menschenrechte

	 Dezember 2021	 Vollmar-Akademie	 „Im Auge des Shitstorms?“ 
			   Digitale Meinungsfreiheit als Fähnchen im Wind

		  „Antiziganismus im Kontext 
		  von Justiz und Polizei“

8.5 WISSENSCHAFTLICH GEPRÄGTE NETZWERKE

In wissenschaftlich geprägten Partnerschaf-
ten können aktuelle Untersuchungsmetho-
den und Theorien in die Betrachtungen des 
BMDA einfließen und eigene Mitarbeitende 
nicht nur informieren, sondern auch entlas-
ten. Gleichzeitig erhält die Polizei Hamburg 
die Möglichkeit, aus diesem Wissen evidenz-
basierte Fortbildungen zu entwickeln, um zu-
künftiger Kritik schon im Vorfeld des Entste-
hens vorzubeugen.

Die Kooperationspartner des BMDA und die je-
weiligen Projekte im Berichtszeitraum werden 
hier kurz vorgestellt: 

	f Mit Forschenden der Universität Hamburg 
hat das BMDA eine dreijährige Koopera-
tion aufgebaut, die der Untersuchung 
von Beschwerden dient, deren Ursachen 

in fehlerhafter Kommunikation liegen. Auf 
dieser Grundlage sollen neue Kommuni-
kationstrainings in Zusammenarbeit mit 
der Akademie der Polizei Hamburg entwi-
ckelt werden.

	f Mit dem Fachhochschulbereich der Aka-
demie der Polizei Hamburg kooperiert das 
BMDA bei der Vermittlung, Betreuung und 
Themenwahl für Bachelorarbeiten, deren 
Ergebnisse das BMDA nutzt. 

	f Das gilt auch für Masterarbeiten von Stu-
dierenden der Kriminologie oder des Stu-
diengangs an der Deutschen Hochschule 
der Polizei.

	f Mit FOSPOL (Forschungsstelle Strategische 
Polizeiforschung an der Akademie der Poli-
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Masterarbeit an der Universität Hamburg, 
betreut durch: Prof. Dr. Alexander Redlich, 
Nils Zurawski

Masterarbeit an der Universität Hamburg, 
betreut durch: Prof. Dr. Alexander Redlich, 
Nils Zurawski

Masterarbeit an der Universität Hamburg, 
betreut durch: Prof. Dr. Alexander Redlich, 
Nils Zurawski

Masterarbeit an der Universität Hamburg, 
betreut durch: Prof. Dr. Alexander Redlich, 
Nils Zurawski

Masterarbeit an der Universität Hamburg, 
betreut durch: Prof. Dr. Alexander Redlich, 
Nils Zurawski

Masterarbeit an der Universität Hamburg, 
betreut durch: Prof. Dr. Alexander Redlich, 
Nils Zurawski

Masterarbeit an der Universität Hamburg, 
betreut durch: Prof. Dr. Alexander Redlich, 
Nils Zurawski

„Kommunikation innerhalb bestehender Ko-
operationen zwischen der Polizei Hamburg 
und Akteuren der sozialen Arbeit“

„Hamburger Polizeiarbeit von heute – Ein-
flüsse der Aus- und Fortbildung auf Verfah-
rensgerechtigkeit und ihre möglichen Aus-
wirkungen die Polizeiarbeit.“

„(Un)zutreffende Beschreibungen: Wie be-
nennen und charakterisieren polizeiliche 
Einsatzkräfte die Adressat:innen ihrer  
Einsätze?“

„Kommunikation zwischen der Polizei und 
psychisch erkrankten Menschen oder  
Kommunikation innerhalb der Polizei über 
psychische Erkrankungen – Stigmatisierung, 
Sensibilisierung, Aufklärung,…“

„Zur polizeilichen Kommunikation mit der  
Hamburger Drogenszene“

„Analyse der Transparenz in der Kommuni-
kation der Polizei mit Betroffenen während 
Durchsuchungen“

in Vorbereitung: „Kommunikation Bereit-
schaftspolizei-Bürger“

zei Hamburg) kooperiert das BMDA eben-
falls im Rahmen der Untersuchung von Be-
schwerden und deren Ursachen in ausge-
wählten Problembereichen (Versamm-
lungsgeschehen, Drogenbekämpfung). 

	f Mit Studierenden der HAW erfolgte eine 
Untersuchung und Abgleich der Dienst-
stelle BMDA mit best practice Beispielen für 
Beschwerdestellen in der privaten Wirt-
schaft, im Rahmen einer Seminararbeit 
(unter Leitung von Prof. Rüdiger Weißbach).

Tabelle 4: Forschungsarbeit/-projekt

Forschungsarbeit/- projekt
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8.6 LÄNDERÜBERGREIFENDER ERFAHRUNGSAUSTAUSCH

Der Umgang mit Beschwerden über polizeili-
ches Handeln oder Vorwürfe polizeilichen 
Fehlverhaltens entwickelt sich seit Jahren dy-
namisch und wird derzeit in Bund und Ländern 
deutlich unterschiedlich gehandhabt, organi-
satorisch angebunden, intensiv politisch erör-
tert und wissenschaftlich beforscht. Weit über-
wiegend werden das Regelsystem des Straf-, 
Disziplinar- und Petitionsrechts ergänzende 
polizeiinterne oder in unterschiedlicher Dis-
tanz, teilweise bei den Parlamenten angebun-
dene, externe Strukturen geschaffen, dies in 
unterschiedlicher Anbindung an Ministerien, 
Parlamente oder in den Polizeien, mit unter-
schiedlichen Zielgruppen, Zuständigkeiten 
und Befugnissen. 

Ziel des im Folgenden dargestellten (geplan-
ten) Erfahrungsaustauschs des BMDA mit an-
deren Ländern bzw. mit einschlägig Forschen-
den im Berichtszeitraum war daher auch stets, 
die relativen Vor- und Nachteile derart unter-
schiedlicher Aufstellungen in den Ländern zu 
erörtern und für eigene Zwecke zu lernen. 

Bürgerbeauftragte und 
Beauftragte für die 
Landespolizei Schleswig-Holstein 
Nach einem (corona-bedingt) ersten informel-
len Online-Austausch fand am 13. September 
2021 ein längerer Informationsbesuch von Mit-
arbeitenden der Dienststelle BMDA und des 
Amtes für Innere Verwaltung und Planung bei 
der Bürgerbeauftragten und Beauftragten für 
die Landespolizei Schleswig-Holstein, Frau Sa-
miah El Samadoni, im Landeshaus in Kiel statt. 
Erörtert wurden – neben rechtlichen und orga-

nisatorischen Rahmenbedingungen der je-
weiligen Arbeit – vor allem Fragen des best 
practice bzw. Erfahrungen in der Fallarbeit, der 
Zusammenarbeit mit der jeweiligen Landes-
polizei, den Innenministerien bzw. -behörden 
sowie den Landesparlamenten. Besonderes 
Augenmerk galt dabei den relativen Vor- und 
Nachteilen der unterschiedlichen Organisa-
tion, Anbindung und Kompetenzen der jeweili-
gen Dienststellen in Hamburg und in Schles-
wig-Holstein. 

Hochschule für Wirtschaft 
und Recht, Berlin
Am 11.01.2021 wurden organisatorische und in-
haltliche Aspekte der Neuaufstellung der 
Dienststelle BMDA vor Forschenden und Pro-
jektmitarbeitenden der Hochschule für Wirt-
schaft und Recht/Berlin (HWR) im Forschungs-
feld Police Accountability besprochen (Profes-
sorinnen und Professoren Sticher, Aden und 
Arzt mit Mitarbeitenden). Die anschließende 
Debatte galt u. a. (1) wissenschaftlichen An-
forderungen an die Fortentwicklung von Erfas-
sung und Analyse von Fehlverhalten bzw. ent-
sprechenden Vorwürfen, (2) neuen Herausfor-
derungen an Police Accountability, wie im 
Feld tätige Dienststellen durch Medien, insb. 
Soziale Medien, (3) international vergleichen-
der Forschung zu Vor- und Nachteilen interner, 
externer und hybrider Konstruktionen, (4) Wei-
terentwicklung der Beschwerdebearbeitung 
unter Einbeziehung moderierender Formate, 
(5) Veränderungswirkung von Erkenntnissen 
aus Beschwerdebearbeitung und der entspre-
chenden Stellschrauben sowie (6) Rolle der 
Aus- und Fortbildung im Kontext. Vertreterin-
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nen und Vertreter der HWR zeigten sich außer-
ordentlich interessiert an der Einbeziehung 
des BMDA in dortige Forschung, sodass – zu-
nächst unverbindlich - ein weiterer Austausch 
im Verlauf des Jahres 2022 vereinbart wurde.

Neben weiteren Kontakten, etwa im Rahmen 
von Online-Treffen oder Tagungen, mussten 
jedoch weitere, für Anfang 2022 bereits ge-
plante Besuche bei der im Aufbau befindli-

chen Dienststelle des Bürger- und Polizeibeauf-
tragten der Stadt Berlin (Orientierungsge-
spräch und gegenseitige Beratung), an der 
Hochschule für Wirtschaft und Recht, Berlin 
(Dialog mit vergleichend Forschenden im The-
menfeld) sowie beim Innenministerium Bran-
denburg (Erfahrungsaustausch auf dortige 
Anfrage) leider pandemiebedingt zunächst 
ausgesetzt werden (Stand: Februar 2022). 

9. FAZIT UND AUSBLICK 

Inwieweit es der Polizei Hamburg gelungen ist, 
mit dem gewählten Ansatz bei der Neuaufstel-
lung des polizeilichen Beschwerdemanage-
ments den bundesweit offenkundigen, sich 
zugleich in Großstädten verdichtenden erheb-
lichen Erwartungen der Öffentlichkeit an die 
legitimatorische Fortentwicklung und Fehler-
kultur der Polizeien einerseits und den teilweise 
erheblichen rechtlichen und organisatori-
schen Problemen (darunter auch Beharrungs-
kräfte, die hier nicht geleugnet werden sollen) 
andererseits gerecht zu werden, muss sich zei-
gen. Eine Bewertung der Erfahrungen, zum ei-
nen der Öffentlichkeit mit der Arbeit der neuen 
Dienststelle, zum anderen der neuen Dienst-
stelle mit ihrer neuen Aufstellung und Arbeit 
innerhalb der Polizei Hamburg und deren spür-
baren Erfolgen, setzt jedoch eine belastbare 
Grundlage von Daten und Erfahrungen aus 
längerer, mit Sicherheit mehrjähriger prakti-
scher Tätigkeit voraus, die daher an dieser 
Stelle noch nicht möglich ist. 

Die konzeptionelle Weiterentwicklung des Be-
schwerdewesens der Polizei Hamburg wurde 

mit Nachdruck und dem authentischen 
Wunsch nach Veränderung betrieben. Die 
Neuausrichtung im Umgang mit Kritik soll dazu 
beitragen, auch die Zwischentöne jenseits von 
Fragen der Recht- oder Verhältnismäßigkeit zu 
vernehmen und zu würdigen. Neue, an der 
Perspektive des Beschwerdeführenden ausge-
richtete Verfahren sollen zukünftig eine verbes-
serte, vor allem aber verstehende Fehlerkultur 
ermöglichen. Das BMDA wird auch weiter den 
Beschwerdeführenden und sein individuelles 
Erleben in den Mittelpunkt der Untersuchun-
gen stellen. Das BMDA will polizeiliches Han-
deln und die entsprechenden Logiken erklä-
ren, aber auch Fehler eingestehen und so für 
einen Ausgleich sorgen.

Das erste Jahr der Dienststelle BMDA diente 
der Neukonzeptionierung und dem Aufbau 
der Dienststelle, der inzwischen erfolgreich ab-
geschlossen ist. Im Jahr 2022 soll sich daher 
auf die originären Aufgaben, die Konsolidie-
rung des Neuaufbaus und die verstärkte in-
haltliche Ausgestaltung unserer Arbeit – vor 
allem in den Bereichen Analyse des Beschwer-
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deaufkommens, Früherkennung und Be-
schwerdelösung/Mediation – konzentriert wer-
den. Die Außenstelle in der Mönckebergstraße 
soll in diesem Zusammenhang zu einem 
Schwerpunkt für die Kommunikation ausge-
baut werden, die sie bisher – vor allem vor 
dem Hintergrund der pandemischen Situation 
– schlechterdings nicht sein konnte. In Zusam-
menarbeit mit dem ITK sollen neue Formate 
der Begegnung mit zivilgesellschaftlichen Inte-
ressenvertretungen und Communitys erprobt 
werden, um proaktiv und ohne konkrete Prob-
lemstellung ins Gespräch zu kommen. 

Bei der Bewertung untersuchter Beschwerden 
will das BMDA stärker zwischen der individuel-
len Fehlleistung und den dafür auslösenden 
Strukturen unterscheiden. In Hinsicht auf die 
Beschwerdebearbeitung wie die Analysekom-
petenz haben sich der multiperspektivische 
Ansatz wie die interdisziplinäre Zusammenset-
zung der Dienststelle bewährt. Die sozialwissen-
schaftlichen Mitarbeitenden des BMDA sollen 
deshalb noch stärker in die Arbeit eingebun-
den werden; auch ständige Fortbildung aller 
Mitarbeitenden bleibt der Anspruch des 
BMDA. Die Erfahrungen des ersten gemeinsa-
men Jahres an der neuen Dienststelle haben 
gezeigt, dass der Perspektivwechsel und die 
bewusste Einbeziehung der emotionalen 
Ebene die Beschwerdeauflösung vielleicht 
nicht immer erleichtern, aber fördern, und vor 
allem die Voraussetzung für einen vertrauens-
vollen und offenen Austausch bilden. Das gilt 
nicht nur für Beschwerdeführende, sondern 
ausdrücklich auch für den Kontakt zu be-
schwerten Kolleginnen und Kollegen.

Die Identifizierung und der Umgang mit Be-
schwerten ist ein weiterer Schwerpunkt der 
künftigen Arbeit. Die Betrachtungen des Hell-
feldes bekannter Sachverhalte im Berichtszeit-
raum haben gezeigt, dass Beschwerden über 
Polizeikräfte in Relation zum messbaren polizei-
lichen Handeln die absolute Ausnahme dar-
stellen. Umso wichtiger ist es, diese Fälle konse-
quent zu untersuchen, Beschwerten fair zu be-
gegnen, den Perspektivwechsel zu fordern, 
aber auch selbst einzunehmen. Deshalb will 
das BMDA die Erkenntnisse für eine flexible 
Aus- und Fortbildung nutzbar machen, die 
Handlungssicherheit gibt und zu Selbstrefle-
xion ermutigt. Nicht die Sanktion ist deshalb 
das Ziel, sondern eine verstehende Erweite-
rung der eigenen Kompetenzen. 

Das kommende (angepasste) Berichtsjahr (1. 
Januar 2022 – 31. Dezember 2022) wird zu-
gleich das erste Jahr des reinen Wirkbetriebs in 
den neuen Strukturen des BMDA sein. Über 
den Erfolg des neuen Ansatzes und die Neu-
aufstellung werden mittel- und langfristig vor 
allem die folgenden Kriterien entscheiden:

1	 inhaltliche wie quantitative Entwicklung 
des Beschwerdeaufkommens – intern wie 
extern – als Hinweis darauf, dass die Dienst-
stelle und ihre Arbeit in den internen wie exter-
nen Zielgruppen gut angenommen werden

2	 Rückmeldungen von Beschwerdeführen-
den in Hinsicht auf Anerkennung für die  
Arbeit wie (überwiegende) Akzeptanz der 
Ergebnisse des BMDA (unter Berücksichti-
gung im Ergebnis nicht abhilfefähiger Be-
schwerden und Konflikte) 
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3	 Verstetigung der effektiven und wei-
sungsunabhängigen Tätigkeit einschließ-
lich aller erforderlichen Zugänge, breiter Unter-

Wir freuen uns auf die Arbeit im nächsten Jahr!

stützung auf allen Führungsebenen und er-
kennbarer Wirkung der Prüfergebnisse wie der 
Lageanalysen innerhalb der Polizei.

Beschwerdemanagement/
Disziplinarangelegenheiten
POLIZEI HAMBURG
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